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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 20 Minuten 

Vo r s i t zen d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Drifter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

K r a n k gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Broesigke. 

Fragestunde 

Präsident: Ich beginne jetzt mit dem Aufruf 
der Anfragen. 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident: Wir kommen jetzt zur Anfrage 16: 
Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr 
(OVP) an den Herrn Bundesminister für Han­
del, Gewerbe und Industrie. 

1904/M 
Wie hat sich der agrarische Außenhandel 

zwischen der EWG und Österreich seit Inkraft­
treten des Freihandelsabkommens entwickelt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Der Export in die Agrargemein~ 
schaft hat sich von 1912 mit 7,8 Milliarden auf 
8,9 Milliarden im Jahre 1974 entwickelt. Aller­
dings ist der Anteil von 18 Prozent auf 15 Pro­
zent zurückgegangen. Die Importe haben von 
5 auf 7 Milliarden zugenommen; der Anteil 
ist von 6 Prozent auf 7 Prozent gestiegen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr: Herr 
Minister! Aus Ihrer Antwort entnehme ich, 
daß Sie nicht den Agrarhandel als solchen 
allein genannt haben, sondern offensichtlich 
auch entweder Holz oder andere Dinge mit 
dazugereChnet haben. Das ist an und für siCh 
unübliCh, weil Holz nicht zum Agrarhandel 
gehört. Ich hätte also erwartet, daß Sie tat­
sächlich die Frage so beantworten, wie sie 
gestellt ist, das heißt also, den tatsächlichen 
Agrarhandel bekanntgeben. Der Agrarhandel 
hat sich leider in den letzten drei Jahren sehr 
ungünstig für Osterreich und seine Bauern 
entwickelt. Wir haben jetzt draußen die Stim­
mung, daß die Bauern kein Verständnis haben, 
daß die Importe aus der EWG, aus dem EWG-

. Raum in einem beachtlichen Umfang weiter 
steigen, während die Exporte Osterreichs in 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft auf 
dem Agrarsektor sehr stark leiden. 

Wir haben als Abgeordnete immer wieder 
die Interventionen der Bauern, daß in dieser 
Frage endlich etwas geschehen solle, weil eben 
hier eine vollkommen ungleiche Behandlung 
vorliegt und weil sich der Agrarbriefwechsel 
des EG-Abkommens praktisch sebr zuungun­
sten Osterreichs entwickelt. Für die Bauern 
entstehen schwere Einkommensverluste, aber 
auch für die Volkswirtschaft ergeben sich 
äußerst große Belastungen für Stützungsmaß­
nahmen. 

Meine konkrete Zusatzfrage ist nun: Was 
werden Sie, Herr Minister, beziehungsweise 
die Bundesregierung konkret unternehmen, 
um diese unerträgliche Entwicklung zu been­
den und positive Ergebnisse zu erreichen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribadler: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Zuerst muß ich 
doch einmal festhalten, daß auch Holz ein 
agrarisches Produkt ist. Ich weiß, daß die 
Landwirtschaftskammer immer wieder auf dem 
Standpunkt steht, man soll den Holzexport 
vollkommen ausklammern. Aber nach wie vor 
stehen die Statistiker, die Okonomen und die 
Leute, die auch ein bißehen etwas davon ver­
stehen, auf dem Standpunkt, daß man Holz 
nicht ganz ausklammern kann. 

Ich könnte Ihnen natürlich - aber Sie 
kennen sie ja selbst - auch die Ziffern ohne 
Holz sagen, die zweifelsohne schlechter sind; 
das will ich ja gar nicht bestreiten. Es ist ja 
an und für sich der Anteil der Agrarprodukte 
mit Holz genauso wie ohne Holz zurück­
gegangen. Das ist ja unbestritten. 

Was nun die Frage betrifft, was die öster­
reichische Bundesregierung unternimmt, so ist 
zu sagen: Es wurden ja bereits der Herr 
Außenminister , der Herr Bundeskanzler und, 
soviel ich weiß, auch jetzt noch der Herr 
Landwirtschaftsminister gefragt. Ich kann nur 
sagen, daß natürlich diese Herren, aber auch 
im, alle Möglichkeiten, die sim ergeben 
haben, ausgeschöpft haben, um mit Brüssel 
und mit den Verantwortlichen in Brüssel, 
aber auch mit den Ministern der EG-Staaten 
in Kontakt zu kommen, um dort die Wünsche, 
die berechtigten WünsChe der Landwirtschaft 
zu deponieren. 

Wenn Sie sagen, daß der Briefwechsel jetzt 
zu unseren Ungunsten ausgelegt wird, so 
stimmt das insofern. als ja die Sperre der 
Schlachtrinderexporte für die österreichische 
Landwirtschaft sehr nachteilig ist. Ich stehe 
nicht an zu sagen - was ich ja schon erklärt 
habe -: Man wird das ganze Problem neu 
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Bundesminister Dr. Starlbadler 
überdenken müssen. Wir haben ja im ver­
gangenen Jahr bereits versucht, Maßnahmen 
zu ergreifen, die alle im engsten Einver­
nehmen mit der Landwirtschaftskammer und 
selbstverständlich mit dem Landwirtschafts­
ministerium in meinem Ministerium getroffen 
worden sind. Ich nehme daher an, daß wir 
versuchen werden, auf demselben Weg in 
Brüssel bezüglich der österreichischen 
Schlachtrinder eine Verbesserung der Export­
situation zu erreichen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr: Es 
rächt sich jetzt die Tatsache - wie es ja auCh 
schon von einem vorhergehenden Fragesteller 
gesagt wurde -, daß es nkbt gelungen ist, 
1972 in die EWG-Verträge zumindest ab­
schöpfungsfreie Kontingente für verschiedene 
Kategorien und Produkte hineinzubekommen. 
Jetzt ist es selbstverständlich sehr schwierig, 
weil ja von der EWG immer die Beispiels­
wirkung gefürchtet wird. 

Aber es ist Tatsache, daß die österreidli­
schen Bauern immer größere Marktanteile ver­
lieren, sowohl im Inland durch die Konkurrenz 
von außen, von Osten und Westen, als auch 
im Ausland. Es ist also für die österreichische 
Landwirtschaft eine ganz schwierige Entwick­
lung, wenn das so weitergeht. 

Meine Zusatzfrage lautet nun: Sind Sie 
bereit, Herr Bundesminister, gesetzliche Ivlaß­
nahmen zur Sicherung der Wettbewerbsgleich­
heit der österreichischen Landwirtschaft im 
Agraraußenhandel vorzuschlagen und für 
·deren Verwirklichung einzutreten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribamer: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Sie wissen ganz 
:genau, daß es uns eben leider nicht geglückt 
ist. die Wünsche der Landwirtschaft im EG­
Vertrag unterzubringen. ICh will jetzt niCht 
polemisieren und sagen: Es ist der Regierung 
vor uns überhaupt nicht geglückt, den EG­
Vertrag zu erreiChen. (Abg. S tau d in ger: 
Sie polemisieren nicht?) - Nein, iCh will nicht 
polemisieren, ich will's nur feststellen, Herr 
Abgeordneter Staudinger! Das darf man doch, 
~glaube ich, nochl 

Es ist uns also leider nicht geglückt, auCh 
.die notwendige Regelung für die Agrarier 
einzubauen. Das wissen Sie aber. Da es mir ja 
innerösterreichisCh geglückt ist, die Landwirt­
:schaftskammer als Vertretung in die Beratende 
Kommission einzuschleusen - das möchte ich 
ausdrücklich sagen -, haben Sie ja alle In­

wird. Als sich herausgestellt hat, daß es jetzt 
wieder Schwierigkeiten mit dem Export bei 
Schlachtrindern gibt, habe ich bereits erklärt, 
daß wir das ganze Problem neu überdenken 
müssen. Ich bin hier im engsten Einvernehmen 
in der Interministeriellen Kommission mit den 
Kammern - natürlich damit auCh mit der 
Landwirtschaftskammer - und werde alle 
Vorschläge, die diesbezüglich kommen, ge­
nauestens und gewissenhaftest prüfen. 

Präsident: Anfrage 17: Herr Abgeordneter 
Glaser (OVP) an den Herrn Bundesminister. 

1905/M 

Welche konkreten Maßnahmen haben Sie 
ergriffen, um Altstoffe wieder in de.n Wirt­
schaftsprozeß e~zugliedern? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribadler: Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter! Wir haben im Han­
deIsministerium ein Projektteam Recycling er­
richtet und haben dort auf allen Gebieten, 
soweit wir dafür die Kompetenz haben, ent­
sprechende Maßnahmen eingeleitet. Es gibt 
ein großes Problem mit der Kompetenz, weil 
Müll bekanntlicherweise Landeskompetenz ist, 
aber ich habe bis jetzt mit den einzelnen Län­
dern darüber noch keinen Kompetenzstreit 
gehabt. Ich kann daher nur im Rahmen meiner 
Kompetenz versuchen, die entsprechenden 
Projekte zu forcieren, und das ist geschehen 
bei Schrott. bei Altpapier; jetzt sind wir bei 
Verhandlungen hinsidltlich Alttextilien, OIen, 
Altölen, Gummi, Glas. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. M U 8 8 i 1.) 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter· Glaser: Herr Bundesministerl 
Sehr klar war Ihre Antwort wirklich nicht, 
denn meine Frage lautete: Welche konkreten 
Maßnahmen haben Sie ergriffen? - Wenn 
Sie sagen, Sie haben keine ergriffen, nehme 
ich es zur Kenntnis. Denn bisher haben sich 
lediglich vor allem private Organisationen 
bemüht - ich denke etwa an das Rote 
Kreuz -, die Altstoffe zu sammeln. Aber 
jeder Osterreicher sieht ja täglich, wie viele 
wertvolle Altstoffe verlorengehen durch Ein­
wurf in die Mülltonnen et cetera. Sie haben 
nur am Rande Glas erwähnt. Allein was an 
Flaschen - hier meine ich Glasflaschen, um 
andere wäre weniger schade - hier verloren­
geht. ist sicherlich beachtlich, ist beachtliches 
Volksvermögen. Sind Sie nkbt bereit, hier 
endlich initiativ zu werden? 

Präsident: Herr Minister. 

.formationen bekommen. Und Sie wissen ganz Bundesminister Dr. Staribamer: Herr Abge­
,genau, daß jetzt im engsten Einvernehmen ordneter! Ich habe nicht geglaubt, daß Sie mich 
.mit den Interessenvertretungen vorgegangen nicht verstehen können, wenn ich erkläre: 
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Bundesminister Dr. Staribadler 
Wir haben ein Projektteam eingesetzt, in dem 
alle beteiligten Stellen mitarbeiten und dem es 
eben gelungen ist, bei Schrott und bei Alt­
papier zu sehr konkreten Ergebnissen zu kom­
men. Es ist uns zum Beispiel bei Schrott ge­
glückt, das Aufkommen von 326.000 Tonnen 
im Jahr 1973 auf 401.000 Tonnen im Jahre 1974 
zu erhöhen. Es ist uns bei Altpapier geglückt, 
eine Sammelaktion mit zusätzlichen 
15.000 Tonnen - wir rechnen, daß wir heuer 
auf 20.000 bis 25.000 Tonnen kommen wer­
den - zu machen. Nun bitte, der Handels­
minister oder seine Beamten können das 
Papier nicht einsammeln. Was wir nur können, 
ist - und das tun wir ja -, mit den dafür 
in Frage kommenden Stellen entsprechende 
Vorschläge auszuarbeiten und dann diese 
Abfälle in den einzelnen Gebieten - jetzt 
beginnen wir einmal mit Städten - durch 
Sondermüllkörbe, durch Sonderaktionen ein­
zusammeln und der Altpapierverwertung zu­
zuführen. 

Ich bin gerne bereit, Herr Abgeordneter, 
wenn Sie sich dafür im Detail interessieren 
Ihnen die Detailschwierigkeiten - ich fürcht~ 
nur, da wird die Fragestunde nicht aus­
r~ichen - aufzuzeigen und Ihnen die Ergeb­
nIsse bekanntzugeben, die wir dann beim Ein­
sammeln dieser Altstoffe trotzdem erreichen. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundesministerl 
Ich möchte noen einmal festhalten: Das, was 
Sie jetzt erwähnt haben, ist ja nicht durch Ihre 
Initiative erfolgt, sondern das sind Maßnah­
men, Handlungen und Aktionen, die seit lan­
gem bestehen und seit langem durchgeführt 
werden. Schrotthandel gibt es seit Jahrzehnten 
oder noch länger, Alteisen et cetera ist seit 
eh und je gesammelt worden. 

len habe vorher schon erwähnt, daß bei­
spielsweise Altpapier oder Alttextilien vom 
Roten Kreuz und anderen Organisationen vor 
a~lem deshalb gesammelt werden, um auf 
dIese Art und Weise zusätzliche Einnahmen 
zu erzielen. Das ist sozusagen das treibende 
Motiv für diese Handlungen. 

Ien wollte wissen, welene konkreten 
Initiativen, Aktionen Sie gesetzt haben, um 
hier wertvoiles Volksvermögen zu erhalten. 
Ihre Antwort hat darin bestanden, daß Sie 
sagten, es wäre ein Projekt vorhanden. Ien 
hätte mir vorstellen können, daß Sie, Herr 
Bundesminister, sagen, daß mit diesen und 
jenen Organisationen Verhandlungen geführt 
wurden, das und jenes veranIaßt wurde, aber 
Sie reden nur herum. 

Konkret jetzt noch die Frage: Sind Sie in der 
Lage, vor allem Aktionen zu initiieren um 
- ich habe es schon erwähnt, weil hier' sehr 

viele Devisen verlorengehen - Altglas bezie­
hungsweise Bruchglas sammeln zu lassen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribadter: Herr Abge­
ordneter! Ich habe nicht angenommen, daß 
Sie alle Detailinformationen wollen. Ich bin 
gerne bereit, sie Ihnen zu geben. Nur fürchte 
ich, daß die Fragestunde dann nicht ausreicht. 
Wenn Sie einverstanden sind, werde ich Ihnen 
alle Detailinformationen zukommen lassen, 
damit Sie sehen, mit welchen Organisationen, 
mit welchen Firmen verhandelt wurde, welche 
konkreten Maßnahmen von uns, vom Handels­
ministerium initiiert wurden und wo es be­
reits Ergebnisse gibt. 

Weil Sie zum Beispiel nach der Glasein­
sammlung fragen: Sie müßten wissen, welche 
Schwierigkeiten es gibt. Es ist zu trennen, ob 
es Weißglas, ob es färbiges Glas, ob es Bruch­
glas ist, ob es Einwegflaschen sind, alles muß 
anders behandelt werden. Sie würden dann 
sehen, daß das einer ganzen Reihe von Unter­
suchungen, einer ganzen Reihe von Be­
sprechungen bedurfte. Ich habe angenommen, 
daß Sie damit einverstanden sind, zu erfahren, 
was geschieht. 

Wenn Sie Detailinformationen wollen, stelle 
ich sie Ihnen gerne zur Verfügung. 

Nur, wie gesagt, noch einmal: Das Mini­
sterium selbst kann nur initiativ werden, in­
dem es Vorschläge macht. Das wurde gemacht. 
Das Ministerium kann einen Erfolg nach­
weisen, wenn festgestellt wird, daß größere 
Mengen aufgebraucht und im Inland ver­
wendet werden. 

Wenn Sie sagen, Schrotthandel gibt es schon 
lange: Jawohl, den gibt es, nur war vorzu­
sorgen, daß zum Beispiel Schrott nicht als 
Nutzeisen ins Ausland exportiert wird, wie ich 
das in den vergangenen Jahren feststellen 
konnte. Es mußte daher die Preis anordnung 
geändert, es mußten neue Preise' festgesetzt, 
es mußten neue Exportbestimmungen fest­
gelegt werden. Sie sehen, da gibt es tausend 
kleine Notwendigkeiten, die durchgeführt 
werden müssen, um das Schrottaufkommen im 
Inland zu vergrößern. Das wird weiter fort­
gesetzt, das ist Aufgabe des Handelsmini­
steriums, das werden wir machen. 

Ich gebe Ihnen selbstverständlich alle 
Detailinformationen, diE~ Sie wünschen. (Abg. 
G 1 ase r: Denen sehe ich mit Interesse ent­
gegen/) 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: Anfrage 18: Herr Abgeordneter 
Pölz (SPO) an den Herrn Bundesminister für 
Bauten und Technik. 
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1943/M 
Bis zu welchem Zeitpunkt ist mit dem 

Beginn der Bauarbeiten an der Bundesstraße 
12180, Weyrer Straße, und zwar abzweigend 
von der Bundesstraße 1 im Stadtgebiet von 
Amstetten bis zur Einmündung in die Bundes­
straße 121, zu rechnen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
"Moser: Herr Abgeordneter! Die Straßenver­
hältnisse im Ortsgebiet Amstetten sind mir 
auch aus eigener Erfahrung bekannt. Ich habe 
daher darauf gedrängt, daß im heurigen Jahr 
im Bauprogramm der Beginn der Sanierungs­
arbeiten der B 1 aufgenommen wird. Hiefür 
werden insgesamt nach Schätzung der zustän­
digen Sektion meines Hauses 30 bis 40 Mil­
lionen Schilling erforderlich sein. Bei diesem 
großen Betrag, der für die B 1 erforderlich 
ist, ist es mir aber gegenwärtig noch nicht 
möglich, zu sagen, wann mit der zweiten, der 
von Ihnen genannten Bundesstraße, der 
Weyrer Bundesstraße, die ebenfalls in einem 
"schlechten Zustand ist, begonnen werden kann. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pölz: Herr Bundesministerl 
Ich bin vom Roten Kreuz gebeten worden, Sie 

"ZU ersuchen, die B 121 a, die die Zubringer­
straße des ganzen Ybbstales bei der Kranken­
versorgung ist, vorzuziehen. Der Bauzustand" 
ist so schlecht, daß die Kranken, speziell wenn 
sie Wirbelsäulenverletzungen haben, beim 
Transport schwerste Schmerzen erleiden 
müssen. 

Abgeordneter Pölz: Herr Bundesminister I 
Die Planung der Ortsdurchfahrt, die ja vor­
handen ist, hat drei Jahre gedauert. Ist es bei 
den Landesregierungen üblich, solche dring­
liche Bauvorhaben in so "rascher" Zeit zu 
erledigen? Was hat diese Planung gekostet? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter I 
Bei Sanierung einer vorhandenen Straße sehe 
ich keinen Grund, daß eine Planung drei Jahre 
dauern muß. Mir sind die Gründe, warum das 
so lange gedauert hat, derzeit im einzelnen 
nicht bekannt. Ich kann auch über die Kosten 
keine Aussage machen, weil nach der Kom­
petenzverteilung "Planung" Sache des Landes 
ist und die Länder vom Bund eine Pauschal­
abgeltung bekommen und die dafür notwen­
digen Kosten aufbringen. 

Das Land Niederösterreich bekommt zum 
Beispiel als Pauschalabgeltung für die Pla­
nungs-, Bauleitungs- und Durchführungsarbei­
ten 9 Prozent jenes Betrages, der im Land 
Niederösterreich durch den Bund verbaut wird. 
Die Auswahl des planenden Architekten oder 
Zivilingenieurs liegt nicht beim Bautenmini­
sterium, sondern einzig und allein beim 
Lande. Ich werde mir aber im konkreten vom 
Land berichten lassen, wie hoch die Kosten 
waren und was die Umstände sind, die eine 
so lange Planungszeit ,hervorgerufen haben. 
Ich bin gerne bereit, Ihnen dann diese Mit­
teilung zu machen. 

Präsident: Anfrage 19: Herr Abgeordneter 
Deutschmann (OVP) an den Herrn Bundes-

Können Sie die Anordnung geben, daß die minister. 
"B 121 a zuerst begonnen wird, und zwar heuer 
noch, dann als nächste Etappe der Hauptplatz 
der Stadt und dann erst das Industriegelände? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneterl 
Sie verfügen zweifellos als Bürgermeister von 
Amstetten über sehr gründliche Ortskennt­
nisse, die mir natürlich fehlen. Ich bin aber 
gerne bereit, nachdem wir heuer mit einer 
Beginnrate im Bauprogramm bereits die Mög­
lichkeit der Sanierung der Ortsdurchfahrt und 
der Aufnahme der Bauarbeiten geschaffen 
haben, die zuständige Sektion anzuweisen, 
zuerst vielleicht die von Ihnen genannte 
Weyrer Bundesstraße in Angriff zu nehmen, 
weil ich durchaus verstehe, da diese Straße 
die Zufahrt zum Krankenhaus ist, daß man 
dort im Interesse des Roten Kreuzes und vor 
allen Dingen im Interesse der Kranken die 
Belagserneuerung , die gründliche Sanierung 
"vornehmen muß, damit Beschwerden dieser 
.Art für die Zukunft entfallen können. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

1907/M 
Bis wann wird die Südautobahn dem durch­

gehenden Verkehr zur Verfügung stehen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneterl 
Ich habe im Jänner zum Problem Südautobahn 
eine ausführliche Antwort dem Herrn Abge­
ordneten Gradinger gegeben. Ich bin gerne 
bereit, auch Ihnen diese Antwort zu geben. 

Ich sagte damals, daß von der Gesamt­
strecke Wien-Thörl-Maglern auf rund 
208 km keine Baumaßnahmen begonnen wor­
den sind. Die Kosten, soweit wir sie schätzen 
können, pro Kilometer mit 80 Millionen be­
rechnet, werden also zwischen 16 und 11 Mil­
liarden Schilling liegen. Ich glaube, sie werden 
höher sein, weil natürlich auch Projektierungs­
und Bauführungskosten dazugerechnet werden 
müssen. 

Es ist Ihnen auch bekannt, Herr Abgeord­
neter, daß der Treibstoffabsatz stagniert, daß 
er nicht weiter steigt, daß damit aber auch 
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Bundesminister Moser 
die Einnahmen der Bundesstraßenverwaltung 
stagnieren. Es besteht aber keine Meinungs­
differenz, daß die Südautobahn eine außer­
ordentlich hohe Priorität hat. 

Deshalb habe ich auch dem Herrn Abge­
ordneten Gradinger gesagt, daß Gespräche mit 
dem Finanzministerium laufen, um über eine 
- ich will nicht sagen: Sonderfinanzierung -
zusätzliche Finanzierung das Ziel doch er­
reichen zu können, das wir uns vorgenommen 
haben, etwa bis Mitte der achtziger Jahre die 
Südautobahn von Wien bis Thörl-Maglem 
- ich sage allerdings einschränkend dazu: 
nicht im Vollausbau, sondern auf weiten 
Strecken wahrscheinlich nur auf einer Fahr­
bahn - benützen zu können. Solche Gespräche 
haben bereits stattgefunden. Das Endgespräch, 
soweit es auf Beamtenebene zu führen ist, 
wird nächste Woche zwischen dem zustän­
digen Sektionschef im Finanzministerium und 
meinem zuständigen Sektionschef geführt wer­
den. Anschließend daran wird natürlich mit 
den in Frage kommenden Ländern verhandelt 
werden müssen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Deutscbmannn: Herr Bundes­
ministerl Ich weiß, daß Sie dem Herrn Abge­
ordneten Gradinger genau die gleiche Frage 
so wie mir beantwortet haben, indem Sie nicht 
gesagt haben, wann die Südautobahn wirklich 
befahrbar sein wird. 

Wir haben auf Grund der Budgetunterlagen 
festgestellt, daß die Südautobahn für die 
Kärntner erst im Jahre 2007 befahrbar sein 
wird. Ich möchte jetzt sagen: Meine Enkel 
werden eine große Freude an der Autobahn 
haben. (Heiterkeit.) 

Herr Bundesminister I Sie haben in Ihrer 
ersten Beantwortung erklärt, daß Sie meinen, 
es müßte irgendeine zweite, eine zusätzliche 
Finanzierungsform gefunden werden, damit 
die Südautobahn schneller zum Tragen kommt. 

Ich mömte konkret fragen: Haben Sie Ge­
spräche dieser Art schon geführt, und steht 
im Zusammenhang mit dieser Finanzierungs­
gesellsmaft die Einführung - wie man aus 
der Presse und aus verschiedenen Aussagen 
hört- der Mautstredten auf der Padt und 
am Wechsel? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneterl 
Ein solmes Gespräch ist zwischen dem Finanz­
minister und mir geführt worden. Es ist keine 
Festlegung, in welcher Rechtsform die zusätz­
lichen Mittel aufgebracht werden können, ge­
troffen worden. Es gibt ja verschiedene 
Modelle. Es gibt das eine Modell, das Sie 
angezogen haben, in Form einer Gesellschaft 

auf den Kapitalmarkt zu gehen und die Schei­
telstrecken, die Tunnelstredten vor allen Din­
gen, mit einer Gebühr zu belegen. 

Es gibt die zweite Möglichkeit meiner Mei­
nung nach, daß über eine außerordentliche 
Gebarung selber das Geld beschafft wird. 
Allerdings, muß ich sagen, müßten die Länder, 
die Interesse daran haben müssen - es sind 
mindestens vier, wenn nicht fünf -, dann 
zumindest einen erheblichen Teil des Zinsen­
dienstes übernehmen. 

Gegenwärtig geht es aber darum, genau 
festzustellen, wie groß die Lüdte ist, die nicht 
aus normalen Einnahmen finanziert werden 
kann, wobei die seinerzeitige Behauptung 
Kärntens von 3 Milliarden sicherlich nicht 
mehr stimmt, sondern ich muß mit einer Lücke 
von etwa 6 bis 8 Milliarden Schilling rechnen. 
Das ist Sache dieses Beamtengremiums, fest­
zustellen, wie groß die Finanzierungslücke bei 
den Normaleinnahmen wäre, gerechnet auf 
das Jahr 1985, dann erst kann man mit den 
Ländern, wenn man das Volumen wirklich 
kennt, in ernste Verhandlungen gehen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Deutsc:hmann: Herr Bundes­
ministerl Wenn im Sie richtig verstanden 
habe, haben Sie bis dato keine konkreten 
Verhandlungen mit den Ländern oder mit 
jenen Leuten geführt, die sich an einer Finan­
zierungsgesellschaft beteiligen sollten. Sie 
haben aber auch gemeint, wenn es zu einer 
Finanzierungsgesellschaft kommt, daß dann 
selbstverständlich mit einer Mautstredte zu 
rechnen sei. 

Ich möchte Sie fragen, ob Sie es als gerecht 
empfinden, wenn jemand nach Kärnten fahren 
will, daß der über die Südautobahn Maut 
zahlen sollte, über die Tauernautobahn Maut 
zahlen sollte, für den Durchscbleusverkehr Ge­
bühren entrichten und bei Benützung des Fel­
bertauerntunnels auch zahlen sollte. Wir wis­
sen, daß auf der Westautobahn keiner, der 
diese Autobahn benützt, eine Abgabe zu ent­
richten hat. Glauben Sie, daß das richtig wäre 
im Interesse der südlichen Bundesländer? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter I 
Im habe wiederholt im Hohen Hause gesagt, 
daß die Frage der generellen Bemautung der 
Autobahnen seinerzeit Mitte der fünfziger 
Jahre hätte entschieden werden müssen. Nach­
träglich die Westautobahn unter Maut zu neh .. 
men, würde derart gigantische Aufwendungen 
für die Mauteinhebungsstellen und einen der­
art großen Personalaufwand erfordern, daß 
ich glaube, daß diese Frage nicht mehr zur 
Diskussion stehen kann. 
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Bundesminister Moser 

Wenn aber Oster reich außerordentlich auf­
wendige gebirgsüberschreitende Autobahnen 
baut, dann halte ich es vom Grundsatz her 
schon für richtig, daß dann die Zeitersparnis, 
Treibstoffersparnis, Abnützungsersparnis auCh 
von dem betreffenden Benutzer in irgendeiner 
Form honoriert werden soll. 

Im konkreten Fall Südautobahn gibt es aber, 
wie ich sagte, nicht nur das Modell Finanzie­
rungsgesellschaft. Herr Abgeordneter I Eine 
reine Finanzierungsgesellschaft zwischen den 
fünf Bundesländern hätte mei.ner Meinung 
nach überhaupt keinen Sinn, sondern das 
müßte dann ein System sein wie etwa die 
Brenner- oder Tauernautobahn-Aktiengesell­
schaft. 

Aber daneben sChwebt mir ja aum eine 
außerhalb einer solChen GesellsChaft liegende 
Finanzierung vor, wobei aber die Länder mit­
beteiligt sein müssen. Es ist doch kein Ge­
heimnis, daß man bei stagnierenden Einnah­
men der Bundesmineralölsteuer seine ge­
stedeten Ziele nimt erreichen kann, wenn nicht 
zusätzliche Mittel lockergemacht werden kön­
nen. Ich verfolge nach wie vor das Ziel 1985, 
und erst wenn wir sehen, was, gemessen an 
diesem Ziel, an Lücke da ist, kann man mit 
den Ländern konkrete Verhandlungen auf­
nehmen. 

Die grundsätzliche Bereitschaft zu solchen 
Gesprächen haben die Länder übrigens schon 
seit einiger Zeit bekundet. 

Präsident: Anfrage 20: Abgeordneter Josef 
Schlager (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

1944/M 
Sind Meldungen richtig, daß baureife Projekte, 

wie die UmfahrWlgen von Mürzzusohlag, Gleis­
dorf, Gröbming Wld Knittelfeld, zurüokgestellt 
werden müssen, weil dem Land Steiermark die 
Mittel nioht zur Verfügung gestellt werden 
kÖIUlen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter I 
Für die Umfahrung Mürzzuschlag und Knittel­
feld sind die Detailplanungen noch niCht im 
Bautenministerium. Sie werden beim Amt der 
steiermärkischen Landesregierung noCh aus­
gearbeitet. 

Für eine südliche Umfahrung von Gröbming 
im Zuge der bestehenden Bundesstraße wurde 
vom Amt der steiermärkischen Landes­
regierung erst am 29. 1. 1915 ein generelles 
Projekt vorgelegt, das nach unserer Meinung 
die Grundlage für weitere Detailplanungen 
bilden wird. 

Dazu möchte ich sagen: Dieses Projekt 
wurde schon vor einiger Zeit vorgelegt, hat 
aber zweimal eine ,mögliche Trassenführung 

der Ennstal Schnellstraße gequert, was meiner 
Meinung naCh völlig unsinnig wäre. Es ist 
daher dieses Projekt an die Steiermark mit 
dem Ersuchen zurückgegangen, sich endgültig 
zu entscheiden, wo, wenn einmal eine Ennstal 
Schnellstraße gebaut werden sollte, die Linien­
führung liegen sollte. Das ist erst jetzt am 
29. Jänner durch einen Bericht des Amtes 
der Landesregierung beantwortet worden. 
Wenn das generelle Projekt geprüft wird 
- ich hoffe, daß das bis Ende dieses Monats 
sein können wird -, kann dann grünes Licht 
für Detailplanungen gegeben werden. 

Was Gleisdorf anlangt, habe ich am 20. Jän­
ner 1915 ein Detailprojekt erhalten, das der­
zeit überarbeitet und geprüft wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Josef Schlager: Herr Bundes­
minister! Ihrer Antwort kann ich entnehmen, 
daß das Nichtvorliegen von ausbaureifen 
Plänen eigentlich schuld daran ist, daß die 
Umfahrungen nicht schon begonnen werden 
können, und nicht die fehlende Geld­
zuweisung, wie seitens der Steiermark be­
hauptet worden ist. 

In welcher Zeitspanne erwarten Sie, daß 
ausbaureife Pläne für die Orte, die ich genannt 
habe, vorhanden sein werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter I 
Ich bin bei Zeitangaben immer etwas vor­
sichtig, weil sie durch verschiedene, nicht von 
mir beeinflußbare Imponderabilien in die 
Länge gezogen werden können, wobei nieman­
dem unterstellt werden soll, daß er nicht 
fleißig daran arbeitet. Es gibt auch andere 
Möglichkeiten der Verhinderung von Detail­
planungen. 

Im möchte aber grundsätzlich sagen: Meine 
Herren hatten bei den Bauverhandlungen den 
Auftrag, nur auf der Basis ausgereifter Bau­
projekte die Bauverhandlungen zu führen, 
weil es keinen Sinn hat, daß man, wenn man 
noch kein Bauprojekt vorliegen hat, Mittel 
reserviert, sie bindet, sie vielleicht wegen wid­
riger Umstände bei den weiteren Planungs­
arbeiten dort dann gar nimt verwenden kann 
und diese Mittel dann woanders hingegeben 
werden müssen, wo sie vielleicht nicht so 
notwendig sind. 

Zum Zeitpunkt der Bauverhandlungen mit 
der Steiermark war keines dieser Projekte da. 
Im habe allerdings eine einzige Ausnahme 
gemamt: Ich habe erklärt, daß, wenn die Pla­
nungen der Umfahrung Mürzzuschlag im Laufe 
des heurigen Jahres rechtzeitig fertiggestellt 
werden können, heuer mit dieser Umfahrung 
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Bundesminister Moser 
begonnen wird; wir werden dann im gege­
benen Moment die Beginnrate aufbringen 
müssen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter J osef Sdllager: Herr Bundes­
minister! Bei der Gleinalm Autobahn haben 
Ingenieure, Arbeiter und Angestellte bei 
St. Mimael beim Brückenbau eine grandiose 
Leistung vollbracht. Die Brücke ist smon fer­
tig. Jetzt erhebt sich· die Frage: Wie lange 
wird gewartet werden müssen, bis der An­
schluß an die Gleinalm Autobahn mit der 
Smnellstraße S 36 durm das Murtal vollzogen 
wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Es gibt dort bei St. Michael meiner Meinung 
nach zwei Probleme. Auf der einen Seite wäre 
es außerordentlich notwendig, die Autobahn 
wenigstens einige Kilometer nach Norden wei­
terzuführen und etwa im Raum Traboch oder 
nördlich davon eine provisorische Auffahrt 
zumindest auf diese Autobahn zu machen, 
damit dann die gesamte Gleinalmstrecke wirk­
sam werden kann. 

Und das zweite Problem sind die Anschlüsse 
der Schnellstraße vor allem nach Westen hin, 
vor allem in Richtung Knittelfeld. Nun habe 
ich noch keine Planungen für diesen Bereich 
da und kann daher auch nicht sagen, wann 
etwa mit dem Bau begonnen werden kann. 

Präsident: Anfrage 21: Herr Abgeordneter 
Pay (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

1946/M 
Wann ist mit dem ß&ubeginn für die Um­

fahrung des Stadtkerns von Köfla.ch zu rechnen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Der Aushau für die Umfahrung des Stadt­
kernes Köflach, für den ein Projekt genehmigt 
ist, wird im heurigen Jahr mit dem Bau der 
drei in dieser Trasse gelegenen Brücken auf­
genommen werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Pay: Herr Bundesminister, ich 
danke für diese Mitteilung. Ich werde das 
morgen dem Gemeinderat in Köflach berichten. 
(Heiterkeit bei der OVP.) 

Die Anfrage ist auch deshalb erfolgt, weil 
uns von der Landesbaudirektion Steiermark 
der Baubeginn bereits für Frühjahr 19'14 zu­
gesichert war. Tatsächlich haben wir erfahren, 
daß die Ablöseverhandlungen erst im Mai 
des Vorjahres fertig waren. Die Auskunft der 
Landesbaudirektion war also nicht zutreffend. 

Warum ich aber noch frage, Herr Bundes­
minister, ist die Tatsache, daß im Siedlungs­
gebiet von Köflach von der Landesbaudirek­
tion die Errichtung eines Bauhofes geplant 
ist. Die Gemeinde Köflach wird sich bemühen, 
einen anderen Grund im Tauschwege zu be­
kommen. 

Hier möchte ich nun fragen, ob Sie ver­
anlassen können, Herr Minister, daß die Lan­
desbaudirektion in der Planung der Umfah­
rung des Stadtkernes auch die Einmündung 
und die Einbindung dieses geplanten Bauhofes 
vornehmen kann. Er liegt an dieser Strecke, 
an der die neue Umfahrung ihren Verlauf 
nehmen wird. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Es ist simer notwendig, im Raume Köflach 
einen Bauhof für die Betreuung der Bundes­
straßen zu errichten. Wenn die Gemeinde der 
Meinung ist, daß das von der Straßenver­
waltung in Aussicht genommene Grundstück 
die weitere Entwicklung der Gemeinde stören 
würde, dann bin ich gerne bereit, zu verfügen, 
daß Entscheidungen über die Situierung des 
Bauhofes so lange ausgesetzt werden, bis 
zwischen der Gemeinde und der Bundes­
straßenverwaltung über einen allenfalls dann 
von der Gemeinde allerdings aufzubringenden 
Ersatzgrund Klarheit geschaffen ist. Ich weiß, 
daß sich die Gemeinde Köflach mit solchen 
Gedanken trägt, daß der gegenwärtig in Aus­
sicht genommene Platz für die Gemeinde nicht 
zuträglich wäre. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Pay: Es war, Herr Bundes­
minister, nicht nur die Gemeinde, sondern 
es waren - ich möchte sagen: in erster 
Linie - die Anrainer dieses Siedlungs­
gebietes, weit über 100 Personen, die sich 
hier eingesmaltet und die Gemeinde gebeten 
haben, ein Ersatzgrundstück zur Verfügung 
zu stellen. Wenn das geschieht - und wir 
nehmen an, daß es allerdings noch einige 
Zeit brauchen wird -, dann wird sicherlich 
diese Möglichkeit der Einbindung gegeben 
sein. Und da möChte ich tatsächlich nochmals 
ersuChen, daß die Landesbaudirektion in die-
sem Sinne unterrichtet wird. . 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Ich bin gerne dazu 
bereit, Herr Abgeordneter. 

Präsident: Anfrage 22: Herr Abgeordneter 
Meiß! (FPO) an den Herrn Bundesminister. 

1949/M 
Bis wann ist mit dem Baubeginn für das 

Schulzentrum Feldba.ch zu rechnen? 

923 
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Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminiser Moser: Herr Abgeordneter I 
Ich glaube, daß spätestens Mitte März die 
Ausschreibung für das Schulzen trum Feldbadl 
erfolgen kann. Dieses SdlUlzentrum' hat eine 
etwas längere Vorgeschichte. Es hat viele 
Schwierigkeiten gegeben im November des 
vergangenen Jahres oder, noch früher, bei den 
Bauverhandlungen, wo erstmalig der Verhand­
lungsleiter beziehungsweise ein Sachverstän­
diger gesagt hat, er könne zu dem Projekt 
erst Stellung nehmen, wenn alle Detail­
installationsplanungen auch daliegen, also so­
zusagen jedes Röhrl der Elektroleitung bereits 
fix und fertig geplant ist, was nirgends in 
ganz asterreich bisher der Fall war. Das ist 
aber ausgeräumt worden, und es hängt gegen­
wärtig noch daran, daß das Architektenteam 
die Ausschreibungsunterlagen bisher nicht ge­
liefert hat, aber über neuerliches Drängen 
zugesichert hat, daß es in kürzester Zeit nun 
endlich mit diesen Arbeiten fertig sein wird. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter MeIßI: Herr Bundesministerl 
. Mir ist genauso wie Ihnen, glaube ich, die Lei­

densgeschichte dieses Schulzentrums sehr 
wohl bekannt. In den über zwölf jährigen Be­
mühungen der Stadtgemeinde Feldbach hat 
es im vorigen Jahr so ausgesehen, als ob nun 
endlich der Startschuß für das Schulzentrum 
erfolgen würde und damit auch die unerträg­
liche Situation der Bundeshandelsakademie, 
der Bundeshandelsschule - und es kommt ja 
auch noch eine Oberstufe AHS dazu - be­
endet sein würde beziehungsweise mit dem 
Bau begonnen werden kann. Es waren ja 
bereits auch Mittel im ersten Budgetüber­
schreitungsgesetz im vorigen Jahr vorgesehen. 

Nun, wie Sie selbst sagen, gab es Schwierig­
keiten. Diese Schwierigkeiten haben mich ver­
anlaßt, neuerlich zu fragen, ob nun endlich 
damit zu rechnen ist, daß heuer wirklich, wie 
Sie jetzt ja selbst gesagt haben, im März oder 
April mit dem Beginn des Baues gerechnet 
werden kann. Uns selbst in Feldbach war die 
Verzögerung unerklärlich, die Sie ebenfalls 
angeführt haben und die mit formellen Grün­
den begründet wurde. 

Ich möchte Sie daher jetzt konkret fragen: 
Werden Sie alle Vorkehrungen treffen, daß 
wirklich im März oder April mit dem Bau 
begonnen werden kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter I 
Damit kein Mißverständnis entsteht: Idl habe 
gesagt, daß im März die Ausschreibung des 
Bauvorhabens erfolgen wird. Ich habe ange­
ordnet, daß nadl Uberreichung des Leistungs-

verzeichnisses durch das Architektenteam 
sofort die Ausschreibung ;erfolgt, mit einer 
gewissen Abstandszeit aber erst die Unter­
lagen - ich stelle mir etwa 14 Tage vor -
von den Unternehmungen behoben werden 
können, damit ich in der Zwischenzeit die 
Möglichkeit habe, diJese Ausschreibungsunter­
lagen noch einer gewissen Prüfung zu unter­
ziehen. 

Die Ausschreibung wird also Mitte März 
- ich glaube, man wird sicher sagen können: 
spätestens - erfolgen können. Ich muß aber 
den Unternehmungen natürlich für die Kalku­
lation leines so großen Bauvorhabens eine ent­
sprechende Zeit einräumen. Ich muß auch um 
Verständnis dafür bitten, daß dann auch die 
Verwaltung eine gewisse Zeit zur Prüfung 
der Offerte braucht, sodaß wir sicher nicht 
schon im März mit den Bauarbeiten werden 
anfangen können. Aber ich rechne, Wlenn alles 
in allem klaglos weitergeht, daß wir im Früh­
sommer etwa tatsächlich mit den echten Bau­
arbeiten anfangen. 

Präs.dent: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister! 
Darf ich Ihre Antwort so verstehen, daß wir 
im Laufe des Monates April mit einer Grund­
steinlegung zu rechIllen haben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneterl 
Ich bin nicht gegen Grundsteinlegungen, aber 
ich habe noch nie einen Grundstein gelegt, 
wenn nicht anschließend an die Grundstein­
legung die Caterpillars zu arbeiten angefan­
gen haben. ICh. halte von Grundsteinlegungen 
nichts, wenn dann noch Monate vergehen, bis 
die Bauarbeiter das Gelände besetzen. Wenn 
es möglich wäre, hätte ich nichts dagegen. 
Ich fürchte aber, daß bei dem notwendigen 
Kalkulations- und Prüfungszeitraum der Ter­
min April nicht gehalten werden wird können. 

Aber eines ist sicher: daß ab dem Zeitpunkt 
der Ausschreibung niemand mehr imstande 
sein wird, dieses Projekt irgendwie zu ver­
ändern beziehungsweise nicht mit den Arbei­
ten zu beginnen, zumal - wie Sie richtig 
sagen - die Mittel, die wir im Budgetüber­
schreitungsgesetz dafür bekommen haben, uns 
ja nicht verfallen sind, sondern auch heuer zur 
Verfügung stehlen, allerdings zuzüglich eines 
weiteren Betrages, den wir dazulegen müssen, 
weil ja der Bauzeitraum heuer wesentlich län­
ger sein wird, als wenn wir, was unser Plan 
war, schon im Spätherbst vorigen Jahres hät­
ten beginnen könDJen. 

Präsident: Anfrage 23: Abgeordneter Suppan 
(OVP) an den Herrn Bautenminister. 
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1908/M 
Wann werden dem Gendarmerieposten Blei­

burg die neuen Amtsräume zur Verfügung 
stehen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Der Gendarmerieposten Bleiburg wird die 
neuen Räume im Laufe des Monats März 1975, 
also heuer, beziehen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Suppan: Herr Bundesminister! 
Ist es richtig, daß der Bund als Eigentümer 
bisher den Kaufpl1eis noch nicht erlegt hat 
und daß es deshalb zur Verzögerung der Um­
siedlung gekommen ist? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Das ist nicht richtig. Der Grundpreis von 
166.491,34 S ist längst bezahlt. Dieser Tage 
wird die Rate, die nach dem Vertrag zu be­
zahlen ist, nämlich 1,3 Millionen, bezahlt wer­
den. leb sehe darin keinerlei Ursachen einer 
Verzögerung. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

für die Sozialversicherung nach dem ASVG 
und für die Arbeitslosenversicherung zusam­
men 887 Millionen Schilling. Dieser Beitrags­
rückstand betrifft in der Hauptsache die für 
November 1974 fälligen Beiträge, die 5772 Mil­
lionen SChilling betragen haben. Das bedeutet, 
daß von den Novemberbeträgen etwa 15,4 Pro­
zent offengeblieben sind. Die Beiträge sind auf 
Grund der gesetzlichen Bestimmungen jleweils 
bis zum 11. des nächstfolgenden Monats zu 
entrichten. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesministerr 
Wie hoch sind denn etwa die Beträge, die im 
Laufe des vergangenen Jahres durch die 
Sozialversicherungsträger nicht einbringlich 
waren, also abgeschrieben werden mußten? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Uber diese Zahl, 
Herr Abgeordneter, habe ich keine Unterlage 
zur Verfügung. Den BeitragsfÜckstand für die 
einzelnen Träger habe ich mir herausschreiben 
lassen, aber der ist ja in der Gesamtsumme 
von 887 Millionen Schilling enthalten. 

Wie hoch der Rückstand und vor allem der 
Abgeordneter Suppan: Herr Bundesminister! Anteil der uneinbringlimen Beiträge waren, 

Ist es richtig, daß die letzte Rate schon im werde im erheben lassen und Sie dann dar-
Dezember zu bezahlen gewesen wäre? über informieren. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Das entzieht sich meiner Kenntnis. ICh bin 
informiert, daß termingerecht bezahlt wird. Die 
Fälligkeit der Zahlungen richtet siCh ja nach 
dem Baufortschritt, und 60 Prozent, also 
1,3 Millionen - so wurde ich vorgestern 
informiert - gehen dieser Tage zur Anwei­
sung. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! Die 
Höhe des Rückstandes läßt doch auch in der 
Richtung einen Schluß zu, daß offensichtlich 
im Hinblick auf die geringeren Verzugszinsen 
die Rückzahlungen relativ säumig abgewickelt 
werden. Ist im Rahmen des ASVG vorgesehen,. 
die bei Geldinstituten üblichen Zinsen in ab­
sehbarer Zeit mit einzubauen, sie also wie 
Verzugszinsen anzuheben? 

Präsident: Herr Minister. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne-
Fragespiegel, der für diese Sitzung ausgege- ter! Auf Grund meiner langjährigen Erfahrun­
ben wurde. gen darf ich feststellen, daß die jeweils mit: 

Anfrage 1: Herr Abgeordneter Egg (SPO) 
an den Herrn Bundesminister für soziale Ver­
waltung. 

1935/M 
Wie hoch sind derzeit die Beitragsschulden 

der Unternehmungen bei den österreichischen 
Sozialversicherungsträgern ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Am 31. De71ember 1974 betru­
gen die Beitragsrückstände der Dienstgeber 

Jahresende vorhandenen Rückstände im Rah-
men der Sozialversicherung und hier vor allem. 
im Bereich der Pensionsversicherung und in 
der Arbeitslosenversicherung, in Prozenten 
ausgedrückt, annähernd gleich sind. Sie stei­
gen nur im Zusammenhang mit der allgemei­
nen Beitragsentwicklung. Ich sehe hier aber 
keine wie immer geartete Tendenz, daß man 
etwa wegen des geringeren Prozentsatzes für 
den Säumniszuschlag diese Beiträge nicht 
rechtzeitig abführt. 

Präsident: Anfrage 2: Abgeordneter Doktor 
Wiesinger (OVP) an den Herrn Bundesmini" 
ster. 
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1895jM 

Werden Sie noch in dieser Legislaturperiode 
die notwendigen Voraussetzungen dafür schaffen, 
daß die Hauskra.nkenpflege in den Pflicht­
leistungskatalog der Sozialversioherung a.uf­
genommen wird? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ihnen ist sicher bekannt, daß d~e Haus­
pflege nach der derzeitigen Rechtslage als frei­
willige Leistung der Krankenversicherungs­
träger bereits getätigt wird. Die bestehende 
Regelung für die HaushaltspfLege ist bisher 
praktisch nur in einem geringen Ausmaß zur 
Anwendung gelangt. Die letzte Zahl, die ich 
für das Jahr 1973 zur Verfügung habe, beträgt 
337.000 S. 

Diese geringe Inanspruchnahme hat ihre Be­
gründung vor allem' darin, daß solche sicher­
lich vom Standpunkt der Volksgesundheit aus 
sehr zWleckmäßigen Leistungen an dem Mangel 
an geschultem Krankenpflegepersonal schei­
tern. Daher glaube ich auch, daß es kaum sinn­
voll wäre, aus diesem bisher sChon bestehen­
den Leistungsrecht eine Pflichtleistung zu 
machen, weil man zuerst die Voraussetzungen 
schaffen muß, daß genügend geschultes Kran­
kenpflegepersonal zur Verfügung steht. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Wiesinger: Herr Bundes­
ministerl Ich entnehme Ihren Ausführungen, 
daß Sie nicht bereit sind, das noCh in dieser 
Legislaturperiode zu ändern. 

Ihre Antwort zeigt, daß hier zwei Dinge 
sehr eng miteinander verknüpft sind. Erst 
dann, wenn ich die entsprechende finanzielle 
Voraussetzung habe, kann ich die nötigen 
Organisationen für die Hauskrankenpflege 
sChaff,en. Hier haben wir die Frage des Eies 
und der Henne. Wenn die Sozialversicherung 
bereit ist, hier eine Pflichtleistung zu erbrin­
gen, dann wird die Gründung entspreChender 
EinriChtungen sicher möglich sein. Daher 
meine Frage, ob Sie nicht doch beneit wären, 
im Limte dieser Argumentation entsprechende 
Vorarb~it zu leisten. 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter I Ihre erste Behauptung möchte ich in der 
Hinsicht klarstellen, daß ich nur bereit bin, 
etwas zu machen, von dem ich persönlidl 
der Meinung bin, daß es sinnvoll ist. Es ist 
nicht sinnvoll, eine Pflichtleistung zu statu­
ieren, wenn man dann erst im Rahmen der 
Vorberatungen und der Vorerhebungen Ein­
. richtungen schaffen muß, um das zu erfüllen. 

Im darf - und das müßte Ihnen bekannt 
sein - darauf verweisen, daß das Bundes­
institut für Gesundheitswesen mit Anfang des 
heurigen Jahres den Versuch gestartet hat, 
einige aus dem Spitalsdienst ausgeschiedene 
diplomierte Krankenschwestern durch ihren 
Einsatz als Gesundheitsschwestern in der 
Haushaltspflege zu reaktivieren. Wenn Sie 
meinen, daß man allein mit einer gesetzlichen 
Regelung, in der man eine Pflichtleistung fest­
legt, auf einmal die Fachleute hätte, dann muß 
ich fragen:· Warum gibt es denn so große 
SChwierigkeiten im Rahmen des gesamten 
Krankenanstaltenwesens, wo man auch keine 
geschulten Krankenpflegerinnen zur Verfü­
gung hat? 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Wiesinger: Der VersuCh, 
hier in Wien ein Muster zu starten, ist mir 
sehr wohl bekannt und deckt sich ja mit unse­
ren VorsChlägen einer regionalen Kranken­
hilfe. Aber, Herr Bundesminister, es gibt doch 
bereits seit Jahren Einrichtungen für die Heim­
krankenpflege in den verschiedenen Bundes­
ländern. Wir haben die EinriChtungen der 
Caritas, der Caritas Sozialis und so weiter, 
und hier ergibt sich das Problem, daß sich der 
bedürftige Mitbürger diese Pflege nicht leisten 
kann, weil er nicht immer die Zuschüsse der 
Krankenkasse bekommt. 

Nun wissen Sie aber genausogut wie ich, 
Herr Bundesminister, daß die Kostenexplosion 
in den Spitälern nicht zuletzt auch dadurch 
begründet ist, daß viele Patienten im Spital 
behalten werden müssen, weil sie zu Hause 
eben nicht die entsprechende Pflege haben. Es 
ist also unserer Erfahrung nach nicht richtig, 
daß wir zuwenig Personal haben. Wir hätten 
heute schon genug Heimpflegerinnen, es ist 
nur die Frage, daß sich der einzelne Staats­
bürger diese Hilfe nicht leisten kann. 

Deshalb meine Frage an Sie: Sind Sie bereit, 
diese Pflichtleistung festzulegen, damit sich 
auch die Ärmsten der Armen diese Heim­
pflege leisten können? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
terl Ich lade Sie ein, uns die verfügbaren 
Kräfte bekanntzugeben, und ich werde ver­
anlassen, daß im Rahmen der derzeitigen recht­
lichen Grundlage alle jene, die nach dem Ge­
setz Anspruch auf Hauspflege haben, davon 
Gebrauch machen können. Dazu bedarf es kei­
ner Änderung der gesetzlichen Bestimmungen, 
das geht im Rahmen des bestehenden Rechtes 
ohneweiters. Wir wissen aus unserer Erfah­
rung, daß diese Fachleute nicht zur Verfügung 
stehen, und deshalb auch diese geringe Inan­
spruchnahme . 
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Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Egg (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

1936/M 

Für welche Branchen werden derzeit Aus­
führungsbestimmungen zum Arbeitnehmer­
schutzgesetz ausgearbeitet? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich bedauere, daß Ihre 
konkrete Anfrage: Für welche Branchen wer­
den derzeit Ausführungsbestimmungen zum 
Arbeitnehmerschutz ausgearbeitet?, eine so 
umfangreiche Beantwortung notwendig macht, 
weil es eben viele Materien sind, die wir 
zurzeit im Zusammenhang mit dem Arbeit­
nehmerschutzgesetz und der Novelle zum 
Arbeitsinspektionsgesetz in Vorbereitung 
haben, neben an dem, das wir ja schon fertig­
gestellt haben. 

Nach dem Arbeitnehmerschutzgesetz dürfen 
zu Arbeiten, die mit einer besonderen Gefahr 
für die damit Beschäftigten oder für andere 
Arbeitnehmer verbunden sind und bei denen 
die für die Ausführung dieser Arbeiten not­
wendigen Fachkenntnisse für den Arbeitneh­
merschutz von besonderer B!edeutung sind, nur 
von Arbeitnehmern ausgeführt werden, die 
das Vorliegen dieser Fachkenntnisse durch ein 
Zeugnis nachweisen. 

Es wurde der Entwurf einer Verordnung 
über den Nachweis der Fachkenntnisse für 
bestimmte Arbeiten ausgearbeitet, der von der 
Arbeitnehmerschutzkommission in seinen 
Grundsätzen einstimmig gebilligt und bereits 
dem Begutachtungsverfahren unterzogen 
wurde. Es wird nun an der Fertigstellung die­
ses Entwurfes gearbeitet. 

Vorgesehen ist der Nachweis der Fach­
kenntnisse für das Führen von bestimmten 
Kränen und Staplern, für Arbeiten im Rahmen 
des Einsatzes von Gasrettungsdiensten sowie 
für die selbständige Ausführung von Spreng­
arbeiten. Diese Verordnung wird hinsichtlich 
der Kranführer und Staplerfahrer für alle 
Branchen, hinsichtlich der Sprengarbeiten vor 
allem für Bauunternehmen und Betriebe der 
Stein- und Erdegewinnung sowie hinsichtlich 
des Gasrettungsdienstes insbesondere für 
Eisen- und Stahlhüttenbetriebe und für be-

Auf Grund des Arbeitnehmerschutzgesetzes 
dürfen bestimmte Betriebe, "für die eine Bewil­
ligungspflicht nach bundesrechtlichen Vor­
schriften nicht besteht, nur auf Grund einer 
Betriebsbewilligung geführt werden. Ein dies­
bezüglicher Verordnungsentwurf wurde aus­
gearbeitet, mit dem die näheren Bestimmun­
gen über die Bewilligungspflicht und über das 
Bewilligungsverfahnen geregelt werden sollen. 
Der Bewilligungspflicht sollen unter anderem 
Krankenanstalten, Betriebe für die Elektrizi­
tätsversorgung und Müllverbrennungsanlagen 
unterliegen. 

Mitte Dezember 1974 wurde mit der Begut­
achtung diJeses Verordnungsentwurfes in der 
Arbeitnehmerschutzkommission begonnen. 

Weiters wurde ein Entwurf einer Verord­
nung über die Verbindlicherklärung von 
Onormen für Bolzensetzgeräte ausgearbeitet, 
die sicherheitstechnische Richtlinien für deren 
Verwendung enthalten. Diese Verordnung 
wird vor allem für Bau-, Bauneben- und Bau­
hilfsgewerbe sowie für das Installations-­
gewerbe von Bedeutung sein. 

Zurzeit wird auch an einem Entwurf ein:er 
Verordnung gearbeitet, mit dem die Beschäfti­
gungsverbote und -beschränkungen für weib­
liche über 18 Jahre alte Arbeitnehmer neu 
geregelt werden soUen. Hiebei wird der 
Grundsatz angewendet werden, daß eine Be­
schränkung der Berufsausübung nur so weit 
erfolgen soll, als weibliche Arbeitnehmer bei 
Ausübung einer bestimmten Tätigkeit llllehr 
gefährdet sind als männliche Arbeitnehmer. 
(Abg. Dr. Z i t tm a y r: Wenn er weiterliest, 
ist die Fragestunde aus!) 

Ferner wird an Arbeitnehmerschutzbestim­
mungen im Zusammenhang mit dem Entwurf 
einer V,erordnung über Anlagen zur Lage­
rung und Abfüllung brennbarer Flüssigkeiten 
in gewerblichen Betriebsanlagen gearbeitet. 
(Abg. G 1 ase r: In der Geschäftsordnung­
steht: Kurze Frage, kurze AntwortI) 

Zur Durchführung des Arbeitnehmerschutz­
gesetzes ist es erforderlich, die derzeit als 
Bundesgesetz im bisherigen Umfang weiter­
geltenden IArbeitnehmerschutzvorschriften 
durch neue Regelungen zu ersetzen. Zunächst 
soll die Allgemeine DienstDJehmerschutzver­
ordnung durch eine Allgemeine Arbeitnehmer­
schutzverordnung ersetzt werden. Diese Ver­
ordnung wird Regelungen enthalten, die für 

stimmte Betriebe der chemischen Industrie von alle der Aufsicht der Arbeitsinspektion unter­
Bedeutung sein. liegenden Betriebe von Bedeutung sind. Es 

soll auch die Verpflichtung festgelegt werden, 
Derzeit wird noch geprüft, ob in dieSle Ver- Maschinen und Geräte nur mit SdlUtzvorrim­

ordnung auch Regelungen über Arbeiten an tungen zu verwenden, die in einer im Zusam­
unter elektrischer Spannung stehenden Teilen menhang damit zu schaffend/en neuen Maschi­
aufgenommen werden sollen. nen-Schutzvorrichtungsverordnung festgelegt. 
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Vizekanzler Ing. Häuser 
sind. Die Arbeiten an diesen Verordnungen 
werden sehr umfangreich sein und eine ein­
gehende Begutachtung in der Arbeitnehmer­
sdlutzkommission erfordern. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! Im 
Rahmen der Betriebsbesuche muß immer wie­
der festgestellt werden, daß der Inhalt solcher 
Verordnungen und Ausführungsbestimmun­
gen Wleder den Beschäftigten noch den Dienst­
gebern in ausreichendem Ausmaß bekannt ist. 

Ist vorgesehen, dafür zu sorgen, daß diese 
Verordnungen und Informationen den betrof­
fenen Dienstgebern und Arbeitnehmern in ge­
eigneter Form Zleitgerecht zur Verfügung ge­
stellt werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Nadl den gesetz­
lichen Bestimmungen ist jede Verordnung den 
im Betrieb Verantwortlichen zuzustellen. Das 
sind nach dem Arbeitnehmerschutzgesetz die 
Sicherheitsingenieure und die Sicherheitsver­
trauensmänner. Darüber hinaus erhalten 
natürlich alle Unternehmungsleitungen wie 
auch Belegschaftsvertretungen derartige Ver­
ordnungen. Aufgabe der Sicherheitsvertrau­
ensmänner und der für die Sidlerheit im Be-
trieb Verantwortlidlen ist es, diese Verord-
nungen allgemein bekanntzumadlen, vor 
allem aber dafür zu sorgen, daß sie auch ent­
sprechend eingehalten werden. 

Ich glaube nicht, daß es sinnvoll wäre, jedem 
Dienstnehmer eine derartige Verordnung zu­
zustellen. 

Präsident: Anfrage 4: Herr Abgeordneter 
Dr. Halder (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster. 

1896/M 
In welcher Auflage ist die von Ihrem Mini­

sterium kürzlich versendete Broschüre "In 
Sicherheit leben" hergestellt worden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler lng. Häuser: Herr Abgeord­
neter Dr. Halder! Es wurden '3,024.130 Stück 
gedruckt. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Halder: Herr Bundesmini­
sterl In dieser Brosdlüre finden sidl auf 
Seite 29, redlte Spalte, Ausführungen über 
die Bauernpension. Mit keinem Wort sind die 
Zuschußrentner erwähnt, obwohl wir derzeit 
nodl immer rund 115.000 Zusdlußrentner 
gegenüber etwa 45.000 Bauernpensionisten 
haben. Dort wird audl kein Wort über dte 
Probleme der Zuschußrentner gesagt. 

Des weiteren haben Sie, Herr Bundesmini­
ster, angekündigt, zu Beginn des heurigen 
Jahres eine Novelle in das Begutachtungsver­
fahnen zu schicken, worin Sie Verbesserungen 
für die Zuschußrentner vorschlagen wollten. 
Auch davon ist derzeit noch nichts zu sehen. 

Darüber hinaus aber steht hier ein Satz, der 
dahingehend lautet, daß zu allen Pensionen, 
dann, wenn sie den Ridltsatz nicht erreichen, 
eine Ausgbeichszulage bezahlt wird. Das ist 
absolut falsch, insbesondere hinsichtlich aller 
jener Bauernpensionisten und Zuschußrentner, 
die ehemals Eigentümer und nicht Pächter des 
Betriebes gewesen sind. 

Ich frage daher, ob Sie bereit sind, diese 
Mitteilung in einer Weise zu beridltigen, daß 
diese Berichtigung den Empfängerkreis dieser 
Broschüre erreichen kann. 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler lng. Häuser: Herr Abgeord­
neter Dr. Halderl Ich darf fürs erste richtig­
stellen, daß d~ese Broschüre eine !Aufklärungs­
broschüre hinsidltlich der derzeitigen Rechts­
lage ist. 

Es gibt jetzt keinen bäuerlich Selbständigen 
mehr, der etwa um eine Zuschußrente einzu­
reichen hat, sondern alle bekommen jetzt eine 
Bauernpension. Daher ist das Problem der 
Zuschußrenten nicht beinhaltet. Das ist ja kein 
Bericht über die soziale Lage etwa im Rahmen 
der Selbständigen in der Landwirtschaft, son­
dern eine Information über jene Maßnahmen, 
die zu treffen sind. 

Im allgemeinen gilt beim Hinweis auf die 
Ausgleidlszulage, daß ein sonstiges Einkom­
men anzurechnen ist. Wenn also im Rahmen 
einer Landwirtschaft durdl den Altbauern auf Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
Grund gesetzlidler Bestimmungen ein Einkom­

Abgeordneter Dr. Halder: Herr Bundesmini- men bei einem Ausgedinge anzurechnen ist, 
ster! Idl möchte fragen, mit weldlen Kosten dann ist das eben inkludiert. Doch das steht 
diese Auflage zu beziffern ist. in der Brosdlüre. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler lng. Häuser: Diese Auflage hat 
Bundesministerium für Justiz 

einen Druckkostenaufwand einsdlließlidl Präsident: Wir kommen zur Anfrage 5: Herr 
Mehrwertsteuer im Ausmaß von 4,330.225,58 S Abgeordneter Bledla (SPO) an den Herrn Bun-
erfordert. desminister für Justiz. 
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1924/M gleichzeitig weniger formalistische Gestaltung 
Bis wann ist mit der Einbringung einer des Entgegnungsrechtes enthalten. Das halten 

Regierungsvorlage für ein österreichisches wir für sehr wichtig. 
Mediengesetz zu rechnen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Abgeordneter Blechai Der Entwurf für ein 
neues Mediengesetz steht im Begutachtungs­
verfahren, welches am 31. März dieses Jahres 
endet. Die Vorlage wird dann von uns parIa­
mentsreif gemacht werden können. Mehr kann 
ich jetzt zum Terminplan aus naheliegenden 
Gründen nidlt sagen. 

Ich möchte nur folgendes feststellen: Die 
Frage, ob nun die Beratungen noch in dieser 
Gesetzgebungsperiode im Parlament aufge­
nomIl1len werden können oder nicht, ändert 
nichts daran, daß ein so umfassendes Vor­
haben, ähnlich umfassend wie die Strafrechts­
reform, natürlich audl in mehreren Gesetz­
gebungsperioden beraten werden kann. Das 
Ende einer Gesetzglebungsperiode ist hier 
keine Zäsur. Das Parlament wird sich also 
jedenfalls in nächster Zeit, entweder in dieser 
oder in der nächsten Gesetzgebungsperiode, 
mit der Materile befassen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Blecha: Herr Minister! Der 
Mediengesetzentwurf Ihres Ressorts versucht, 
einer ganzen Reihe von Forderungen, die die 
Presse in Osterreich in den vergangenen J ah­
ren und Jahrzehnten erhoben hat, zu erfül­
len. 

Die Verantwortung von Journalisten für 
fahrlässig veröffentlichte und wahrheits­
widrige Mitteilungen ist aber in einer ganzen 
Reihe von österreichischen Zeitungen kritisiert 
worden und hat, wie mir scheint, ein Kern­
stück dieser Mediengesetzreform verdleckt, 
nämlich den Schutz des Staatsbürgers. 

Wir werden weiter vorsehen, daß immer 
dann, wenn über die Einleitung eines Straf­
verfahrens in einer Zeitung berichtet wird, 
im Fall der Einstellung des Prozesses oder 
des Freispruches in der gleichen Zeitung 
gleichfalls berichtet werden muß. 

Wir wollen - das ist bekannt - die Fern­
seh-, Rundfunk- und Filmberichterstattung aus 
den Gerichtssälen unterbinden, weil das eine 
entwürdigende Schaustellung von Angeklag­
ten und Zeugen darstellt, und schließlich soll 
der persönliche Rechtsschutz im Medienrecht 
lückenlos sein, sich. also sowohl auf Presse­
berichterstattungen wie auf Rundfunkberich.t­
erstattungen beziehen. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 
(Abg. DI. GI U be r: Eine Zusatz/rage!) Das 
habe ich übersehen. Entschuldigen Sie bitte: 
eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Blecba: Die zweite Zusatz­
frage wäre nur deshalb zu stellen, weil in 
der Mediendiskussion unserer Tage besonders 
auch die Frage des Schutzes der Freiheit und 
Unabhängigkeit des Journalisten aktuell ist. 
Daher will ich also noch die Zusatzfrage stel­
len, Herr Bundesminister, welche wesentlichen 
Bestimmungen zum Schutz der freien journa­
listischen Berufsausübung ein modernes öster­
reichisches Medienrecht enthalten müßte. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Einm.al sehen wir 
einen verstärkten Gesinnungsschutz vor. Der 
Medienmitarbeiter muß, wenn er aus Gewis­
sensgründen glaubt, das nicht verantyvorten 
zu können, an der inhaltlichen Gestaltung 
eines Beitrages nicht mitarbeiten. 

Wir sehen vor, daß die Redaktionsstatuten 
Herr Bundesministerl Könnten Sie mir gesetzlich verankert und gesetzlich geregelt 

sagen, welche wesentlichen Bestimmungen werden. 
zum Schutz des Staatsbürgers vor den Ein­
grifiien der Massenmedien, etwa in die Intim­
sphäre, Ihr Mediengesetzentwurf enthält? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Ich möchte grund­
sätzlich sagen, daß wir uns bemüht haben, 
die umfassenden Vorarbeiten in unserem 
Arbeitskreis über Medienrechtsreform beim 
Justizministerium in einem Kreis, in dem alle 
repräsentativen Auffassungen vertreten 
waren, zu verarbeiten. 

Und jetzt noch eine Kernfrage des neuen 
Medienrech.tes: Es soll der journalistischen 
Sorgfaltspflicht und der Besonderheit des 
journalistischen Berufs dadurdl Rechnung ge­
tragen werden, daß auch der Beweis des guten 
Glaubens bei einer Mitteilung, die im öffent­
lichen Interesse erfolgt ist, im Verfahren als 
entlastend gelten soll. Diesen Beweis des 
guten Glaubens in der journalistischen Bericht­
erstattung gibt es' ja im heutigen Presserecht 
nicht. 

Was den Schutz des Staatsbürgers und sei- Schließlidl soll noch das Redaktionsgeheim-
ner persönlichen Rechtssphäre anlangt, wird nis erweitert werden und auch auf die Mit­
das neue Mediengesetz eine wirksamere und arbeiter des Rundfunks ausgedehnt werden. 

138. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 15 von 79

www.parlament.gv.at



13376 Nationalrat XIII. GP - 138. Sitzung - 20. Feber 1915 

Bundesminister Dr. Broda 
Insgesamt möchte ich sagen, daß wir ver­

sueben, ein ausgewogenes Mediengesetz vor­
zulegen, das in gleicher Weise dem Schutz der 
Privatsphäre und der Sicherung der journali­
stischen Berufsausübung dient. Dies ist unent­
behrlich für die Pressefreiheit und damit tür 
die Demokratie. 

Präsident: Aber nun ist die Fragestunde 
wirklich beendet. 

Zuweisungen 

Präsident: Die in der letzten Sitzung einge­
brachten Anträge 

143/A der Abgeordneten Dr. Haider und 
Genossen betreffend eine Entschließung über 
die Umwandlung der Zuschußrenten in Bauern­
pensionen und 

144/A der Abgeordneten Dr. Haider und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958 
geändert wird, weise ich dem 

Ausschuß für soziale Verwaltung zu. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebene Regierungsvorlage 

Bundesgesetz über die Verwundeten­
medaille (Verwundetenmedaillengesetz) (1483 
der Beilagen) 

weise ich dem Landesverteidigungsausschuß 
zu. 

Antrag auf Frlstsetzung 

Präsident: Vor Eingang in die Tagesordnung 
gebe ich gemäß § 42 der Geschäftsordnung 
bekannt, daß die Abgeordneten Dr. Kohlmaier 
und Genossen den Antrag eingebracht haben, 
dem Verfassungs ausschuß zur Berichterstat­
tung über die Regierungsvorlagen 1330 und 
1331 der Beilagen eine Frist bis 2. Mai 1975 
zu setzen. 

Es handelt sich hiebei um 

den Entwurf eines Bundesverfassungsgeset­
zes, mit dem die Bestimmungen des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
über das Wahlrecht zum Nationalrat und die 
Wählbarkeit in diesen geändert werden, sowie 

den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
die Nationalrats-Wahlordnung 1971 und das 
Wählerevidenzgesetz 1973 geändert werden. 

Ferner ist beantragt, über diesen Fristset­
zungsantrag gemäß § 52 Abs. 1 Geschäftsord­
nung unmittelbar eine Debatte abzuführen. 

Ich lasse daher über den Antrag, eine De­
batte abzuführen, ab s tim m e n und bitte 
jene Damen und Herren, die hiezu ihre Zu-

stimmung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Das ist ein s tim m i g an g e­
nommen. 

Gemäß § 42 der Geschäftsordnung hape ich 
zu bestimmen, in welchem Zeitpunkt während 
der Sitzung über den Antrag abzustimmen ist. 
Ferner kann ich gemäß § 52 Abs. 3 die Rede­
zeit bis auf fünf Minuten beschränken. 

Im Sinne des § 42 Geschäftsordnung werde 
ich über den Antrag unmittelbar naeb Beendi­
gung der soeben beschlossenen Debatte ab­
stimmen lassen. Ferner nehme ich keine Be­
schränkung der Redezeit vor. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dok­
tor Kohlmaier. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Hausl Ich darf den Sachver­
halt der Novellle, die bisherigen Erklärungen 
dazu, insbesondere seitens des sozialistischen 
Parlamentsklubs, als bekannt voraussetzen 
und kann mich daher unmittelbar der Frage 
der Zweckmäßigkeit der Behandlung dieser 
Materie noch vor dem Sommer, das heißt vor 
der nächsten Nationalratswahl, zuwenden, 
ebenso der Zweckmäßigkeit, damit dem Ver­
fassungsausschuß eine Frist vorzuschreiben. 
(Präsident Dr. Mal eta übernimmt den Vor­
sitz.) 

Meine Damen und Hernen! Die Vorgangs­
weise, wie sie sich nach den Verlautbarungen 
aus dem sozialistischen Parlamentsklub ab­
zeichnet, zeigt in einem sehr hohen Ausmaß 
die Unglaubwürdigkeit, die Unaufrichtigkeit, 
aber auch dile Konfusion auf, die heute auf 
sozialistischer Seite bestehen. 

Das ergibt sich zunächst ganz einfach aus 
der Tatsache, daß wir als Opposition einen 
Antrag stellen müssen, zwei Regierungsvor­
lagen, die durch den Ministerrat gegangen 
sind, dort einstimmige Zustimmung gefunden 
haben und seit Oktober vorigen Jahres im 
Haus liegen, zu behandeln. Das ist an sich 
eine groteske Situation. Noch dazu handelt es 
sich ja um eine Regierungsvorlage, welche 
eingebracht wurde, um die bevorstehende Na­
tionalratswahl unter geredlteren Bedingungen 
durchführen zu können. 

Wir entnehmen der Regierungsvorlage, 
aber auch aus der gesamten bisherigen Ent­
wicklung, meine Damen und Herren, daß sich 
alle Parteien in diesem Haus darüber einig 
sind, daß heute ein Wahlunrecht besteht, ein 
Wahlunrecht, welches darin liegt, daß es Per­
sonen gibt, die wohl volljährig sind, denen 
der Staat die volle Geschäftsfähigkeit in ihrem 
eigenen persönlidlen Handlungsbereich zubil­
ligt, damit die Fähigkeit, ihre Angelegenheiten 
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Dr. Kohlmaier 
selbständig zu ordnen, denen aber der Staat 
nicht das Recht und die Möglichkeit gibt, bei 
der Zusammensetzung der Volksvertretung 
mitzubestimmen. Das ist in unseren Augen 
ein Wahlunrecht, und darüber sind wir uns 
ja auch einig. (Bei/all bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren von der Soziali­
stischen Partei! Sie wollen diesen Gesetzes­
antrag Ihrer eigenen Bundesllegierung nicht 
mehr behandeln, und wir haben bisher als 
Begründung gehört, daß man das nur in Ruhe 
machen kann, daß man das nicht jetzt noch 
vor der Wahl tun soll und daß man mehr 
Zeit, mehr Muße sozusagen braucht, um diese 
Materie zu erledigen. 

Meine Damen und Herren! Das ist eine 
äußerst fadenscheinige Begründung, und ich 
werde diese Begründung jetzt widerlegen. Sie 
kann nämlich aus drei Gründen nicht stimmen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren von 
der Sozialistischen Partei I 

Erster Grund, warum Ihre Begründung nicht 
stimmen kann: Sie haben unseren Antrag, das 
Parlament vorzeitig aufzulösen und noch vor 
dem Sommer zu wählen, mit der Begründung 
abgelehnt, daß das Parlament noch Zeit haben 
soll, einige wichtige Materien zu verabschie­
den. Sie wollten also, daß noch Zeit gewonnen 
wird, damit das Parlament arbeiten kann, nach 
Ihrer Begründung in Ablehnung unserer 
Initiative zur Herbeiführung von vorzeitigen 
Wahlen. 

Aber jetzt, meine Damen und Herren, jetzt 
weigern Sie sich, daß die Arbeit durchgeführt 
wird, für die Sie Zeit gewinIllen wollten. Das 
ist grotesk, das ist in einem hohen Ausmaß 
unglaubwürdig, meine Damen und Herren I 
(Beifall bei der OVP.) 

Das ist darüber hinaus für uns der klare 
Beweis, warum Sie wirklich dem Antrag der 
OVP auf vorzeitige Wahllen nicht beitreten 
wollen: weil Sie vor den Wählern Angst 
haben, meine Damen und Herren, weil Sie 
sich den Wählern nicht stellen wollen I Das ist 
die wahre Begründung, die jetzt mit Ihrer 
VorgangsWleise in Fragen Wahlrecht zutage 
tritt. (Beifall bei der OVP. - Zwischenruf bei 
der SPO.) 

Ich kann nur immer wieder sagen: Also 
doch Sesselkleberl, denn Sie wissen: den 
Sessel, auf dem Sie heute sitzen, den ziehen 
Ihnen die Wähler wegi und Sie wollen, daß 
das nicht redttzeitig. geschieht I (Zustimmung 
bei der OVP. - Weitere Zwischenrufe bei 
der SPO.) 

Der zweite Grund, warum Ihre Begründung 
nicht stimmen kann: Die letzte Wahlredtts­
reform, die Sie gemeinsam mit der Freiheit-

lidten Partei beschlossen haben, haben Sie 
zehn Monate vor einer Nationalratswahl be­
schlossen. Damit legen Sie selbst klar bezie­
hungsweise haben Sie selbst durch Ihre dama­
lige Vorgangsweise klargelegt, daß es sehr 
wohl möglich ist, in einem Zeitraum, wie er 
jetzt noch vor uns liegt, eine solche Materie 
zu behandeln. 

Und schließlich und endlich, meine Damen 
und Herren, der dritte Grund, warum das nicht 
stimmen kann: Wenn wir wirklich - was 
Sie uns heute wahrscheinlich hier wieder auch 
vor dem Plenum sagen werden -, wenn wir 
also wirklich - ich glaube das nicht, aber 
wenn es wirklich der Fall wäre - bei der 
Behandlung des Wahlrechtes sehen sollten, 
daß das umfangreiche und schwierige Arbei­
ten auslöst, dann bleibt uns immer noch die 
Möglichkeit, sozusagen ein reduziertes Pro­
gramm durchzuführen und uns einfach nur 
darauf zu beschränken, das aktive Wahlalter 
herabzusetzen. Jeder, der sich einigermaßen 
im parlamentarischen Geschehen zurechtfindet, 
weiß, daß eine solche reduzierte Novelbe eine 
Arbeitsleistung von fünf Minuten in einem 
Parlamentsausschuß ausmachen würde. 

Schon allein aus diesem dritten Grund, 
meine Damen und Herren, ist Ihre Argumenta­
tion, die Sie der Offentlichkeit weismachen 
wollen, absolut falsch. 

Ich habe aber in diesem Zusammenhang 
- ich möchte die Debatte nicht über Gebühr 
ausdehnen, ich will nur begründen, worum es 
uns geht - eher den Eindruck, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, daß es jetzt 
der Sozialistischen Partei in erster Linie darum 
geht, Verwirrung in die Situation hineinzu­
bringen. Wir erleben in den letzten Tagen 
einige neue Aussagen von sozialistischen Po­
litikern, diJe ich nur noch als Wahlrechtsbock­
sprünge qualifizieren kann. Seit neuestem ent­
deckt nämlich ausgerechnet die Sozialistische 
Partei, die federführend die letzte Wahlrechts­
änderung beschlossen hat, ihlle Liebe zum Per­
sönlichkeitswahlrecht. 

Ja meine Damen und Herren, ist das - und 
das wäre für uns erfreulich - ein Eingeständ­
nis, daß Ihre letzte Wahlrechtsreform falsch 
war? Wenn Sie zu dieser Einsicht kommen, 
dann wird es uns freUlenl Wir haben immer 
schon gewußt, daß diese Wahlredltsänderung, 
die Sie beschlossen haben, falsch war. Wenn 
Sie jetzt daraufkommen, wird uns das ein 
Anlaß zur Freude und zur Genugtuung sein. 

Wir haben immer gewußt, daß dieses neue 
Wahlrecht mit den Monsterwahlkreisen: ein 
Bundesland - ein Wahlkreis, die Anonymi­
tät des Abgeordneten fördert, daß es das Nahe-

924 
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Dr. Kohlmaier 
verhältnis zwischen dem Abgeordneten und 
der Bevölkerung erschwert. Das haben wir 
immer schon gewußt. 

Wir haben uns daher im Salzburger Grund­
satzprogramm der Osterreichischen Volkspar­
tei so, wie schon vorher, für ein Persönlich­
keitswahlrecht ausgesprodllen. 

Der sozialistische Landesparteivorsitzende 
und Bürgermeister Gratz, der das erste Mal 
versucht hat, diese Idee vom Persönlichkeits­
wahlrecht auf die linke Seite hinüberzuzilehen, 
hat ja das seinerzeit nur deshalb getan, weil 
er in der Verlegenheit war, die Idee der Vor­
wahl, die von der Osterreichisdlien Volkspar­
tei kommt, einigermaßen glaubhaft ablehnen 
zu können. (Ruf des Abg. MaI sc h.) 

Meine Damen und Herren I Wir wollen ja 
deswegen Vorwahlen machen, damit wir dem 
Wähler mehr Möglichkeit geben, über die Per­
son des Abgeordneten zu entscheiden I 

Aber eines möchte ich auch hier deponieren 
- wir wollen heute keine Wahlrechtsdebatte 
führen, aber ich will nur dte Fronten klar auf­
zeigen -: Wenn wir für ein stärkeres Per­
sönlichkeitswahlrecht eintreten, so glauben wir 
aber auch - und ich sage das, damit uns 
nichts unterschoben wird -, daß das Recht 
der kleineren Parteien, vor aUem der Freiheit­
lichen Partei, entspredlend der Wählerstärke 
im Parlament vertreten zu sein, unangetastet 
bleiben muß. Wir glauben, daß es möglich 
ist, in das Wahlrecht :Aersönlichkeitsmomente 
einzubauen, ohne den Grundsatz der Propor­
tionalität, den wir bejahen, zu beseitigen. 
(Zwischenruf bei der SPO.) Ich möchte das hier 
in aller Form klarstellen. 

Erwarten Sie, meine sehr verehrten Damen 
und Herren von der SPO, Nadlteile davon 
(Zwischenrufe bei der SPO), daß Sie einen 
Jahrgang mehr wählen lassen? Wenn nicht, 
dann lassen Sie doch die jungen Menschen 
wählen, meine Damen und Herren! 

Oder erwarten Sie vielleicht Nachteile 
davon, daß bei dler Behandlung des Wahl­
rechtes eine Entscheidung und ein Offen­
barungseid über die Prioritäten abgelegt wer­
den muß, daß man sich bei der Behandlung des 
Wahlrechtes entscheiden muß? Sie haben Ihre 
Prioritäten zu verstehen gegeben. (Ruf bei deI 
SPO: Husch, pfusch!) Darunter befindet sich 
die Ermöglichung der Stimmabgabe für Per­
sonen, die sich in Haftanstalten befinden. In 
Ordnung. 

Wir haben aber, meine Damen und Herren, 
eine andere Priorität. Wir glauben, daß man, 
wenn man ·über das Wahlrecht spricht, sehr 
ernsthaft über einen Vorschlag der Volkspartei 
diskutieren muß, und zwar noch in diesem 
Frühjahr diskutieren muß, ob es nicht höchste 
Zeit wäre, der Frage des Briefwahlrechtes 
näherzutreten, meine Damen und Herren! 
(Beifall bei der OVP.) 

Und sehen Sie: Das ist unsere Priorität! 
(Zwischenrufe bei der SPO.) Nidlt sosehr dile 
Sidlerung des Wahlrechtes für die in Haft­
anstalten. Wir wollen eintreten für die, welche 
krank, alt und gebrechlich sind und aus diesem 
Grund nicht zum Wahllokal gehen können. 
(Neuerlicher Beifall bei der öVP.) Wir wollen 
auch eintreten für die, welche am Wahltag, 
obwohl sie immer in Osterreich leben, im Aus­
land sind, weil sie dienstlich unterwegs sind, 
weil sie, meine Damen und Herren, leinem 
UNO-Kontingent angehören und Friedens­
dienste leisten, aber österreichisdle wahl­
berechtigte' Staatsbürger sind, denen wir das 
Wahlredlt sich.>ern wollen, und, meine Damen 
und Herren, wir wollen auch das Wahlrecht 
denen sichern, die sidl einen Auslandsurlaub 
leisten, was ja heute kein Luxus mehr ist, 
und wir wollen eben, daß solche Menschen, 
die sich am Wahltag im Ausland aufhalten, 
von ihrem Wahlrecht Gebraudl madllen kön-

Aber, meine Damen und Herren, das sind 
tatsächlich Dinge, über die man länger reden 
muß. Das sind Probleme, die in dieser Gesetz­
gebungsperiode nicht mehr erledigt werden 
können. Das sind Fragen, die man, wenn Sie 
es wirklich ernst meinen - was ich be­
zweifle -, über einen längeren Zeitraum und 
gründlich beraten muß, und dazu sind wir 
selbstverständlich bereitj bei uns rennen Sie nen. 
mit derartigen Vorschlägen offene Türen ein. 

Aber, meine Damen und Herren, das steht 
jletzt nicht zur Debatte. Das braudlt wirkliCh 
lang, das können wir aufsChieben. Aber jetzt 
geht es um das Wahlrecht der jungen Staats­
bürger, und jetzt geht es uns auch um die 
Beantwortung der Frage: Warum wollen Sie 
wirkliCh nicht, daß diese jungen Menschen 
jetzt zur Wahl geben können und am 5. Ok­
tober ihr wichtigstes staatsbürgerliches Recht 
in Anspruch nehmen können? 

Das ist unsere Priorität, und wir fordern 
Sie in aller Form auf: Diskutieren Sie mit 
uns darüber, meine Damen und Herrenl Neh­
men Sie unsere Vorschläge im Verfassungs­
ausschuß zur Kenntnis I Sie werdJen von uns 
sehr präzise Anträge im Verfassungsausschuß 
bekommen. Oder sagen Sie der ganzen öster­
reichischen öffentlichkeit, daß Ihnen das Wahl­
recht der Kranken, Alten und Gebrechlichen 
und derer, die sich im Ausland aufhalten müs­
sen, nicht wichtig ist! 
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Zu dieser Entscheidung und zu dieser Klar­

stellung wollen wir Sie heute zwingen, meine 
Damen und Herren! (Beifall bei der OVP. -
Ruf bei der SPtJ: 1966 .. . 1 - Abg. Wo d i ca: 
Demagogie von euch/) Herr Kollege! Ob das 
"demagogisch" ist (Zwischenruf bei der tJVP), 
das können Sie ruhig in den Saal rufen. Ich 
bin überzeugt davon, daß die Bevölkerung 
weiß, daß uns diese Anliegen wirkliCh am 
Herzen liegen und daß wir hier voll Ober­
zeugung dafür eintreten. (Neuerlicher Beifall 
bei der tJVP.) 

Zunehmend bricht - und das zeigt dieses 
Beispiel so fabelhaft - ihr Primitivschema 
zusammen. Sie reden seit Jahren der Bevöl­
kerung ein, die SPtJ sei die fortschrittliche, 
die reformfreudige Partei (demonstrativer Bei­
fall bei der SPtJ), und die OVP sei eine kon­
servative Nein-Sager-Partei. (Rufe bei der 
SPtJ: Jawohl!) 

Meine Damen und Herren! Wer ist in die­
sem Punkt fortschrittsfreundlidl? Die OVP 
oder die SPO? (Rufe bei der SPtJ: Die SPtJ!) 
Wer ist in diesem Punkt für das Nein und 
wer ist für das Ja? Wer ist für die Verände­
rung und wer ist gegen die Veränderung? -
Beantworten Sie sich diese Frage doch selbst! 
(Beifall bei der tJVP. Gegenrufe bei der 
SPO.) 

Sie werden heute nein sagen. Sie werden 
den Wahlrechtsfortschritt bekämpfen und ihm 
entgegentreten. Sie, meine Damen und Herren 
von der SPO, sind demaskiert. (Zustimmung 
bei der OVP. - Ironische Heiterkeit bei der 
SPO.) 

Die OVP ist - und das beweisen wir beim 
Wahlrecht - für jeden sinnvollen Fortschritt 
sofort zu haben. Wir sind für jeden sinnvollen 
Fortschritt: für den der Jugen, derer, die sich 
im Ausland aufhalten müssen, aber auch für 
den der Alten und Kranken. (Neuerliche iro­
nische Heiterkeit bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Machen Sie fort­
schrittliche Politik und stimmen Sie unserer 
Befristung zu. Geben Sie Ihr Ja ab, und wir 
werden gemeinsam einen Weg für eine bessere 
Demokratie in Osterreich finden! (Anhalten­
der Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Heinz Fischer. Ich 
erteile es ihm. (Rufe bei der tJVP: Ein Jungerl) 

Abgeordneter Dr. Heinz Fisdler (SPO): Herr 
Präsident I Meine Damen und Herrenl Meine 
ganz besonders geschätzten Damen und Her­
ren von der Opposition I Die Offentlidlkeit ... 
(Anhaltende Rufe und Gegenrufe zwischen 
Abgeordneten der OVP und der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Also lassen Sie die Jugend reden 
jetzt! (Heiterkeit. - Abg. Dr. G r u b e r: So 
jung ist er auch wieder nichtl) 

Abgeordneter Dr. Heinz Fisdler (fortset­
zend): Meine Damen und Herrenl Die Offent­
lichkeit der Sitzungen des Nationalrates 
hat schon ihre großen Vorteile. Das hat zum 
Beispilel den Vorteil, daß man geradezu phy­
sisch spüren kann, wie der Kollege Kohlmaier, 
der ja nie einer war, der darauf verzichtet 
hat, dick aufzutragen, je näher die Wahlen 
kommen, immer tiefer - wie man in Wien 
sagt - ins Schmalzhäferl hineingreift und dien 
Druck auf die Träsendrünen (Heiterkeit. -
Abg. Dr. K 0 h Im ai e r: Warum sind Sie so 
nervös?) - Tränendrüsen - zu praktizieren 
versucht. Meine Damen und Herren! Daß Sie 
so erleichtert sind über eiIllen Versprecher 
zeigt nur, wie schwach die Argumente sind, 
mit denen Sie heute operieren. (Zustimmung 
bei der SPO. - Widerspruch bei der OVP.) 

Ich werde Ihnen gleich dI1ei konkrete Punkte 
nennen, meine Damen und Herren, bei denen 
ich mir gedacht habe, daß es doch höchst 
bemerkenswert ist, was die Torschlußpanik 
einer immerhin doch relativ recht großen 
Oppositionspartei alles vermag. Da wird zu­
nächst der Antrag auf Auflösung des Natio-­
nalrates gestellt, aber so eingebracht, daß er 
erst gestern zugewiesen werden konnte, sodaß 
die vorZieitigen Nationalratswahlen fast keine 
vorzeitigen mehr wären, sondern frühestens 
im Mai oder Juni stattfinden könnten. (Rufe 
bei der OVP: Na und?) - Das war das Faktum 
Nummer eins. 

Dann wird zu einem Zeitpunkt, zu dem über 
diesen Antrag noch gar nicht verhandelt wird, 
ein Fristsetzungsantrag auf Behandlung -einer 
Materie eingebracht, die dann niCht behandelt 
werden könnte, wenn man den Antrag Schlein­
zer ernst nehmen würde (Abg. Dr. Kor e n: 
Das ist ein großer Irrtum!), was Sie, meine 
Damen und Herren offensichtlich nicht tun. 
(Abg. Dr. Kor e n: Das stimmt ja nicht!) Sonst 
würde sich das ja nicht mehr ausgehen bis 
zum 2. Mai. (Abg. Dr. Kor e n: Das stimmt ja 
nichtl) - Das war der zweite Punkt. (Abg. 
Dr. Groll b er: Sie können sofort verhandeln, 
Herr Dr. Fischer! - Weitere Zwischenrufe· 
bei der OVP. - Präsident Dr. Mal eta gibt 
das Glockenzeichen.) 

Meine Damen und Herren! Ja wenn Sie 
sofort verhandeln wollen, dann hätten Sie 
auch die Frist entsprechend kurz setzen müs­
sen. Aber Sie haben ja eine Frist bis zum 
2. Mai gesetzt. Der 2. Mai aber ist jedenfalls­
ein Termin, zu dem, wenn man dem Antrag 
Sdlleinzer folgen würde, das Parlament nicht 

138. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 19 von 79

www.parlament.gv.at



13380 Nationalrat XIII. GP - 138. Sit~ung - 20. Feber 1975 

Dr. Helnz Fismer 
mehr verhandeln könnte. Daher nehmen Sie 
nach den Gesetzen der Logik entWleder den 
Antrag Kohlmaier nicht ernst oder den Antrag 
Schleinzer oder vielleicht beide, meine Damen 
und Herren. (Zustimmung bei der SPO. -
Anhaltende Zwischenrufe bei der OVP. -
Präsident Dr. Mal eta gibt neuerlich das 
Glockenzeichen.) 

Meine Damen und Herren! Heute stehe ich 
nicht unter dem 20-Minuten-Zeitdruck. Daher 
ist es mir relativ egal, ob einer oder drei 
oder zehn Zwischenrufe versuchen. Meine 
Argumente werde ich vorbringen. 

Das zweite Argument, meine Damen und 
Herren, ist zum Beispiel, Wlenn im an gestern 
denke, folgendes: Eine Oppositionspartei, die 
sim smon sehr in Torschlußpanik befindet, 
bringt einen Mißtrauensantrag gegen den 
Finanzminister ein und frägt ihn in einer 
dringlimen Anfrage, weldJie Steuererhöhungen 
er im Jahre 1916 vornehmen will. Das ist 
eigentlkb. ein Vertrauens antrag gewesen und 
kein Mißtrauensantrag, meine Damen und 
Herren. (Zustimmung bei der SPO. - Zwi­
schenruf des Abg. Dr. Kor e n.) 

Nur in Parenthese, Herr Klubobmann 
Koren. möchte ich sagen: Wir haben uns über­
legt: Ist der Mißtrauensantrag der OVP Aus­
druck des Mißbehagens über fünf Jahre Hoch­
konjunktur oder über 4.5 Prozent reales Wirt­
smaftswachstum oder über 2,65 Millionen Be­
schäftigte - 50.000 mehr als im Vorjahr -, 
über eine Investitionsquote von 30 Pro­
zent (Abg. Dr. Kor e n: Aber gesetzlich nicht 
gedeckt, Herr Fischer!) oder über eine Export­
steigerung von 32 Prozent? (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Defizit!) Selbst wenn Sie das Defizit 
erwähnen. Herr Kolleg!e Kohlmaier: Prozen­
tuell ist dieses Defizit nicht höher als die 
Defizite, die Sie zu Ihrer Zeit gehabt haben, 
und zwar gemessen am Bruttonationalprodukt. 
So betrachtet wird uns klar, warum nicht der 
Klubobmann Koren den Mißtrauensantrag ein­
gebracht hat, denn es wäre ein Mißtrauens­
votum auch gegen seine eigenen Budgetdefi­
zite gewesen, die prozentuell aum nicht nied­
riger waren. (Zustimmung bei der SPO.) 

Aber der eigentlime Höhepunkt der Ver­
wirrtheit - diesbezüglich hat Kollege Kohl­
maier keine Begründung abgegeben - besteht 
ja wohl darin, daß Sie heute das tun, was Sie 
vier Jahre lang als Ausgeburt undemokrati­
schen Verhaltens bezeichnet haben (Rufe bei 
der SPO: Genau!), nämlich eine Fristsetzung 
zu beantragen. 

men, und zwar zur Sicherheit, um zu zitie­
ren -: Fristsetzung sei undemokratisch, be­
deute Schluß der Debatte, sei der Mißbraum 
leiner Geschäftsordnungsbestimmung. - Das 
war alles im Zusammenhang mit unseren 
Fristsetzungen. Jetzt auf einmal, nur weil die 
Wahlen herankommen. Herr Kollege Kohl­
maier, ist diese Fristsetzung auf einmal in 
Ordnung? (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Sie wol­
len ja gar nicht anfangen! Sie wollen die De­
batte ja gar nicht eröffnen!) 

Im sage Ihnen: Wir nehmen den Gesin­
nungswandel mit Genugtuung zur Kenntnis. 
Wir werden nämlich im Rest der Legislatur­
periode und vor allem in den nächsten vier 
Jahren genügend Gelegenheit haben (Rufe bei 
der OVP: Kaum!), uns auf diesen Fristset­
zungsantrag von Ihnen zu berufen und Frist­
setzungen damit zu begründen, daß sie jetzt 
den Sanktus des Generalsekretärs der OVP 
und wahrscheinlich auch der ganzen Volkspar­
tei haben. Die Fristsetzung haben Sie legiti­
miert. (Zustimmung bei der SPO.) Alle Argu­
mente, die Sie gegen die Fristsetzung einge­
bramt und vorgebracht haben, haben Sie mit 
einem Federstrich zerstört, wie so viele andere 
Argumente. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Nein, 
Sie haben die Debatte gar nicht begonnen, 
gar nicht angefangen!) 

Allerdings, Kollege Kohlmaier: Für eine 
erfolgreiche Fristsetzung sind zwei Dinge 
nötig: Erstens muß man das Instrument der 
Fristsetzung als ein legitimes anerkennen. Das 
scheint nun bei der Volkspartei der Fall zu 
sein. Insofern hat also die Torsmlußpanik aum 
ihre positiven Seiten. 

Zweitens muß man für eine Fristsetzung 
aber auch ,eine Mehrheit haben. Und das wird 
wahrscheinlich nicht der Fall sein. Denn, meine 
Damen und Herren: Sosehr wir Verständnis 
dafür haben, daß Sie jetzt taktische Purzel­
bäume schlagen, und zwar nach dem Motto: 
Schaut her. liebe Offentlichkeit. was wir alles 
können I, sosehr muß es doch eine Partei in 
diesem Hohen Haus geben. die auch in den 
letzten Monaten vor der Wahl daran denkt, 
was hier an Sachfragen in einem entsprechen­
den Klima erledigt werden kann. J'e mehr die 
Opposition taktische Purzelbäume schlägt, 
umso notwendiger ist es, daß die Regierungs- ' 
partei auf die Sachfragen schaut und für die 
Erledigung eines Arbeitsprogramms sorgt. (Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Nur zur Klarstellung, meine Damen und 
Herren, noch einige Bemerkungen in inhalt-

Meine Damen und Herren! Ich habe dies- licher Hinsicht. Ich weiß nicht, ob Sie es nicht 
bezüglich in den stenographischen Protokollen richtig erfaßt haben oder ob Sie falsch formu­
folgendes gefunden - es ist ·ein rechtes Binkel liert haben. Eines ist natürlich falsch: davon 
eigentlich; ich habe mir nur eines mitgenom- zu sprechen, daß irgendweldlen Personen das 
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Wahlrecht "vorenthalten" wird in dem Sinn, 
als würde ihnen etwas, was sie besitzen, nicht 
gewährt werden. 

Unsere Einstellung ist folgende: In den 
letzten Monaten vor einer Wahl soll man 
dabei bleiben, daß der Kreis derer, die aktiv 
und passiv wahlberedltigt sind, bei der näch­
sten Nationalratswahl der gleiche ist wie der 
der Nationalratswahl 1971, für deren 
Durchführung wir verantwortlich waren, und 
der der Nationalratswahl 1970, für deren 
Durchführung Sie verantwortlich waren. Ich 
kann mich nämlich nicht erinnern, daß es zwi­
schen 1966 und 1970 einen Antrag der OVP 
gegeben hätte, dieses Wahlrecht in irgend­
einer Weise in diesem Punkt zu ändern. Auch 
die Wahlrechtsanträge, die Sie nach 1970 ein­
gebracht haben - Herr Kollege Dr. Hauser, 
Sie stehen ja auf dem Antrag -, enthalten 
genau das, was Sie j,etzt als undemokratisch 
bekritteln, nämliCh das aktive Wahlalter mit 
Vollendung des 19. Lebensjahres und das pas­
sive mit Vollendung des 25. Lebensjahres. Es 
ist ein OVP-Antrag, nur werden solche An­
träge halt anscheinend relativ rasch ungültig, 
und Sie überlegen es sich relativ rasch anders. 
(Zwischenruf des Abg. Mi n k 0 w i t s eh.) 

Wenn Sie sagen, Kollege Kohlmaier, ein 
Wahlunrecht solle beseitigt werden in der 
Weise, daß der Kreis der Volljährigen iden­
tisch sein soll mit dem Kreis der Wahlberech­
tigten, so nehme ich an, daß Sie doch wissen, 
daß Sie diese völlige Deckungsgleichheit nie 
erreichen werden (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: 
Das weiß ich!) - eben, Sile wissen es, aber 
hier haben Sie es nicht gesagt, Herr Kollege 
Kohlmaier (Beifall bei der SPO) -, weil sich 
nämlich die Volljährigkeitsgrenze nach dem 
Geburtsdatum und die Wahlberechtigungs­
grenze nach gan7Jen Jahrgängen richtet. Sie 
haben immer nur die Wahl zwischen den 
Möglichkeiten, entweder zu sagen, ich gebe 
einem halben Jahrgang. - das richtet sich 
nach dem Datum der Wahl - oder einem 
dreiviertel Jahrgang oder einem viertel Jahr­
gang das Wahlrecht, auch wenn er noch nicht 
volljährig ist, oder ich gebe einem halben 
oder viertel Wahljahrgang nicht das Wahl­
recht, auch wenn er schon volljährig ist, indem 
ich die Sache so belasse, wie sie bisher war. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: So ist es!) 

Noch ein Argument, Kollege Kohlmaier, 
müßte Ihnen doch aufgefallen sein. Wir sind 
jetzt im Februar, und die Wahlen sind im 
Oktober - nach Ihren Vorstellungen sogar 
früher -, das heißt die Wahlen finden in etwa 
acht Monaten statt. Nun sagen Sie, im Jahne 
1970 ist auch zehn Monate vor der Wahl noch 
das Wahlrecht geändert worden. Aber wahr­
scheinlich, wenn ich Sie frage, werden Sie wie-

der sagen, Sie wissen es ohnehin, nur haben 
Sie es auch nicht gesagt, nämlich, daß die 
Unterschiede in folgendem bestehen: 

Erstens, daß damals zehn Monate vor der 
Wahl die Wahlrechtsänderung schon abge­
schlossen war, während wir sie jetzt erst acht 
Monate vor der Wahl nach unsenen Vorstel­
lungen - nach Ihren liegt es ja noch anders­
erst beginnen würden. 

Und zweitens, daß im Jahre 1970, als die 
Wahlrechtsreform im Herbst abgeschlossen 
wurde, noch niemand voraussagen konnte, 
wann die nächste Nationalratswahl Slein wird. 
(Abg. Dr. K 0 h Im a i e r: Oh ja/ Sie haben es 
gewußt!) Sie haben es gewußt? Ich gratuliere 
Ihnen, da sind Sie Hellseher und haben jeden­
falls der OffentIichkeit das sehr geschickt ver­
heimlicht, während man ja sonst die Dinge 
erfährt, die Sie wissen. (Heiterkeit und Beifall 
bei der SPO.) Also diese kleinen Unterschiede 
möchte ich geziemend herausarbeiten. 

Dann noch etwas, das hat mich ja zu der 
Formulierung vom Druck auf die Tränendrü­
sen veranlaßt. Sie sagen, die bösen Gefange­
nen sollen das Wahlrecht bekommen, die be­
hinderten älteren Menschen aber nicht - und 
da gibt es wirklich ein Problem, mit dem man 
sich beschäftigen muß, nur haben Sie sich bis­
her auch nicht so weit damit beschäftigt, daß 
Sie einen Antrag vorgelegt hätten; mir ist 
zumindest keiner bekannt - ... (Abg. Doktor 
K 0 h 1 mai e I: Machen Sie einen Ausschuß, 
dann kriegen Sie den Antrag!) 

Aha, die Anträge, die Sie zu dieSier Sache 
haben, stellen Sie nicht als Initiativantrag 
öffentlich zur Diskussion, sondern die knallen 
Sie dann im Ausschuß auf den Tisch und 
machen das, was Sie, wenn wir es tun, ein 
Apportienen nennen, das Sie sich nicht gefallen 
lassen. Das muten Sie also der Regierungs­
partei zu. (Abg. Dr. K 0 h I mai e I: Das weI­
den Sie aushalten!) Wenn Sie Vorstellungen 
haben, meine Damen und Herren, dann legen 
Sie sie vor, W1enn Sie keine haben, dann sagen 
Sie nicht: Macht zuerst einen Ausschuß, dann 
werden wir euch die Vorstellungen auf den 
Tisch legen. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e I: Das 
Geschält können wir machen!) 

Aber ich will jetzt etwas ganz anderes. 
sagen. (Abg. DI. Kor e n: Ein biBchen kleineI 
werden!) Warum? 

Vielleicht wird jetzt die OVP ein bisserI 
kleiner, Herr Professor Koren, wenn ich Ihnen 
folgendes erkläre, nämlich die Frage des Wahl­
rechts für Untersuchungshäftlinge. Wissen Sie, 
wie das entstanden ist? Es ist so entstanden, 
daß der OVP-Pressereferent Dr. Euler - eine 
sehr bekannte Figur auf der rechten Seite des 
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Hauses, der dieses Haus mehrere Male mit 
dringliChen Anfragen besChäftigt hat, der auch 
an den Regiebesprechungen der OVP-Presse­
referenten teilgenommen hat -, als er in 
UntersuChungshaft war, eine Verfassungsge­
richtshofbeschwerde gemacht hat mit der Be­
gründung, daß ihm das Wahlrecht vorenthalten 
wird durch die UntersuChungshaft, obwohl er 
noch kein rechtskräftig verurteilter Gefange­
ner ist. (Zwischenruf des Abg. Dr. Z i t t­
m a y r.) 

Der Verfassungsgerichtshof hat diese Be­
schwerde des "OVP-Dr. Euler" zum Anlaß ge­
nommen, in einem Bericht an den Nationalrat 
diese Beschwerde Dr. Eulers gewissermaßen 
dem Parlament weiterzugeben. Dieser Bericht, 
Herr Dr. Kohlmaier, ist mit Ihren Stimmen 
und, Herr Klubobmann, auch mit Ihren Stim­
men hier im Hause Vlerabschiedet worden -
einstimmig -, wo diese Anregung des Ver­
fassungsgerichtshofes drinnensteht. (Zwischen­
ruf qes Abg. Dr. Kor e n.) 

Diese Anregung des VerfassungsgeriChts­
hofes, die auf den Herrn Dr. Euler zurüc:kgeht, 
hat die Regierung zum Anlaß genommen, eine 
den Rechtsvorstellungen des Verfassungs­
gerichtshofes entspreChende Regelung in einen 
Gesetzentwurf aufzunehmen. 

Und jetzt kommt die OVP daher und will 
damit Demagogie betreiben? (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Was heißt das?) Herr Kollege Kohl­
maier! Wenn jemand ein bisserl G'spür dafür 
hat, heißt das, daß wir es - sehr vorsichtig 
formuliert - als unfair ansehen, daß ein Sach­
verhalt, desS/en Entstehungsgeschichte ich 
Ihnen jetzt geschildert habe, den Sie aber 
wahrscheinlich auch selbst kennen, von Ihnen 
jetzt so abgetan wird, als stünde da zur Wahl 
Briefwahl kontra Häftlingswahlrecht, wobei 
ja dieser Ausdruck schon, wie Sie sicher spü­
r-en, ein tendenzieller ist. 

Aber eben weil dieses Problem emotionell 
aufgeladen wird, eben weil man von der OVP 
halt nicht erwarten kann, daß sie darauf ver­
zichtet, wenn Wahlen bevorstehen, solche 
Punkt'e hochzuspielen, eben weil wir glauben, 
daß in einer Zeit nach einer Wahl eine Atmo­
sphäre gegeben ist, in der man solChe Dinge 
viel ruhiger behandeln kann, meinen wir, daß 
wir allen beteiligten Personen und allen invol­
vierten Anliegen besser dienen, wenn wir 
sagen: Reden wir über diese und über alle 
anderen Fragen nach der nächsten National­
ratswahl. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
K 0 h 1 mai er: Das hat der Ministerrat nicht 
bedacht! - Abg. Dr. Kor e n: Uberhaupt nicht 
überlegt, einfach Gesetzesvorlagen machen 
ohne nachzudenken!) 

Meine Damen und Herren I Ich komme schon 
zum Abschluß, denn ich glaube, die anderen 
Argumente sind nicht derart, daß man darauf 
eingehen muß. 

Wenn der Kolleg,e Kohlmaier vom .. Sessel­
kleber" spricht, möchte ich sagen: Wenn die 
Offentlichkeit zu beurteilen hätte, welche 
Sessel in den letzten Jahren mehr gewac:kelt 
haben, dj,e dieser Regierung oder die von 
Ihnen, Kollege Kohhnaier, und vom Doktor 
Schleinzer (Heiterkeit bei der SPtJ), dann muß 
ich sagen, da war bei Ihnen viel mehr Kleb­
stoff notwendig, daß Sie auf dem Sessel blei­
ben als bei der Regilerungspartei. Diesen Ein­
druck mußte man schon haben. (Abg. Doktor 
K 0 hIrn ai er: Uberhaupt keiner, ich habe 
mich Wahlen gestellt!) Ja, ja. (Beifall bei der 
SPtJ.) Sie haben sich Wahlen gestellt, es bleibt 
Ihnen ja nichts andenes übrig, wenn Sie Gene­
ralsekretär bleiben wollen, Herr Kollege 
Kohlmaier. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Vier Mo­
nate früher!) 

Ich möchte nur zum Abschluß folgendes 
sagen: Ich bin sehr hellhörig geworden, als 
in der heutigen Fragestunde das Thema Wahl­
recht angeschnitten wurde. Da hat nämlich 
der OVP-Abgeordnete Ermacora freiwillig 
oder unfreiwillig, ich weiß es nicht, seine 
und wahrscheinlich auch die Einstellung der 
OVP zu Verfassungsfragen im allgemeinen 
und zu Wahlrechtsfragen im besonderen dar­
gelegt. Und weil ich meinen Ohren nicht ge­
traut habe, habe ich mir die Niederschrift be­
sorgt. 

Da sagt der OVP-Abgeordnete Ermacora: 
"Die Praxis im Verfassungsnecht ist ja so, 
daß dann und wann, wenn es einem gefällt, 
so interpretiert wird, und dann und wann, 
wenn es einem gefällt, eben anders interpre­
tiert wird. Meinen Sie nicht", Herr Bundes­
minister, .. daß das :eine reine Interpretations­
frage ist" - nämlich ob das persönliche Wahl­
recht beim Briefwahlrecht gewährleistet ist -, 
.. der Sie sich anschließen könnten, daß die 
Ausübung des persönlichen Wahlrechtes so zu 
verstehen ist," und so weiter, und so weiter. 

Ja, meine Damen und Herren, wenn Sie 
Wahlrechtsfragen und Verfassungsfragen in 
diesem Geiste behandeln wollen, daß man sie 
einmal so und einmal so sehen kann (Abg. 
Dr. Kor e n: Das ist aber jetzt eine Unter­
stellung! - Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Das ist 
eine Verdrehung! Das ist unanständig!), wenn 
das die Philosophie ist, meine Damen und 
Herren (Abg. Mi n k 0 w i t s c h: Das ist unter 
der Gürtellinie! - Abg. Dr. Kor e n: Das ist 
eine üble Verdrehung I) -'- sChauen Sie naCh 
im steno graphischen ProtokollI -, wenn das 
Ihre Philosophie ist, meine Damen und Herren, 
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dann fühlen wir uns dadurch dreifach· bestä­
tigt, in diesem Geiste keine Wahlrechtsver­
handlungen zu führen, sondern auf einen Zeit­
punkt zu warten, wo das gilt, was in der Ver­
fassung steht, und wo die Dinge nicht einmal 
so und einmal so betrachtet werden. (Bei/aIl 
bei der SPO. - Unruhe bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Peter. Idl erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO): Herr Präsidentl 
Mehre Damen und Herren! Die Freiheitliche 
Partei hält an ihrer bisherigen Haltung fest, 
in Fragen einer Fristsetzung äußerste Zurück­
haltung zu üben. Wir sind der Auffassung, 
daß Fristsetzungen aus der Sicht einer Oppo­
sitionspartei nur in Ausnahmefällen geboten 
sind, und der Ausnahmefall scheint uns im 
gegenständlichen Fall nicht gegeben zu sein. 

Bevor ich darauf weiter eingehe, möchte ich 
zuerst ein kritisches Wort an die Regierungs.,; 
fraktion richten und ihr den Vorwurf eines 
sehr unsystematischen und unüberlegten Vor­
gehens in der gegenständlichen Materie 
machen. 

Jene Regierungsvorlage, der die. Osterrei­
chische Volkspartei heute eine Frist mit 2. Mai 
setzen will, trägt das Datum vom 30. Oktober 
1974. Diese Regierungsvorlage wurde also in­
mitten der Budgetvorbereitung und der Bud­
getdebatte eingebracht, und es lag in der Natur 
der Sache, daß sie im abgelaufenen Jahr im 
Ausschuß nicht mehr behandelt werden 
konnte; sie ist daher nicht überfällig. Die Re­
gierungsvorlage ist nicht überfällig in dieser 
Sicht, aber wohl in einer anderen Sicht. 

Ich darf der Regierungsmehrheit in Erinne­
rung rufen, daß sie jenes Gesetz, mit dem die 
Volljährigkeitsgrenze herabgesetzt wurde, am 
14. Februar 1973 beschlossen hat. Vom 14. Fe­
bruar 1973 an hätte die Regierungsmehrheit 
die Möglichkeit gehabt, die Konsequenzen aus 
dem Gesetz zur Herabsetzung der Volljährig­
keitsgrenze zu ziehen. Aber sie hat sich erst 
am 30. Oktober 1974 angeschickt, die notwen­
digen Konsequenzen aus der Herabsetzung 
der Volljährigkeit zu ziehen. 

Saumseligkeit der Sozialistischen Partei 
liegt also in dieser Vorgangs weise vor. Sie 
betrifft aber die von der OVP inkriminierte 
Regierungsvorlage nicht unmittelbar. Aus die­
sem Grund werden die freiheitlichen Abgeord­
neten den Fristsetzungsantrag der Osterreichi­
sehen Volkspartei ablehnen und die Osterrei­
chische Volkspartei an ihre Saumseligkeit er­
innern, die man bei dieser Gelegenheit ebenso 
einer Kritik unterziehen muß. 

Herr Abgeordneter Kohlmaier! Ich pflimte 
Ihrer Kritik in Richtung sozialistischer Mehr­
heit bei, wenn Sie sagen: Die sozialistisme 
Mehrheit gibt sich fortschrittlim, ist es aber 
nicht; die sozialistische Regierungsmehrheit 
gibt sich erneuerungswillig, ist es aber nicht. 

Denselben Vorwurf, Herr Abgeordneter 
Kohlmaier, richte im mit derselben Schärfe, 
wie Sie ihn an die Adresse der Regierungs­
mehrheit gerichtet haben, an die Adresse der 
Osterreichischen Volkspartei. 

Die Osterreichische Volkspartei blockiert 
seit 20. November 1973 - bitte, ich wieder­
hole das Datum: Die Osterreichische Volkspar­
tei blockiert seit 20. November 1973 - die 
Beratungen über die Volksanwaltschaft. Seit 
20. November 1973 lehnt es der Klubobmann 
der Osterreichischen Volkspartei in der Prä­
sidialkonferenz des Nationalrates ab, die 
Volks anwaltschaft auf die Tagesordnung des 
Verfassungsausschusses zu nehmen. 

Herr Abgeordneter Kohlmaier! Da werden 
wir Freiheitlichen hellhörig. Warum? - Wir 
haben vor 18 Jahren in diesem Hohen Hause 
die ersten Schritte zur Installierung des Volks­
anwaltes in Osterreich gesetzt. Damals wurde 
diese freiheitliche Initiative sowohl von den 
Sozialisten als auch von der damaligen Bun­
deskanzlerpartei, der Osterreichischen Volks­
partei, abgelehnt. Noch heute gibt es in dieser 
Frage eine differente Auffassung zwischen der 
Osterreichischen Volkspartei und der Freiheit­
lichen Partei dahingehend, daß die Osterrei­
chische Volkspartei eine Konstruktion vor­
zieht, welche die Freiheitliche Partei bei der 
Volksanwaltschaft ausschließt. 

Meine Damen und Herren! Ich. erinnere 
daran, daß der zuständige Unterausschuß des 
Verfassungs ausschusses zum Thema Volks­
anwaltschaft 18 Sitzungen durchgeführt hat. 
Die Volksanwaltschaft ist substantiell abge­
schlossen, aber seit 20. November 1973 ver­
hindert die OVP die Behandlung und Verab­
schiedung dieser Materie. Die Osterreichische 
Volkspartei hätte der "Kronen Zeitung" sicher 
auch manche Geldausgabe und die Installie­
rung des Volksanwaltes ersparen können, 
wenn sie die Volksanwaltschaft bis heute nicht 
blockiert hätte. 

Herr Abgeordneter Kohlmaier! Sie sind auf 
ein weiteres Thema eingegangen, das aus 
freiheitlicher Sicht nicht ohne ergänzende Stel­
lungnahme, Bitte und Frage an Ihre Adresse 
erörtert werden muß. 

Sie als Generalsekretär der Osterreichischen 
Volkspartei bezeichneten das derzeit in Gel­
tung befindliche Nationalratswahlrecht, . das 
von den Sozialisten und der Freiheitlichen 
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Partei beschlossen wurde, als schlecht. Und Dem Fristsetzungsantrag der Osterreichi­
etwas Schlechtes, nehme ich an, werden Sie schen Volkspartei werden die freiheitlichen 
ja verändern und abändern wollen. Abgeordneten nicht zustimmen. (Beifall bei 

Aber dieses in Ihren Augen schlechte, aus 
der Sicht der Freiheitlichen aber gute derzeit 
in Geltung befindliche Nationalratswahlrecht 
sichert uns, den Kleinen in diesem Hause, 
Waffengleichheit zu. Vor diesem Nationalrats­
wahlrecht hatte etwa die Osterreichische 
Volkspartei für ein Nationalratsmandat 24.000 
bis 25.000 Stimmen, die Sozialistische Partei 
damals 21.000 bis 28.000 Stimmen und die 
Freiheitliche Partei sage und schreibe 38.000 
bis 39.000 Stimmen erbringen müssen. Dieses 
Wahlunrecht wurde mit den Stimmen der 
Sozialistischen Partei und der Freiheitlichen 
Partei Osterreichs beseitigt. Sie haben aber 
heute - das habe ich mit Aufmerksamkeit 
registriert - zum Ausdru<k gebracht, daß Sie 
die Wettbewerbsgleichheit der kleinen Partei 
bei Nationalratswahlen nicht verschlechtern 
wollen. 

Aber nun kommt die Frage, die Bitte und 
das Ersudlen an den Generalsekretär der 
Osterreichischen Volkspartei, mit dem wir 
Freiheitlichen bis zur Stunde eine taugliche 
Gesprächsgrundlage haben. Wenn das (jer­
zeitige Nationalratswahlrecht in Ihren Augen 
schlecht ist, wenn Sie es beseitigen wollen: 
Wie schaut bitte Ihr Vorschlag aus, der uns 
gegenüber der jetzigen Situation nicht benach­
teiligt? 

Solange Sie uns diesen Vorschlag nicht 
unterbreiten, bitte ich um Verständnis dafür, 
wenn ich Ihren heutigen Ausführungen mit 
der allergrößten Skepsis begegn~, weil das, 
was seinerzeit im Kranzlmayr-Antrag als 
OVP-Vorstellung über das Persönlichkeits­
wahlrecht enthalten war, nicht dem gerecht 
wird, was Sie uns heute zumindest zugebilligt 
haben: die Waffengleicbheit des Kleinen 
gegenüber dem Großen im Wahlredlt. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Herr Peter, ich habe 
gesagt, wie wir uns einstellen würden, wenn 
seitens der SPO dieses Thema zur Debatte ge­
stellt würde!) Ich hätte an Ihrer Stelle dieses 
Thema heute überhaupt nicht angeschnitten, 
Herr Generalsekretär! (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai e r: Ich habe es nicht angeschnitten!) 

Ich schließe meine Ausführungen mit der 
Bitte an die Osterreichische Volkspartei, nach­
dem sie seit 20. November 1913 die Beratun­
gen über die Volksanwaltschaft blo<kiert, jetzt 
endlich diese Beratungen in der Präsidialkon­
ferenz des Nationalrates freizugeben und eine 
Lösung zu akzeptieren, die das Mitgestaltungs­
recht der Freiheitlichen Partei im Rahinen der 
Volksanwaltschaft gewährleistet. 

der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung zum Wort gemeldet hat sich der 
Abgeordnete Dr. Ermacora. 

Ich mache aufmerksam, daß nach §. 49 der 
Geschäftsordnung die Redezeit fünf Minuten 
nicht überschreiten darf. 

Abgeordneter Dr. Ennacora (OVP): Hohes 
Haus! Herr Dr. Fischer, Sie mißbrauchen meine 
Anfrage, indem Sie dieser Anfrage einen Sinn 
gegeben haben, der ihr nicht unterstellt war. 
Ich war vielleicht in der Anfrage etwas zu 
höflich (Abg. Robert W eis z: Das soll kein 
Fehler sein!), als ich dem Herrn Bundesmini­
ster vielleicht nicht deutlicher gesagt habe, 
daß Sie es sind, die mit der Verfassung jon­
glieren. (Erregter Widerspruch und lebhafte 
Zwischenrufe bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Bitte, Herr Abgeordneter! (Zwischen­
rufe bei der SPO: Eine Frechheitl) Bitte über­
lassen Sie das Eingreifen dem Präsidenten, 
Herr Abgeordneter Libal. 

Ich bitte, eine tatsächliche Berichtigung hat 
sich auf eine sachliche Berichtigung im Inhalt 
ohne Polemik zu erstrecken. 

Abgeordneter Dr. Ennacora (abschließend): 
Es ist Ihre Technik, die Verfassung, wenn es 
Ihnen paßt, ~o zu interpretieren oder so zu 
interpretieren. (Beifall bei der OVP. - Zwi­
schenrufe bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Ich müßte eigentlich 
zwei Ordnungsrufe erteilen, auch für das Wort 
"Frechheit". Ich habe aber nicht gehört, von 
welcher Person es gekommen ist. Unterlassen 
wir das doch! Ich würde ersuchen, daß sich 
alle ein bißchen zurückhalten! 

Zum Wort gemeldet hat sich zur Erwide­
rung in einer persönlichen Angelegenheit der 
Abgeordnete Dr. Fischer. Ich erteile es ihm. 
Auch fünf Minutenl 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer (SPO): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Da es sich um eine 
persönliche Angelegenheit handelt, möchte ich 
folgendes feststellen: Das Zitat der wörtlichen 
Ausführungen des Abgeordneten Ermacora in 
der heutigen Sitzung lautete folgendermaßen 
- ich zitiere wörtlich -: 

"Herr Bundesministerl Die Praxis im Ver­
fassungs recht ist ja so ... " (Abg. Dr. Kor e n: 
Das ist keine Berichtigung!) Das geht mich 
persönlich an, weil mir hier etwas unterstellt 
wurde, was ich sofort zurückweisen werde. 
(Abg. Dr. Kor e n: Sie lesen das Zitat einer 
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Anfrage vor, die Sie überhaupt nicht betritftl) 
Der Abgeordnete Ermacora hat in einer Wort­
meldung versucht darzustellen, als ob das, 
was er gesagt hat, die Praxis der Regierungs­
partei wäre, wobei er sich im besonderen auf 
mich bezogen hat. Ich stelle dazu als persön­
liche Angelegenheit fest: 

Das Zitat, welches lautet: 

"Die Praxis im Verfassungsrecht ist ja 
so, daß dann und wann, wenn es einem gefällt, 

~ so interpretiert wird, und dann und wann, 
wenn es einem gefällt, eben anders interpre­
tiert wird." 

Dieses Zitat des Herrn Abgeordneten Erma­
. cora kann jedenfalls nicht so verstanden wer­
den, daß das die Praxis der Regierungspartei 
oder einzelner Abgeordneter der Regierungs­
partei sei. (Abg. Dr. Kor e n: Das ist keine 
persönliche Angelegenheitl) Ob es seine Praxis 
ist, meine Damen und Herren, das stellt sich 
ja an seinem tatsächlichen Verhalten heraus. 
(Beifall bei der SPO. - Zwischenrufe bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Herr Abgeordneter 
Fischer! Im letzten Teil haben Sie aber auch 
schon etwas die Bestimmung der Geschäfts­
ordnung überschritten. Ich würde aber an alle 
Abgeordneten des Hohen Hauses die Bitte 
richten (Zwischenrufe) - ich bitte einmal auf­
zupassen I -, emotionelle und aufgeschaukelte 
Meinungsverschiedenheiten nicht immer mit 
einer tatsächlichen Berichtigung, sondern im 
Verlauf einer normalen Debatte auszutragen. 
Wir wollen doch keine Geschäftsordnungs­
interpretationen abwickeln. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Wiesinger. 

Abgeordneter Dr. Wiesinger (OVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich be­
dauere, daß durch die letzten Ausführungen 
ein an und für sich für uns alle sehr wichtiges 
Thema sehr stark in emotionelle Bahnen ge­
lenkt wurde. Worum geht es konkret? Es geht 
darum, ob man bereit ist, die Veränderung 
der Gesellschaft auch im Wahlrecht zum Aus­
druck zu bringen. Es ist eigentlich über­
raschend, daß es Aufgabe der Opposition sein 
muß, einer Regierungsvorlage zur Behandlung 
zu verhelfen. 

Daher auch die Schwierig~eiten des Herrn 
Dr. Fischer - die ich völlig verstehe -, hier 
eine Kindesweglegung zu verteidigen; das 
führt natürlich zu Problemen. (Beifall bei der 
OVP.) Denn er ist ja nicht in der Sache auf 
unser Wollen und auf unsere Wünsche ein­
gegangen, sondern er hat sich mit unseren 
beiden Anträgen - Neuauflage einer Wirt­
schaftsdebatte -, mit dem gestrigen Mißtrau­
ensantrag und mit der Fristsetzung im prin-

zipiellen beschäftigt, wobei nur eines festzu­
stellen ist, Herr Kollege Fischer: Die Oppo­
sition kann gegen den Willen der Mehrheit 
keine Fristsetzung beschließen; sie kann sie 
beantragen. Aber die Mehrheit hat des öfteren 
gegen den Willen der Opposition ieine solche 
Fristsetzung beschlossen. Daher eine gewisse 
grundsätzliche Unterscheidung in dieser Frage. 

Sie sagen, das Wahlrecht sei keine Sach­
frage. Meine Damen und Herren! Das ist eine 
sehr wesentliche Sachfrage, denn es geht 
darum, ob wirklich alle Osterreicher das ihnen 
zustehende demokratische Wahlrecht auch tat­
sächlich ausüben können. Darum geht es uns! 
(Beifall bei der OVP.) 

Der Redner der Sozialistischen Partei hat ja 
selbst zugegeben, daß die Frage der alten 
Menschen, der Behinderten, ein echtes Pro­
blem bei der Novellierung des Wahlrechts ist. 
Dazu möchte ich eines ganz deutlich sagen: 
Seit Oktober 1974 liegt hier im Haus diese 
Regierungsvorlage. Man war nicht bereit, dar­
über zu verhandeln, obwohl die Bereitschaft 
der Opposition dazu zweifellos gegeben war. 

Eines, Herr Dr. Fischer, kann ich Ihnen in 
Ihren Formulierungen nicht durchgehen las­
sen. Ich wollte die Frage Wahlrecht, Brief­
wahl nicht mit der Frage der Gefangenen emo­
tionalisieren. Das ist mir ferngelegen, und ich 
habe es nicht vorgehabt. Aber wenn Sie Re­
gierungsvorlagen nur teilweise zitieren, dann 
muß man es berichtigen. Es geht ja in der 
Regierungsvorlage nicht nur um das Wahl­
recht der Untersuchungshäftlinge, sondern 
auch um das Wahlrecht der bereits rechtsgül­
tig bis zu einem Jahr Verurteilten; das steht 
im § 22 der Regierungsvorlage. Das ist ein 
Unterschied! (Zustimmung bei der OVP.) 

Zu den Ausführungen des Herrn Abgeord­
neten Peter möchte ich nur ganz kurz sagen: 
Es ist bemerkenswert, daß der Herr Bundes­
parteiobmann der Freiheitlichen Partei eindeu­
tig auf die Linie des Herrn Bundeskanzlers 
eingeschwenkt ist, daß der Ombudsman wich­
tiger ist als die Wahlrechtsreform. (Abg. 
Pet e r: Glauben Sie?) Das ist bitte zur Kennt­
nis zu nehmen I Herr Abgeordneter Peter! 
Warum haben wir uns bisher in der Fra.ge 
Ombudsman quergelegt? - Nicht weil wir 
die Einrichtung als solche ablehnen, sondern 
weil wir daraus kein Instrument der Regie­
rungsmehrheit machen lassen wollen. Das ist 
der Grundl (Beifall bei der OVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Wenn man uns vorwirft, wir kämen jetzt kurz 
vor der Wahl mit neuen Vorschlägen zur 
Wahlrechtsreform, so möchte ich Sie nur auf 
einen Entschließungsantrag vom 26. November 

925 
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1970 hinweisen, in dem wir bereits damals 
die Einführung der Briefwahl verlangt haben. 
Nur wurde auch damals schon dieser Antrag 
abgelehnt, und bis dato hat sich die Regierung 
nicht bereit gefunden, mit uns darüber zu ver­
handeln oder entsprechende Vorschl~ge ·zu 
machen. 

Worum geht es uns bei der Briefwahl? Ich 
darf Ihnen ganz kurz nur einige Zahlen aus 
der letzten Mikrozensuserhebung zitieren, die 
1,5 Millionen Osterreicher betrifft, die über 
60 Jahre alt sind. Diese Untersuchung hat er­
geben, daß 15,9 Prozent der über Sechzigjähri­
gen nicht mehr oh~e Beschwerden Stiegen stei­
gen können, 17,8 Prozent dieses Personenkrei­
ses können keine Einkaufstasche mehr tragen, 
und 16,9 Prozent können sich nicht mehr 
bü<xen oder etwas aufheben. Darüber hinaus 
gibt es 56,2 Prozent der Bevölkerung - der 
über Sechzigjährigen natürlidt -, die siCh 
krank fühlen und einer fremden Hilfe bedür­
fen. Darüber hinaus gibt es in Osterreich ins­
gesamt rund 150.000 Bezieher des Hilflosen­
zuschusses. Sie alle wissen, was der Hilflosen­
zuschuß bedeutet: daß dessen Bezieher der 
ständigen Hilfe und Wartung einer zweiten 
Person bedürfen. Wir haben also hier einen 
Personenkreis von fast einer Viertelmillion 
Osterreichern, die nicht imstande sind, das ele­
mentarste Recht der Demokratie, ihr Wahl­
recht, auch tatsächlich auszuüben. 

Sie werden alle zugeben, daß gerade in der 
nächsten Zeit die Probleme der alten Men­
schen, der Behinderten, der chronisch Kranken 
einer Lösung zugeführt werden müssen. Es 
wäre nur recht und billig - ich appelliere an 
Ihr soziales und demokratisches Empfinden -, 
mit uns mitzugehen, damit diese Menschen 
ebenfalls beim nächsten Wahltag, der voraus­
sidttlich der 5. Oktober sein wird, ihr demo­
kratisches RedIt ausüben können. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Meine Damen und Herrenl Glauben Sie mir 
das eine: Es geht uns um keine politische 
Taktik, sondern es geht darum, daß das demo­
kratische Recht an die GesellsChaft angepaßt 
werden soll. Ich hoffe aus Ihrer Einstellung 
heraus, daß Sie deshalb unserem Antrag zu­
stimmen werden. (Beifall bei der öVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist gesChlossen. 

Wir kommen nun zur A b s tim m u n g über 
den Antrag der Abgeordneten Dr. Kohlmaier 
und Genossen, dem Verfassungsausschuß zur 
Berichterstattung über die Regierungsvorlagen 
1330 und 1331 der Beilagen eine Frist bis 
2. Mai 1975 zu setzen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag Dr. Kohlmaier ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Minderheit. Abgelehnt. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident Dr. Maleta: Es ist mir der Vor­
schlag zugekommen, die Debatte über die 
Punkte 1 bis einschließlich 3 der heutigen 
Tagesordnung unter einem abzuführen. Falls 
keine Einwendung erhoben wird, wird zuerst 
der Berichterstatter seine Berichte geben, so­
dann wird die Debatte über alle drei Punkte 
unter einem vorgenommen. 

Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich 
wie immer in solchen Fällen getrennt. Wird 
dagegen ein Einspruch erhoben? - Das ist 
nicht der Fall. Die Debatte über die Punkte 1 
bis 3 wird daher unter einem abgeführt. 

1. Punkt: Beridd des Verfassungsaussebusses 
betreffend den Berimt der Bundesregierung 
(111-53 der Beilagen) über die innere Simer­
helt Usterreiebs im Jahr 19'11 (1414 der Bei-

lagen) 

2. Punkt: Bericht des VerfassungsaussdlUsses 
betreffend den Bericht der Bundesregierung 
(111-99 der Beilagen) über die innere Sicher­
heit Usterreiebs im Jahr 19'12 (1415 der Bei-

lagen) 

3. Punkt: Bericht des Verfassungs ausschusses 
betreffend den Berhht der Bundesregierung 
(11I-t39 der Beilagen) über die innere Sieber­
heit Usterrelebs im Jahr 19'13 (1476 der Bei-

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen in die 
Tagesordnung ein und gelangen zu den Punk­
ten 1 bis einschließlich 3, über die die Debatte 
unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies die Berichte des Verfassungs­
aussChusses betreffend die drei Berichte der 
Bundesregierung über die innere Sicherheit 
Osterreichs 

im Jahre 1971 (III-53 und 1474 der Beila-
gen), 

im Jahre 1972 (III-99 und 1475 der Beila-
gen) sowie 

im Jahre 1973 (III-139 und 1476 der Bei-
lagen). 

Berichterstatter zu allen drei Punkten ist 
der Abgeordnete Müller. Ich ersuche ihn um 
seine drei Berichte. 

Berichterstatter Müller: Herr Präsident I 
Hohes Haus I Ich berichte namens des Verfas­
sungsausschusses über den Bericht der Bundes-
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regierung über die innere Sicherheit Oster- weiteren Teiles des Berichtes sind schließlich 
reichs im Jahr 1971 (III-53 der Beilagen). die Maßnahmen zur Verbesserung der Ver-

Der dem Verfassungsaussdluß zur Vorbe­
ratung vorgelegene Berkht gibt einen Uber­
blick über die Kriminalitätsverhältnisse in 
OsterreiCh im Jahre 1971 an Hand von Anga­
ben über Art und Anzahl der im genannten 
Zeitraum bekanntgewordenen und aufgeklär­
ten Verbrechen, soweit sie eine empfindliche 
Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit 
darstellen, sowie über Suchtgiftdelikte. Ferner 
enthält er Angaben über die in den Jahren 
1960 bis 1969 rechtskräftig verurteilten Per­
sonen. Schließlich werden in ihm die bereits 
getroffenen oder in Vorbereitung befindlichen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheits­
verhältnisse dargestellt. 

Der Verfassungsausschuß hat den gegen­
ständlichen Bericht am 15. Jänner 1973 und am 
5. Feber 1975 in Verhandlung gezogen. Nach 
einer Debatte, an der sich die Abgeordneten 
Suppan, Dr. Schmidt, Dr. Prader, Glaser, Stohs, 
Dr. Heinz Fischer, Dr. Fiedler, Dr. Ermacora, 
Ofenböck und der AussChußobmann sowie der 
Bundesminister Rösch beteiligten, hat der Aus­
schuß einstimmig besChlossen, dem National­
rat zu empfehlen, den Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle den Bericht 
der Bundesregierung über die innere Sicher­
heit Osterreichs im Jahr 1971 (111-53 der Bei­
lagen) zur Kenntnis nehmen. 

Ich bringe namens des Verfassungsausschus­
ses weiters den Bericht betreffend den Bericht 
der Bundesregierung über die innere Sicher­
heit Osterreichs im Jahr 1972 (III-99 der Bei­
lagen). 

Der dem Verfassungsausschuß zur Vorbera­
tung vorgelegene Bericht der Bundesregierung 
für das Jahr 1972 gibt in ähnlicher Weise wie 
der für das Jahr 1971 vorgelegte Sicherheits­
bericht insbesondere eine Darstellung jenes 
Ausschnittes der Kriminalität, in dem her­
kömmliCherweise eine Gefährdung oder Be­
einträchtigung der inneren Sicherheit erblickt 
wird. Er behandelt daher grundsätzlich nur 
die Verbrechensgruppen gegen Leib und 
Leben, gegen die SittliChkeit und gegen das 
Vermögen. Innerhalb dieser Verbrechensgrup­
pen werden wiederum die Tatbestände geson­
dert behandelt, die eine empfindliche Beein­
trächtigung der öffentliChen Sicherheit darstel­
len. Ferner werden auf Grund von Anregun­
gen in den Beratungen des Verfassungsaus­
schusses am 15. Jänner 1973 die Kriminalität 
in den Bundesländern und die Fahrzeugdieb­
stähle gesondert dargestellt. Gegenstand eines 

brechensverhütung und -aufklärung. 

Der Verfassungsausschuß hat den gegen­
ständlichen Bericht am 5. Feber 1975 in Ver­
handlung gezogen und nach Wortmeldungen 
der Abgeordneten Dr. Ermacora, Dr. Schmidt, 
Glaser, Dr. Prader, Ofenböck und des Aus­
schußobmanns sowie des Bundesministers 
RösCh einstimmig beschlossen, dem National­
rat zu empfehlen, den Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle den Bericht 
der Bundesregierung über die innere Sicher­
heit Osterreichs im Jahr 1972 (III-99 der Bei­
lagen) zur Kenntnis nehmen. 

Ich bringe ferner namens des Verfassungs­
ausschusses den Bericht betreffend den Bericht 
der Bundesregierung über die innere Sicher­
heit Osterreichs im Jahr 1973 (1I1-139 der Bei­
lagen). 

Der dem Verfassungsausschuß zur Vorbe­
ratung vorgelegene Bericht entspricht in seiner 
Gliederung den für die Jahre 1971 und 1972 
vorgelegten Sicherheitsberichten. Neben einer 
Ubersicht über die VerbreChen gegen Leib und 
Leben, gegen die Sittlichkeit und gegen das 
Vermögen werden vor allem die bei der Bun­
despolizei und Bundesgendarmerie in perso­
neller, organisatorischer, technischer und bud­
getärer Hinsicht und die auf dem Gebiete der 
Ausbildung getroffenen Maßnahmen im Be­
richtszeitraum dargestellt. 

Der Verfassungs aussChuß hat den gegen­
ständlichen Bericht am 5. Feber 1975 in Ver­
handlung gezogen und nach Wortmeldungen 
der Abgeordneten Dr. Ermacora, Dr. Schmidt, 
Glaser, Dr. Prader, Ofenböck und des Aus­
schußobmanns sowie des Bundesministers 
Rösch einstimmig beschlossen, dem National­
rat zu empfehlen, den Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle den Bericht 
der Bundesregierung über die innere Sicher­
heit Osterreichs im Jahr 1973 (111-139 der Bei­
lagen) zur Kenntnis nehmen. 

Ich stelle den Antrag, über die Berichte 
General- und Spezialdebatte in einem abzu­
wickeln. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. - Kein Ein­
wand. Wir gehen somit in die Debatte ein. 

Als erster zum Wort gemeldet hat sich der 
Abgeordnete Dr. Schmidt. Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Dr. Schmidt (FPO): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Es tut mir leid, daß die vorangegangene 
Debatte offenbar so sehr die Aufmerksamkeit 
in Anspruch genommen hat,. daß jetzt die 
Präsenz so gering ist, und es tut mir auch leid, 
daß hier die Debatte über die Sicherheit an 
und für sich geringeres Interesse findet als 
eine Fristsetzungsdebatte. 

Es liegen uns heute drei Berichte der Bun­
desregierung über die innere Sicherheit Oster­
reichs vor, Berichte über die Jahre 1911, 1912 
und 1973. Heute, im Jahre 1915! Man könnte 
vielleicht sagen: Mein Gott, es ist doch heute 
so furchtbar unaktuell, über Ereignisse, über 
Geschehnisse, über Situationen, die längere 
Zeit zurückliegen, zu diskutieren, zumal ja 
auch die Budgetdebatte Gelegenheit bot, im 
Kapitel Inneres diese Dinge zu diskutieren. 

Die Uberlegungen, die man anstellen 
könnte, würden sicherlich· bei jedem anderen 
Thema zutreffend sein. Aber bei den Fragen 
zur inneren Sicherheit unseres Landes kann 
man, glaube ich, oder könnte man so nidlt 
argumentieren. Denn die Sicherheit der Be­
völkerung, der Menschen, die Sicherheit ihres 
Lebens, ihres Eigentums und ihres Vermögens, 
dieses Thema, glauben wir, ist immer aktuell 
und steht immer wieder zur Diskussion. Es 
ist ein Thema, das den Menschen in unserem 
Lande sozusagen unter die Haut geht. 

Gerade in den letzten Tagen und Wochen 
ist in der Offentlichkeit, in der Presse eine 
Diskussion über die Frage: Wie sicher lebt 
man in Osterreich ? erneut aufgeflammt. Der 
Herr Innenminister, der Herr Polizeipräsident 
von Wien und andere hohe Funktionäre sehen 
sich genötigt, in Versammlungen beschwich­
tigend auf aufgeregte und besorgte Mitbürger 
einzuwirken. 

Beschwichtigung und auch Verniedlichung 
scheinen überhaupt das Rezept zu sein, das 
seit längerem von den verantwortlichen Funk­
tionären verwendet wird, um in der Diskus­
son bestehen zu können: Es ist eh alles gar 
nicht so argl, so wird die Sicherheits situation 
in Osterreich heruntergespielt. In New York 
oder in Chikago, in Hamburg oder in \Vest­
Berlin ist alles noch viel ärger!, so oder ähn­
lich lautet die ständige Verantwortung der 
Verantwortlichen. 

Dabei ist es natürlich zutreffend, daß Oster­
reich zum Beispiel im Vergleich mit den Ver­
-einigten Staaten oder der Bundesrepublik, daß 
Wien im Vergleich mit den vorhin genannten 
Städten in mancher Hinsicht besser abschnei­
det. Aber bitte, man muß doch immer wieder 
betonen: Was hat der einzelne, der Opfer 
-eines Verbrechens wird, davon, daß es woan-

ders noch ärger ist? Sicherheit, meine Damen 
und Herren des Hohen Hauses, ist keine Frage 
der Statistik; das schrieb vor kurzem eine 
große Tageszeitung in Wien, und ich glaube, 
sie hat völlig recht. 

Mit Statistiken kann man dort nicht beru­
higen und trösten, wo das Gefühl der Un­
sicherheit einmal vorhanden ist. Und wenn 
tausendmal in den Sicherheitsberichten der 
Bundesregierung statistisch nachgewiesen 
wird, daß die Verbrechen gegen Leib und 
Leben im Jahre 1913 nur unwesentlich gegen­
über dem Jahre 1912 angestiegen sind, so 
wirkt sich das auf das Unsicherheitsgefühl der 
Bevölkerung nicht im geringsten aus. 

Es ist auch nicht so, daß die Kriminalität 
in Osterreich nicht besorgniserregend wäre. 
Sie ist es nach wie vor, wenn auch nicht in 
diesem Ausmaße wie zum Beispiel in der 
Bundesrepublik Deutschland; eine Baader­
Meinhof-Bande haben wir noch nicht, Gott sei 
Dank noch nicht. 

Ich habe schon in der Budgetdebatte er­
wähnt, daß an der Spitze aller Verbrechen der 
Zahl nach die Vermögensdelikte stehen. Dar­
unter fallen natürlich die zahlreichen Kraft­
fahrzeugdiebstähle. Gerade diese Vermögens­
delikte sind in den Jahren 1912 und 1913 
sprunghaft angestiegen. Zu den Vermögens­
delikten gehören bekanntlich Raub, Betrug, 
Diebstahl, Einbruch, Veruntreuung. 

Im Jahre 1910 - man muß die Zahlen noch 
einmal wiederholen - waren 16.800 Fälle 
bekannt geworden, 1911 rund dieselbe Zahl: 
etwa 16.000, 1972 bereits 93.000, um 
17.000 mehr, also ein großer Sprung, 1973 
ungefähr dieselbe Zahl mit einem kleinen 
Rückgang: etwa 91.500. 

Die Jahre 1972 und 1913 halten also ein­
same Spitze in dieser Verbrechenskategorie. 

Das starke Ansteigen der Jugendkriminali­
tät, der Kriminalität der 14- bis 21 jährigen, 
rundet das keineswegs vollständige Bild 
der österreichischen Kriminalitätsbelastung 
irgendwie ab. 

Auch hier wieder die Verniedlichung, wie 
sie zum Beispiel eine Zeitschrift, ein Blätt­
chen, mit der Aufschrift "Top", das uns allen, 
glaube ich, zugegangen ist, vornimmt, die die 
Jugendkriminalität als ein durch "Sensations­
berichterstattung aufgeschürtes Problem" 
darstellt. Aber gleichzeitig heißt es im näch­
sten Satz: "Hier ergab sich zwischen 1964 und 
1913 in der Tat ein Anstieg der Bundeskriini­
nalbelastungsziffer ... 

Man kann die Dinge nicht wegwischen und 
bagatellisieren, indem man sagt: Das ist ein 
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weltweites Problem, da kann man eben nichts Täter oder seinen Komplizen bei Gelegenheit 
machen! einen Denkzettel zu erhalten. 

Hohes Haus! Ich bin der Meinung, daß man 
schon etwas dagegen machen kann. Wenn man 
mit den Menschen in Osterreich redet, sagt 
jeder dasselbe: Das einzige Rezept gegen die 
wachsende Kriminalität ist die Einstellung der 
weichen Welle gegen das Verbrechertum, ist 
mehr Härte! Ich weiß: Wenn man solche nach 
law and order klingende Forderungen auf­
stellt, kommt man leicht in den Verdacht, 
autoritäres, ja faschistoides Gedankengut zu 
vertreten. 

Herr Bundesminister Rösch selbst hat im 
Verfassungsausschuß nach längerer Debatte 
- er ist ja ein sehr guter Psychologe, muß 
man sagen,. er gibt überhaupt jedem recht, der 
etwas vorbringt, und sagt: Sie haben vollkom­
men recht, Herr Abgeordneter, was Sie da 
sagen, ist riChtig, aber man kann halt nichts 
dagegen machen - über den Sicherheitsbericht 
im Ausschuß eine interessante Äuß.erung ge­
macht. Er hat gesagt, er meine, daß das An­
steigen der Kriminalität letzten Endes das Er­
gebnis gesellschaftspolitischer Veränderungen 
sei. Wie wahr, kann man nur dazu sagen! 

Auch die Bevölkerung empfindet, daß der 
Staat, daß die Führungsorgane des Staates gar 
nicht mehr so den ausgesprochenen Willen 
haben, hier durchzugreifen. Und das aus einer 
gewissen, falsch verstandenen Demokratisie­
rungsideologie. Der Abbau von Autorität und 
Ordnung geht langsam, aber sicher vor sich. 
Dadurch wird eine Basis geschaffen, sicherlich 
ungewollt, auf der die Sumpfpflanze der Kri­
minalität gedeihen kann. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen es 
doch leider immer wieder erleben, daß sich 
Untaten, Verbrechen auf offener Straße ab­
spielen, vor den Augen entsetzter Passanten, 
und niemand wagt einzugreifen. Jeder schaut, 
daß er von dem Platz des GesChehens nur 
schnell wegkommt, um ja nicht - um Gottes 
willen ja nicht I - als Tatzeuge in die Ange­
legenheit miteinbezogen zu werden. Das ist 
doCh heute die Tendenz. Tatzeuge eines Ver­
bredlens zu sein oder auch nur verdäChtige 
Umstände wahrgenommen zu haben, bringt ja 
heute in OsterreiCh und insbesondere in Wien 
- in Kärnten haben wir ähnlidle Erlebnisse­
die Gefahr mit siCh, unangenehmen Belästi­
gungen in der Zukunft ausgesetzt zu sein 
- das ist aber milde gesagt -, ja vielleicht 
selbst Opfer eines Verbrechens zu werden. 
Denn so weit sind wir ja leider heute schon, 
daß durCh die Veröffentlichung des Namens 
oder des Bildes eines Zeugen in der Presse 
oder im Fernsehen dieser Gefahr läuft, vom 

Die Polizei ist machtlos. Der Sdlutz durCh 
die SiCherheitsbehörden ist Illusion. 

Wenn man einen Versammlungsbericht über 
die Versammlung der Sozialistischen Partei in 
der Leopoldstadt, die vor kurzem stattgefun­
den hat, liest, Schilderungen einzelner Bürger 
über das Verhalten der Polizei bei Anzeigen, 
so muß man wirklich audl zu dem SChluß 
kommen, zu dem der Verfasser ·eines Berichtes 
in der "Kleinen Zeitung" kommt, wenn er 
schreibt: "Und immer wieder die Behauptung: 
Die Polizei sieht nichts, hört nichts, weiß nichts, 
die Polizisten sind nicht zu sehen, sie haben 
den Kontakt mit dem Volk verloren. Und die 
Unsidlerheit wächst." 

Ja und warum ist es so? Ist unsere Polizei, 
die einmal Weltruf hatte, wirklich heute un­
fähiger, weniger mutig, demoralisiert? 

Hohes Haus! Eines steht wohl fest: Sicher­
lich, wir haben immer noch zu wenig Sicher­
heitsorgane; ein Zustand, der sich vielleicht 
durch Neuaufnahmen in absehbarer Zeit, durch 
erfolgreiche Werbungen, wie wir gehört 
haben, in positiver Hinsicht ändern lassen 
wird, 

Eine weitere Frage ist, ob die vorhandenen 
Organe rationell und zweckmäßig eingesetzt 
sind. Diese Frage ist ja hier immer wieder dis­
kutiert worden. Wird das Sicherheitsorgan 
nidlt durch zu viel Verwaltungskram behin­
dert, seiner eigentlichen Aufgabe, der Bekämp­
fung der Kriminalität, in ausreichendem Maße 
nachzukommen? Wird der Aufrechterhaltung 
der Verkehrssituation, vor allem im Hinblick 
a1,lf den ruhenden Verkehr nicht zu viel Be­
deutung beigemessen? Kommt dadurch dile 
Kriminalitätsbekämpfung, vor allem die Be­
kämpfung der Kleinkriminalität, nicht zu kurz? 

Und letztlich die Frage: Inwieweit hat man 
unsere Sicherheitsorgane verunsichert, weil sie 
so gar nicht mehr den Mut, den Elan und dien 
Willen haben, gegen das Verbredlertum ent­
scheidend vorzugehen? Sie sind verunsichert 
durdl eine Stimmungsmache gegen alles, was 
Autorität und Ordnung heißt, durch eine auch 
politisch geförderte Stimmungsmache, durdl 
die dem Verbrecher die Rolle des Helden und 
dem Polizisten die Rolle des Büttels des Staa­
tes, der Obrigkeit zugeteilt wird, verunsichert 
aber auch weitgehlend dadurch, daß der Poli­
zist, der einzelne Beamte draußen in den 
Wachstuben, auf den Polizeikommissariaten 
nicht mehr sicher weiß: Stützt mich nun mein 
Dienstgeber, der Staat, die Regierung, der 
Minister, stützen mich meine höchsten Vor­
gesetzten, stehen sie. wirklidl hinter mir im 
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entscheidenden Fall? Oder wird im Zeitalter 
der weichen Welle, so wie wir sie jetzt nach 
Berichten, die mir zugegangen sind, lerleben, 
in dem vorzeitige Haftentlassungen von Ver­
brechern und Verfahrenseinstellungen in Ver­
brechensangelegenheiten derzeit einen 
Höchststand erreicht haben, wird also in die­
ser Zeit die Kriminalitätsbekämpfung nur als 
eine Routineangelegenheit betrachtet? 

Ich sage das, meine Damen und Herren, 
nicht so von ungefähr, denn ein Vorfall in 
den letzten Monaten, den ich Ihnen nicht 
vorenthalten möchte, wirft ein bezeichnendes 
Licht auf die Einstellung hoher und höchster 
Funktionäre dieses Staates, die diese zur Poli­
zei und zu deren weiß Gott nicht leichten Auf­
gabe im Kampf gegen das Verbrechertum 
haben. 

Lassen Sie mich kurz eine Schilderung 
geben: Da wird am 31. Oktober des vergan­
genen Jahres in den späten Abendstunden 
an der Wohnungstür einer Hausbesorgerwoh­
nung in einer Wohnhausanlage der Gemeinde 
Wien am Ostrand dieser Stadt geläutet. Der 
Hausbesorger, der an diesem Tag an die 
100.000 S Zinsgelder kassiert hatte, öffnet die 
Tür und sieht sich einem etwa 30jährigen 
Mann gegenüber, der, bewaffnet mit einer 
Pistole, versucht, in die Wohnung einzudrin­
gen. Dem Hausbesorger gelingt es, den Mann 
aus der Tür zu drängen und die Türe zu 
schließen. 

Der Räuber flüchtet, und durch das Benster 
alarmiert der Hausbesorger die Umgebung. 
Ein vor dem Haustor stehender Passant erlebt, 
wie drei Männer aus dem Hause stürzen und 
knapp an ihm vorbeilaufen. Einer hält sich 
die Hände vor das Gesicht, offienbar, um. nicht 
erkannt zu werden. 

Die Polizei wird alarmiert. Die Täter sind 
entkommen. 

Zwei Tage später, am 2. November 1914, 
entdeckt der Hausbesorger die drei Männer 
in einem nabJegelegenen Espresso. Die Polizei 
wird gerufen und nimmt die Männer fest. 
Der Hausbesorger erkennt zweifels frei einen 
von ihnen als den, der ihn bedroht hatte. 
Der herbeigerußene Zeuge erkennt mit Sicher­
heit zwei der drei Männer als die, die an ihm 
vorbeiliefen. 

Nach der Einlieferung in das zuständige 
Polizeikommissariat legen zwei der drei Män­
ner umfassende, ins einzelne gehende Ge­
ständnisse ab und beschuldigen den dritten, 
der in die Wohnung eindringen wollte, als 
den Anstifter des. Planes, die Zinsgelder zu 
rauben. Der dritte allerdings leugnet alles. 

Der überfallene Hausbesorger und der 
Zeuge bleiben bei mehreren Einvernahmen 
und Gegenüberstellungen fest dabei, die drei 
Männer als die Täter einwandfrei erkannt zu 
haben. AUerdings gelingt es nicht, weitere Be­
weise, wie zum Beispiel Sicherstellung der 
Tatwaffe und so weiter, zu erbringen. Im 
Gegenteil: Der Hauptverdächtige erbringt ein 
Alibi. Mehrere Zechfreunde bestätigen seinen 
Aufenthalt in einem Gasthause, das zwei 
Autominuten vom Tatort entfernt liegt. Und 
schließlich widerrufen die beiden anderen Ver­
dächtigen am nächsten Tag ihI1e Geständnisse. 

Der Hauptverdächtige wird einen Tag nach 
seiner Festnahme, also am 3. November 1914, 
von seiner Gattin, die in Begleitung von zwei 
Herren erscheint, im Arrest besucht. Irgend­
weichte Beschwerden werden bei der Polizei 
nicht vorgebracht. 

In den späten Abendstunden des 3. Novem­
ber werden die drei Verdächtigen auf freien 
Fuß gesetzt. - Bisher ein normaler, vielleicht 
alltäglicher Fall. 

Und nun wird es spannend: Am nächsten 
Tag, am 4. NOVlember, begibt sich der des 
Raubüberfalles noch immer Verdächtige zu 
einem Stadtphysikus der Gemeinde Wien, der 
ihn über Auftrag des Wiener Bürgermeisters 
Gratz untersucht, da der Verdächtige plötzlich 
behauptet, auf dem Polizeikommissariat von 
zwei Polizeibeamten bei der Einvernahme ge­
schlagen worden zu sein. Diese Beschuldigung 
der Polizeibeamten wurde vom Verdächtigen 
nach seiner Haftentlassung lerhoben. 

Nun, normalerweise führen solche Besdml­
digungen gegen Polizeibeamte zu Anzeigen 
und Erhebungen, die längere Zeit dauern, bis 
es zur Einleitung eiIl/es Untersuchungsverfah­
rens kommt. In diesem Falle ging alles blitz­
artig. Das Geheimnis für diese Blitzaktion 
dürfte wohl darin gelegen sein, daß der Arbeit­
geber des Verdächtigen der Besitzer der 
Demel-Konditorei, Herr Serge Kirchhofer, ist, 
der sicherlich einen guten Draht zum. Wiener 
Bürgermeister Gratz besitzt. Dem Wiener Bür­
germeister wiederum genügt bereits die Be­
hauptung eines im Verdacht leines Verbre­
chens Stehenden, ihn abseits von jedem 
ordentlichen Verfahren, sozusagen von Amts 
wegen, untersuchen zu lassen, das Unter­
suchungsergebnis anzufordern und bis dato 
den Behörden nicht zur Vierfügung zu stellen. 

Es geht aber noch weiter. Nach der Unter­
suchung durch den Stadtphysikus begibt sich 
der Verdächtige in die Privat-Heilanstalt 
"Fango", wo für ihn bereits durch seinen Chef 
ein Zimmer reserviert gehalten wird. Das war 
am 4. NOVlember, einen Tag nach der Haft­
entlassung. 
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Bereits am nädlsten Tag, am 5. November, 

gibt der Herr Innenminister dem Wiener Poli­
zeipräsidenten den Auftrag, den wegen Raubes 
Verdächtigen, der von Polizeibeamten gleschla­
gen und verletzt worden sein dürfte, im Sana­
torium "Fango" zu besuchen. Der Herr Polizei­
präsident eilt noch am gleichen Tag, also am 
5. November, zum Verdächtigen in das Sana­
torium; ich weiß nicht, ob er mit !einem Blu­
menstrauß dort aufgetaucht ist und eine Ent­
schuldigung vorgebracht hat. Er spricht dort 
zunächst mit dem diensthabenden Arzt, der 
nicht informiert war. Es wird dem Herrn Poli­
zeipräsidenten Einblkk in die Krankenge­
schichte gewährt, eine Krankengesdlidlte, die 
aber nicht von der "Fango", sondern vom 
Hausarzt des Verdächtigen, einem bekannten 
Nobelarzt, verfaßt und von der "Fango" über­
nommen wurde. Danach habe der Verdächtige. 
eine blutunterlaufene Nase, einen geschwol­
lenen Nasenrücken, eine Beule auf der Stirne 
links und ein Hämatom am rechten Auge. 
Außerdem leide er an Weinkrämpfen und 
Depressionen. 

Der Herr Polizeipräsident tat sich sehr 
schwer beim Lesen der Krankengeschichte, da 
diese infolge der unleserlichen Schrift nur 
bruchstückweise und äußerst mühsam entzif­
fert werden konnte. 

Im Anschluß daran Besuch beim Verdäch­
tigen im Krank/enzimmer, der angab, mehr­
mals von Beamten des Polizeikommissariats 
mißhandelt worden zu sein. Der Verdächtige 
befand sich bei diesem Besuch offenbar unter 
Medikamenteneinfluß, wie es heißt. Jedenfalls 
stellt das der Herr Polizeipräsident fest. Spu­
ren von Mißhandlungen von derartigem Aus­
maß, wie sie in der Krankengeschichte geschil­
dert werden, hat der Herr Polizeipräsident 
offenbar nidlt wahrgenommen. 

Am nächsten Tag, am 6. November, wird 
der überfallene Hausbesorger wieder im Poli­
zeikommissariat einvernommen. Ihm wird nun 
vorgehalten, ob er nicht den Uberfall fingiert 
habe. Es werden ihm eigenartige weitere Fra­
gen betreffend sein FamiliJenleben, Kontakte 
zu anderen Frauen gestellt, und außerdem 
wird ihm mitgeteilt, daß es der VerdäChtige 
gar nicht sein könnte, weil er ein Alibi habe, 
kurz: die Tendenz diJeser Befragung geht in 
Richtung VerunsiCherung des Betroffenen. 

Der Herr Polizeipräsident gibt am 11. No­
vember 1974 die Weisung, den Verdächtigen 
erst nach Entlassung aus dem Sanatorium zu 
befragen. Auf eine Intervention des SiCher­
heitsbüros wird diese Weisung am 12. No­
vember 1974 ausdrücklich wiederholt. Als 
Grund für die vorläufige NiChtbefragung Wler­
den die Depressionszustände des noch immer 
des Raubversuchs Verdächtigen angegeben. 

Inzwischen vernimmt das Sicherheitsbüro 
den Hausbesorger und den Zeugen. Unter dem 
Eindruck, daß der Verdächtige ein Alibi habe, 
werden diese natürlich jetzt unsicher und mei­
nen, daß der Täter dem Verdächtigen aber 
sehr ähnlich gesehen haben müsse. 

Am 15. November 1974 wird von seiten 
des Sicherheitsbüros festgestellt, daß der Ver­
dächtige bereits am 9. November aus dem 
Sanatorium entlassen wurde und sich aus 
Wien wegbegeben habe. Er werde am 20. No­
vember wieder zurückkehren. Er kehrte aber 
schon am 19. November zurück und wurde 
vom Sicherheitsbüro einvernommen, wobei er 
jetzt zwei Polizeibeamte beschuldigte, ihn ge­
schlagen zu haben, während zwei weitere 
Beamte dabei zugesehen hätten. 

Einen Tag später stellt dasSicherheitsbüro 
mit Sicherhleit fest, daß der Verdächtige als 
Täter ausscheidet. Die beschuldigten Polizei­
beamten bestreiten hingegen entschieden die 
ihnen zur Last gelegte Häftlingsmißhandlung. 

Die Akten werden der Staatsanwaltschaft 
vorgelegt. Ergebnis: Aus dem polizeilichen 
Untersuchungsverfahren gegen drei wegen 
versuchten Raubes Verdächtige wurde nach 
einem eigenartigen Zwischenspiel, an dem sich 
höchste Funktionäre dieses StaatJes beteilig­
ten, ein Verfahren gegen unbekannte Täter. 
Dafür kam ein weiteres Verfahren gegen zwei 
bis dahin unbescholtene Polizeibeam1le wegen 
angeblicher Häftlingsmißhandlung dazu. (Abg. 
S tau d i n ger: Und das Verfahren gegen 
den Hausbesorger? - Rul bei der OVP: Das 
wird ein Parteiverfahren!) 

Hohes Haus I Ich maße mir nicht an, über 
Schuld und Unschuld von Personen hier zu 
werten; das wird sich hoffentlich aus der ge­
riChtlichen Verhandlung ergeben. Im will auch 
gar nicht das Recht des Dienstgebers dieses 
Mannes bestreiten, Interventionswege zu be­
schreiten. Ich frage mich nur, ob höchste Funk­
tionäre diieses Staates sofort springen müssen, 
wenn ein Herr Kirchhofer sich ans Telephon 
klemmt. 

Dennoch bleibt dieser Hausbesorger, der 
als ordentlicher Mann geschildert wird, uner­
schütterliCh bei der Aussage, der von ihm er­
kannte Mann, also der Patient in der "Fango", 
sei der Täter. Idl frage Sie nun, Herr Minister: Halten Sie 

es für ridltig und korrekt, auf die bloße Be­
Der Fall wird an das Sicherheitsbüro in schuldigung eines Mannes, der nidlt eines 

der Berggasse abgetreten. Kavaliersdeliktes, sondern immerhin eines 
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Dr. Sdunldt 
Raubversuches verdächtig ist, in ein Verfah­
ren einzugreifen, mitzuwirken, daß dieser Ver­
dächtige mindestens für zwei Wodlen der 
polizeilichen Untersuchung entzogen wird, 
off.enbar nur deswegen, weil der Mann über 
seinen Dienstgeber hödlste Beziehungen be­
sitzt? 

Ich frage Sie, Herr Minister: Hätten Ihnen 
diese eigenartigen Umstände nicht eigentlich 
zu denken geben müssen? 

Und ich möchte Sie fragen, Herr Minister: 
Wäre mit jedem anderen Staatsbürger auch 
so verfahren worden wie mit dem Angestell­
ten des Herrn Serge Kirchhofer? 

Ich kann mich noch Slehr gut an den Vorfall 
vor einiger Zeit erinnern, als unbeteiligte 
Passanten unglück.lidlerweise in eine Verfol­
gungsjagd gerieten und dabei von Polizei­
beamten mit der Sdlußwaffe verletzt wurden. 
Da waren Sie, Herr Minister, und da war 
der Herr Polizeipräsident von Wien nidlt so 
fix bei der Hand, da mußte erst aus einer 
Fernsehsendung die Anregung kommen, sidl 
W1enigstens bei den Opfern dieser Verbrecher­
jagd zu entschuldigen. Diese Opfer hatten 
allerdings einen Fehler: die kannten keinen 
hohen politischen Funktionärl 

Meine Damen und Herren! Dieser von mir 
vielleicht etwas breit gesdlilderte VorfaU er­
hellt, glaube ich, mehr als jeder Sicherheits­
bericht, woran es hier bei uns krankt. Hier 
liegen die Gründe für die tie~e Verunsicherung 
unserer Sicherheitsorgane, für das tiefe Miß­
trauen der Bevölkerung dem Sicherheitssy­
stem dieser Regierung gegenüber. 

Ich darf absmließend sagen: Wo Sozialisten 
regieren, schwindet nicht nur das Vertrauen 
in die Wirtsmaft und in die Finanzpolitik, 
sondern offensichtlich aum das Vertrauen in 
die innere Simerheit diJeses Staates! (Beifall 
bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sim der Herr Bundesminister für Inneres. 
Im erteile es ihm. 

Bundesminister für Inneres Rösm: Sehr ge­

geben, diese Sache zu untersuchen, und jetzt 
kam die Intervention. Nur, Herr Abgeordneter 
Schmidt, da sind Sie einem Irrtum unterlegen: 
Die Intervention - ich stelle das mit aller 
Deutlichkeit fest - war das Gegenteil! Herr 
Kinhhofer hat bei mir interveniert: Weil es 
sich um leinen Angestellten handelt, den er 
kennt, soll ich keine Untersuchung durchfüh­
ren lassen. Es ist vor Zeugen zweimal bei 
mir interveniert worden. Ich habe dem Herrn 
KirChhofer gesagt: Das können Sie von mir 
nicht verlangen. 

Wenn die Behauptung aufglestellt wird, daß 
ein Staatsbürger, gleichgültig, ob er verdäch­
tig oder nicht verdächtig ist, in dem Augen­
blick, in dem er sich im Gewahrsam der Polizei 
befindet, mißhandelt wird, dann hat das unter­
sucht und dem Gericht vorgelegt zu werden. 
Entsdlleiden wird das Gerüht. Herr Kirdlhofer 
hat gemeint, er bitte mich noch einmal, das 
nicht zu tun. Ich habe gesagt. das könne ich 
nicht, denn damit würde ich gegen meine 
innere Uberzeugung verstoßen. Ich habe daher 
dem Herrn Polizeipräsidenten den Auftrag ge­
geben: Gehen Sie der Sache sofort nach, über­
zeugen Sie sich, was gesdlehen ist, schalten 
Sie das Sicherheitsbüro ein und machen Sie 
die An2'Jeige an die Staatsanwaltschaft. 

Ich glaube, Hohes Haus, dieser Weg ist 
der bessere, als hätte ich der Intervention des 
Herrn KirChhofer nachgegeben, denn dann 
wäre sicherlich das herausgekommen, was Sie 
jetzt sagen. Das gebe ich zu. 

Aber ich glaube, es gibt hier nur den einen 
Weg - gleichgültig, ob so oder so -: daß 
man die Angelegenheit untersumt. Ich stimme 
Ihnen vollkommen zu: Entscheiden muß am 
Schluß das Gericht, was hier geschehen oder 
nicht geschehen ist. Die diesbezüglichen An­
zeigen sind dem Gericht übergeben worden. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Thalhammer. Ich erteile 
es ihm. 

ehrter Herr Präsident I Hohes Hausl Ich glaube, Abgeordneter Thalhammer (SPU): Herr Prä­
es ist notwendig, daß im zu dem vom Herrn sidentl Meine Damen und Herren! Wir haben 
Abgeordneten Schmidt geschilderten Vorfall nun bei dem Debattenbeitrag des Herrn Dok­
sofort Stellung nehme. Deswegen habe idl tor Schmidt eine Neuauflage der Budgetde­
mim gemeldet. batte vom vergangenen Jahr erlebt, nämlich 

Die Informationen, die der Herr Abgeord- einer Debatte über die Skherheit in unserem 
nete Schmidt bekommen hat, sind im wesent- Lande,. denn er hat im wesentlichen dieselben 
limen richtig. Nur in einem Punkt sind sie Argumente verwendet. Im Dezember 1974 ist 
unrichtig: Bei mir wurde Anzeige erstattet, er zur Ansicht gekommen, daß eben aus fol­
daß der Mann X - ich weiß den Namen genden Gründen: mangelnde Sicherheit, zu­
nicht - auf dem PoliZleikommissariat ge schla- wenig Unterstützung für die Simerheitsbehör­
gen wurde. Daraufhin habe ich dem Herrn. den, das Budget seitens der Freiheitlichen ab­
Polizeipräsidenten von Wien den Auftrag ge- gelehnt werden müßte. 
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Thalhammer 
Da ist nun ein Unterschied zu heute, denn 

soweit ich mich erinnern kann, und aus dem 
Bericht des BeriChterstatters geht es auch her­
vor, sind die SiCherheitsberiChte im Verfas­
sungsausschuß einstimmig zur Kenntnis ge­
nommen worden. Herr Dr. Schmidt hat in 
dieser Richtung heute also keine Änderung 
vorgebraCht. (Präsident Pro b stübernimmt 
den Vorsitz.) 

Ich darf aber noch etwas sagen: Er hat uns 
hier eine Geschichte gebracht - der Herr 
Bundesminister hat in der SaChe selbst eine 
Richtigstellung vorgenommen -, die sehr 
spannend, sehr dramatisCh erzählt wurde, die 
aus einem Bericht aus einer Illustrierten stam­
men könnte, meine Damen und Herren, und 
hat hier sozusagen die Sicherheit in unsenem 
Lande damit verbunden. Kurze Zeit vorher 
sagte er: Ja mit der Statistik können wir 
nichts anfangen I Die Berichte, die auf sehr 
gründlicher Basis und sehr sorgfältig erstellt 
wurden, und die Zahlen in diesen BeriChten 
lehne er ab, denn sie seien nicht geeignet, eine 
Erkenntnis über die SiCherheit in unserem 
Lande zu bekommen. Aber die eine Geschichte, 
die stellt er als bezeichnend und signifikant 
für die Sicherheit in diesem Lande dar. Meine 
Damen und Herren! So sollte man das, glaube 
ich, nicht machen! (Beifall bei der SPO.) 

Die Berichte selbst sollen dem Hohen Hause 
und der Offentlichkeit eine nüchterne und klare 
Aussage über den Stand der Skherheit in 
unserem Lande geben. SiJe sollen sagen, in 
welchem Ausmaß eine Kriminalität besteht 
und in welchem Ausmaß sie die Sicherheit der 
Osterreicher beeinträchtigt. 

Die Sicherheitsberichte, diJe von der Bun­
desregierung vorgelegt worden sind, sollen 
mit einen Beitrag zur Sicherheit leisten, sollen 
in der Bevölkerung aufklärend wirken. 

Ich darf gleiCh zu Beginn sehr deutlich 
sagen: Aus diesen BeriChten geht eindeutig 
hervor, daß die Sicherheit in einem gerin­
geren Ausmaß beeinträchtigt ist, als auf Grund 
so mancher Publikationen beziehungsweise 
auf Grund von Schlagzeilen eigentlich anzu­
nehmen wäre. 

Ich möChte aber an diese Feststellung gleiCh 
eine zweite ansChließen, nämliCh die, daß es 
mir fernliJegt, eine SChönfärberei zu betreiben. 
Jedes einzelne VerbreChen in diesem Lande, 
gleich welcher Art, ist schon zuviel und ist 
zu bedauern. Ich betone das, damit hier vor­
weg klare Verhältnisse herrschen. 

Doch soll auch gesagt werden, daß es offen­
sichtlich eine Diskrepanz zwischen der tat­
sächliCh bestehenden Sicherheit und der Mei­
nung zumindest eines Teiles der Bevölkerung 
über die Sicherheit gibt, einer Meinung, die 
ja immer wieder geschürt wird. Uberschriften 

wie "Mit Verbrechern leben" oder "Frauen 
vertrauen der Polizei nur wenig" üben ofiien­
sichtlich eine nachhaltigere Wirkung aus als 
positive Berichte, die ebenfalls in der Presse 
stehen, wie zum Beispiel die Uberschriften 
"D~e Sicherheit wird trotzdem nicht gerin­
ger" - dies im Zusammenhang mit der 40-
Stunden-Woche - oder "Wien - Stadt ohne 
Hasch" , "City wurde sicherer" - fahrbares 
Wachezimmer - oder "Polizeifunk erweitert", 
um nur einige solCher Titel zu nennen. 

Dazu kommt ohne Zweifel noch die ausführ­
liche und die mehrfache Berichterstattung vor 
allem über Blutverbrechen, Berichte, die zuge­
gebenermaßen sehr gerne ge~esen werden, 
aber doch ein persönliches Unbehagen zurück­
lassen. Das Thema der Sicherheit ist eben 
dankbar, weil es einem Elementarbedürfnis 
des Menschen entspricht. 

Eine große Rolle spielt dabei auch der 
Wohlstand der Menschen, wenn er auch für 
viele noch ein relativer ist. Je mehr Menschen 
Besitz erlangen, umso mehr Angriffsobjekte 
gibt es, umso mehr Menschen sind in Sorge 
um ihr Eigentum. Ein Teil des Unsicherheits­
gefühles resultiert daber zweifellos aus den 
geänderten Eigentumsverhältnissen. 

Nun zu den klaren, zu den nüchternen Zah­
len der Berichte, zu den unwiderlegbaren Tat­
sachen. 

Das erste Faktum ist, daß ,es im Jahre 1913 
- ich gehe damit auf den letzten Bericht ein, 
das sind ja die interessantesten Zahlen, weil 
es sich dabei auch um die Zahlen der Vor­
jahre handelt, sodaß eine Verg~eichsmöglich­
keit besteht - insgesamt über 97.000 Ver­
brechensdelikte gegeben hat, wobei in dieser 
Zahl alle Verbrechen, die die Sicherheit beein­
trächtigen, enthalten sind. Dies ist auf den 
ersten Blick sicherlich eine verhältnismäßig 
hohe Zahl. Bei einer vereinfachten Betrach­
tungsweise, wie sie immer wieder vorkommt, 
würde das heißen, daß etwa 1,3 Prozent der 
österreichischen Bevölkerung kriminell wären 
und daß etwa jeder 76. Einwohner einen Ver­
brechenstatbestand gesetzt hätte. 

Ich habe schon im Dezember des Vorjahres 
gesagt, daß eine solche Betrachtung nicht ziel­
führend sein kann, genauso wenig wie die 
Verbrechenshäufigkeit nach Sekunden gerech­
net. Im übrigen würden wir so gesehen -
Dr. Schmidt, mein Vorredner, hat das bereits 
gesagt - im Vergleich zum Ausland besser 
dastehen, weil dort eben noch andere Zu­
stände auf diesem Gebiete vorherrschen. 

Eine objektive Betrachtungsweise gebietet 
jedoch, die Trennung nach den schon erwähn­
ten Verbrechensgruppen vorzunehmen. Bei 
allem berechtigten Ärger zum Beispiel über 

926 
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Tbalbammer 
einen abgebrochenen Autospiegel muß man 
sagen, daß solch ein Delikt doch nicht mit 
einem Mord vergleichbar ist. In der Gesamt­
statistik hat aber jedes Delikt einen Platz 
eingeräumt erhalten. 

Bei getrennter BetraChtungsweise wird er­
sichtlich, daß bezogen auf das Jahr 1973 bei 
den "Delikten gegen Leib und Leben", wie 
es in der Statistik heißt, eine geringfügige 
Zunahme zu verzeiChnen ist und knapp 3500 
solCher Delikte festgestellt worden sind. Die 
SiCherheitsbehörden haben, um eine Ver­
g1eidlszahl zu haben beziehungsweise um Ver­
gleiche anstellen zu können, die sogenannte 
Kriminalitätsbelastungsziffer errechnet, das 
heißt: die Häufigkeit von Verbrechenstatbe­
ständen bezogen auf 100.000 Bewohner. Die 
Kriminalitätsbelastungsziftier beträgt für Oster­
reich bei diesen Delikten 47; es kommen also 
47 Delikte auf 100.000 Einwohner. 

Was aber die Bevölkerung interessiert -
davon ist ja immer die Rede, und auf diesem 
Gebiet kommt ja da und dort das Unbehagen 
zustande -, das ist der Grad der Aufklärung, 
meine Damen und Herren I Den Zahlen über 
die Aufklärung müssen wir uns also mehr 
widmen. Damit kommen wir natürlich zur Zahl 
der überführten Täter. 

AuCh da müssen natürlich die einzelnen 
Verbredlensgruppen getrennt betrachtet wer­
den. Ich mödlte nur, um nicht so sehr mit 
Zahlen operieren zu müssen, sagen, daß die 
Beridlte auCh die Situation sehr deutlich und 
aufschlußreidl widerspiegeln, in dem sie er­
klären, daß es bei den Verbnechen gegen Leib 
und Leben eine sehr hohe Aufklärungsquote 
gibt. Bei Mord beträgt sie immerhin 99 Pro­
zent! Wenn man nun noch ins Kalkül zieht, 
daß Morde, die im Jahr vorher begangen wor­
den sind, ab und zu erst im folgenden Jahr 
aufgeklärt werden, so kommt man auf eine 
ganz schöne Aufklärungsquote. Das gilt für 
alle Bereiche in der Gruppe der Delikte gegen 
Leib und Leben, ob das schwere Körperver­
letzung, Totschlag oder Mordversuch ist. 

Also die Aufklärungsquote - das muß 
immer wieder in den Vordergrund gestellt 
werden - ist verhältnismäßig beziehungs­
weise überhaupt sehr hoCh. Denn einen Mord 
von vornherein zu verhindern, ist, meine 
Damen und Herren, praktisCh unmöglich. ICh 
habe schon gesagt: Mord und andere Vler­
breChen sind noCh immer Tatbestände, die so­
zusagen nicht angemeldet werden. Die Behör­
den haben siCh daher vornehmlich auf die 
Aufklärung solcher Verbrechen zu kon~ntrie­
ren. 

All das sind Tatsachen und Zahlen, die 
geeignet sind, ein verhältnismäßig gutes Ge-

fühl in bezug auf die Sicherheit entstehen zu 
lassen. Man muß doch auch berücksichtigen, 
daß in sehr viJelen Fällen, in der Mehrzahl 
der Fälle, eine bestimmte Beziehung zwischen 
dem Täter und dem Opfer vorhanden ist. 

Nochmals - ich sage dies, um alle Miß­
verständnisse auszuräumen beziehungsweise 
um gar keine entstehen zu lassen -: Es soll 
nichts, aber auch schon gar nichts beschönigt 
werden. Selbst ein Mord und ein Uberfall 
sind sdlon zuviel! 

Wir wissen aber auch, daß in dieser Ver­
brechensgruppe eine eher sinkende Tendenz 
vorhlerrscht, daß die Häufigkeit der Delikte 
in den letzten 20 Jahren absolut zurückgegan­
gen ist und in den letzten 10 Jahren etwa 
gleich blieb. Tatsadle ist aber auch, daß 
in Osterreich - das muß audl festgestellt 
werden - wirklidl nicht hinter jeder Haus­
ecke und jeder Mauernische ein Mörder lauert. 
Tatsache ist, daß die Täter soldl schwerer 
Verbredlen weitestgehend, wie die Zahlen 
beweisen, ausgeforscht und ihrer Strafe zu­
geführt werden können. 

Die Feststlellung eines Journalisten in einem 
einschlägigen Zeitungsartikel, daß man in 
Osterreidl auch noch in den Abendstunden 
sicher spazieren gehen kann und daß keines­
wegs eine Welle sdlwerer Verbrechen das 
Land überflutet, wird durdl die Zahlen der 
Sicherheitsberichte bestätigt. Vielleicht hat er 
diesen Artikel in Kenntnis der Sicherheits­
berichte geschrieben. 

Meine Damen und Herrenl Ein beadltlicher 
Rückgang kann bei der Gruppe der Sittlich­
keitsdelikte festgestellt werden. Um in der 
Fachspradle zu bleiben: Die Kriminalitätsbe­
lastungsziffer beträgt hier 30, 30 Delikte pro 
100.000 Einwohner, wobei in den letzten 
10 Jahren ein Absinken von 46 eben auf 30 
stattfand. 

Die absolute Zahl der Delikte ist von 3353 
im Jahre 1964 auf 2250 im Jahre 1973 abge­
sunken. Die Aufklärungsquote beträgt hier 
immer nodl beachtliche 86 bis 94 Prozent, 
wobei aus der Natur der Sache heraus natür­
lidl die Mithilfe der Opfer oft fehlt. Der per­
zen tue He Rückgang der gesamten Sittlidlkeits­
delikte in den letzten 20 Jahren beträgt 55 Pro­
zent. 

Obwohl die Berichte - und das wurde auCh 
schon kritisiert - nun sChon lange im Hause 
liegen, bis sie zur Behandlung gelangten, und 
die Abgeordneten Einsidlt nJehmen konnten, 
hat sich diese Entwicklung noch nicht herum­
gesprochen. Das geht sogar so weit, daß eine 
Gruppe von Abgeordneten der OVP an den 
Herrn Justizminister eine sdlriftliche Anfrage 
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richtete und sie diese mit völlig falschen Be­
hauptungen einleitete, nämlich mit der Be­
hauptung, daß im Jahre 1973 die Sittlichkeits­
delikte um 10 Prozent angestiegen wären. 

Meine Damen und Herrenl Woher Sie das 
haben, ist mir uilierklärlich. Die Entwicklung 
nimmt nämlich, wie ich gerade geschildert 
habe, den umgekehrten Verlauf. Es ist er­
staunlich genug, daß zehn Abgeordnete ein 
Papier unterschreiben, ohne daß auch nur ein 
einziger ,einen Blick. in die Bezug nehmenden 
Unterlagen, nämlich in die Sicherheitsberichte, 
geworfen hat. Die Beurteilung einer solch 
oberflächlichen Vorgangsweise im Rahmen 
einer parlamentarischen Aktion können wir 
auch hier getrost der Offentlichkeit überlas­
sen. Jedenfalls kann diese Handlung nicht 
anders eingestuft werden, als zu sagen: Blin­
der Eifer schadet nur! 

Mit dieser Anfrage hat es aber auch noch 
eine andere, eine sehr merkwürdigJe Bewandt­
nis, meine sehr geehrten Damen und Herren. 
Die Einleitung dieser Anfrage beginnt nämlich 
mit dem Hinweis, daß Abgeordnete der OVP 
"in Unterstützung von Vereinigungen, die es 
sich angelegen sein lassen, Mahner und Ge­
wissen öffentlichen Anstandes zu sein, in ver­
schiedenen Anfragen die Vollziehung dies so­
genannten Schmutz- und Schundgesetzes über­
prüft" hätten. 

Wissen Sie, wer eine solche Vereinigung 
oder eine unter diesen Viereinigungen ist, die 
in dieser Anfrage erwähnt worden sind? Sie 
werden es nicht erraten. Jedenfalls ein Mann 
mit -seiner angeblichen Organisation, der und 
die hiler im Zuge der Budgetdebatte von einem 
anderen OVP~Abgeordneten als "Wirrköpfe" 
bezeichnet worden sind, als Wirrköpfe, mit 
denen die OVP nichts zu tun habe. So im 
stenographischen Protokoll vom 6. Dezember 
1974. 

Das war damals, als Frau Dr. Offenbeck. ein 
die SPO in gröblicher und schamloser Weise 
diskriminierendes Flugblatt im Zuge ihres 
Justizdebattenbeitrages im Hohen Hause 
zeigte. Damals gab es einen Entrüstungssturm 
auf der rechten Seite, der letzten Endes in 
einer Erwiderung des Herrn Dr. Schwimmer 
endete, und zwar in der Feststellung, daß das 
Wirrköpfe wären, mit denen die OVP nichts 
zu tun hätte. 

Wenige Wochen später, meine Damen und 
Herren, üben diese Wirrköpfe plötzlich mit 
OVP-Gnaden und -Unterstützung eine bedeu­
tende Tätigkeit aus. Eine sehr, sehr merk­
würdige Tatsache I Und wenn Sie glauben, 
daß das nicht stimmen sollte, so bitte ich, 
sich die Aussendungen dieser bedeutenden 
Organisation anzusehen. Es hat uns nämlich 

in großer Freude über diese Aktion der dafür 
Verantwortliche alles unterbreitet. Hier gibt 
es einen Brief des Erstanfragestellers, des 
Herrn Abgeordneten Dr. Leitner, der dieser 
Organisation einiges bescheinigt. Der Schluß­
satz lautet: In der Hoffnung, daß diese An­
frage eine Unterstützung Ihrer bedeutenden 
Tätigkleit bringt, verbleibe ich mit dem Aus­
druck. der vorzüglichen Hochachtung. 

Meine Damen und Herren! Wie man das 
nennt, darauf muß sich auch die Offentlichkeit 
einen Reim machen. Im Lichte dieser neuen 
Kooperation zwischen der OVP und den be­
sagten Wirrköp~en sieht natürlich der Protest 
und die Distanzierung vom 6. Dezember ganz 
anders aus. 

Meine Damen und Herren auf der rechten 
Seite! Sie werden sich also entscheiden müs­
sen, ob Sie die Arbeit reines Wirrkopfes unter­
stützen und für bedeutend erachten oder ob 
Sie sich von diesen Wirrköpfen distanzieren. 
Beide Erklärungen stehen jedenfalls im Raum. 
Da aber nur eine Gültigkeit haben kann, 
wäre eine diesbezügliche klärende Äußerung 
nicht nur angebracht, sondern, ich möchte 
sagen, vordringlich. (Lebhafte Zustimmung bei 
der SPO.) Vorerst ist das jedenfalls eine sehr 
wirre Angelegenheit Ihrer Fraktion. 

Mit dieser Anfrage - und da komme ich 
wieder zu dem Gefühl des Unbehagens über 
die Sicherheit, das dort und da festzustellen 
ist, zurück -, nämlich mit den falschen Zahlen 
und Behauptungen, haben Sie keinesfalls einen 
Beitrag zur inneren Sicherheit in unserem 
Lande geleistet. Ich wiederhole daher noch­
mals: Die Sittlichkeitsdelikte sind im Jahre 
1973 nicht nur nicht um 10 Prozent angestie­
gen, sondern um etwa 3,5 Prozent zurückge­
gangJen. (Abg. 0 f e nb ö c k: DC!-s ist aber auch 
unrichtig, Herr Kollege!) Das ist nicht unrich­
tig, sondern das geht aus den Sicherheitsbe­
richten hervor. Das können Sie ja nachrech­
nenl (Abg. 0 f e nb ö c k: Ich werde auf den 
Irrtum, auf den scheinbar bewußten Irrtum 
hinweisenl) Es bleibt Ihnen unbenommen, auf 
diesen vermeintlichen Irrtum hinzuweisen. Sie 
werden aber nicht in der Lage sein, diese 
Zahlen zu widerlegen. (Abg. 0 f e n b ö c k: 
Es wird mir leicht/allen, Herr KollegeI) 

Es wurde schon erwähnt, meine Damen und 
Herren, daß die große Masse der Verbrechens­
delikte diejenigen gegen das Vermögen sind. 
Insgesamt 94 Prozent der Gesamtdelikte, die 
in den Sicherheitsbericht aufgenommen wor­
den sind, sind solche gegen das Vermögen. 
Hier ist die Feststellung richtig, daß es seit 
20 Jahren ein kontinuierliches Ansteigen diJe­
ser Fälle gibt, was sicherlich auch - ich habe 
das zu Beginn ja schon angedeutet - mit 
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dem steigenden Wohlstand zusammenhängt, 
wenn man allein an die über 32.000 Kraft­
fahrzeugdiebstähle beziJehungsweise Dieb­
stähle, die mit dem Kraftfahrzeug zusammen­
hängen, denkt. Wenig Kraftfahrzeuge -
selbstverständlich wenig Kraftfahrzeugdieb­
stähle, und auch umgekehrt. 

Andererseits soll aber dodl VJermerkt wer­
den, daß gegenüber 1972 um etwa 1600 Fälle 
weniger zu verzeichnen sind, wovon audl 
Kraftfahrzeugbesitzer profitieren. Ob dies eine 
Ausnahmeersdleinung oder leine Folge der 
doch schon sehr weit fortgeschrittenen Moto­
risierung ist, darauf wird der Sicherheitsbe­
ridlt für 1974 wahrscheinlich eine Antwort 
geben. (Abg. K ern: Das ist eine Logik!) Das 
ist wohl eine Logik, Herr Kollege: Wenn kein 
Auto da ist, können s' nämlich keines stehlen. 
Das ist selbstverständlich! 

Meine Damen und Herren I Daß gerade in 
dieser Verbrechensgruppe die Aufklärungs­
quote eillle geringere und siCherlich eine ge­
ringe ist, wird nicht bestritten, kann ja nicht 
bestritten werden, liegt aber auf der Hand 
und ist eben in den Verhältnissen begründet. 
Ein Täter, der einen Autospiegel abbricht, 
eiIllen Automateneinbruch verübt oder die 
Kasse eines sogenannten stummen Zeitungs­
verkäufers - das sind die Gestelle, wo man 
sich die Zeitungen selbst herausnehmen 
kann - ausräumt, hinterläßt eben weniger 
verWlertbare Spuren und Anhaltspunkte, als 
dies bei großen Verbrechen der Fall ist. Wobei 
aber nicht unerwähnt gelassen werden soll, 
daß in dieser Gruppe auch die auch von mei­
nem Vorredner erwähnten Raub- und Be­
trugsdelikte aufgenommen sind, bei denen es 
aber eine Aufklärungsquote von 92 Prozent 
bei Betrug und eine sicherlich geringere von 
55 Prozent bei Raub gibt. Sie sehen nodlmals: 
Der Grundsatz, von dem ich hier ausgehe und 
den ich als Leitmotiv habe, ist, nichts zu be­
schöniglen, aber die Realität zu sehen und die 
nüchternen Tatsachen hier zu besprechen. (Bei­
fall bei der SPtJ.) 

Meine Damen und Herrenl In diesem Zu­
sammenhang wird natürlich bei der Beurtei­
lung der Sicherheit die Frage gestellt, was 
in den letzten Jahren für die Verbesserung 
der SiCherheit der österreichischen Bevölke­
rung getan worden ist. Wenn ich mir das an­
gehört habe, was mein Vorredner sagte, so 
meinte er, man müßte härter werden und jedes 
Entgegenkommen sei verwerflich. Ich frage 
midl nur, wieso es in Ländern, wo diese 
Härte existiert, eine größere Kriminalität gibt, 
denn. es müßte ja gerade umgekehrt sein. Das 
ist aber nicht der Fall, wobei bei uns ja auch 
nicht davon gesprochen werden kann, daß 

eine besondere Weidlheit ein den Tag gelegt 
werden soll. 

Wenn immer wieder das Strafrecht heran­
gezogen wird - meine Damen und Herren, 
das neue Strafrecht ist lerst einige Wodlen in 
Wirksamkeit, kann also auf diese Dinge über-_ 
haupt noch keinen Einfluß gehabt haben. 

Bezüglich der Maßnahmen, die getroffen 
worden sind, um die Sidlerheit zu verbessern, 
gibt der Sidlerhleitsberidlt eine erschöpfende 
und sehr aufschlußreidle Antwort. Zum Bei­
spiel der Hinweis auf die Maßnahmen im 
Personalsektor: Es kann erfreulidlerweise fest­
gestellt werden, daß es gelungen ist, den 
effektiven Personalstand bei der Bundesgen­
darmerie seit 1970 um 598 zu erhöhen, sodaß 
derzeit rund 11.200 Gendarmeriebeamte für 
die SiCherheit in den Gebieten sorgen, die 
niCht von der Bundespolizei· betreut Wterden. 
Eine durchaus erfreuliChe Entwiddungl 

Sie widerspricht auCh dem, was Herr Doktor 
SChmidt hier gesagt hat, daß nämliCh die Beam­
ten verunsichert sind, denn wie wir hören, 
ist der Zuzug zur Gendarmerie und audl zur 
Poli7Jei in der letzten Zeit doch sehr erfreu­
liCh. (Abg. 0 I e nb ö c k: Weil die Wirtschaft 
so schlecht ist - genau das ist esl) Herr Kol­
lege I Sie müssen ein bißChen vorsichtiger sein, 
denn wenn hier gesagt worden ist, von 1970 
bis jetzt sind etwa 600 Beamte mehr, so kön­
nen Sie nicht behaupten, daß erstens die Wirt­
sdlaft jetzt schlecht ist, und zweitens war sie 
damals sdlon überhaupt nidlt schlecht. Das ist 
ein Prozeß, der bereits längere Zeit im Gange 
ist. (Beifall bei der SPtJ.) 

Sie werden ja selbst solche Dinge zu bear­
beiten haben. Machen wir uns doCh nichts 
vor, es ist eben ein gewisser Zuzug. (Abg~ 
o f e n böe k: Eine Flucht in den öffentlichen 
Dienst ist dasl) Es ist ein Widerspruch, wenn 
Sie sagen, die Wirtschaft ist schlecht und die 
Beamten wären verunsichert, denn si!e würden 
ja nicht kommen, wenn sie verunsidlert wären. 

Meine Damen und Herren I Ich werde nicht 
alle Bemühungen, die Fakten, die Maßnahmen, 
diJe gesetzt worden sind, um die innere Sidler­
heit zu verb~ssern, sie zu gewährleisten, hier 
bespredlen. Ein Blick. in die Sidlerheitsbe­
ridlte gibt auch davon ein sehr, sehr gutes 
Bild. 

Nidlt hoCh genug - das möchte ich erwäh­
nen - ist die Einridltung des Kriminalpolizei­
lichen Beratungsdienstes einzuschätzen. Er er­
stredet sich nidlt nur auf die individuelle Be­
ratung, sondern auch auf die Veröffentlidlung 
einschlägiger Fachartikel, Vorträge bei diver­
sen Organisationen, Herausgabe von Flug­
blättern und so weiter. 
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Ich weiß nicht, was man an einer Veran­

staltung, die kürzlich stattgefunden hat, zu 
kritisieren hat, wenn dort eine echte Beratung 
und Aufklärung vorgenommen worden ist. 
Dieser Beratungsdienst ist nämlich keines­
wegs, wie das einmal behauptet wurde, das 
Zeichen eines Versagens der Sicherheitsbehör­
den, die ihren Aufgaben nicht nachkommen 
würden oder nicht nachkommen könnten, son­
dern dieser Beratungsdienst, im Rahmen des­
sen Tätigkeit im übrigen auch kurze Fernseh­
sendungen gemacht werden, ist eine echte 
Serviceleistung für die österreichische Bevöl­
kerung. Oft genügt nämlich nur ein kurzer 
Hinweis auf eigentliche Selbstverständlichkei­
ten, dessen Befolgung allerdings erhebliche 
Verbesserungen der eigenen Sicherheit bezie­
hungsweise der Sicherheit des Vermögens nach 
sich zieht. 

Wie überhaupt - das muß immer wieder 
unterstrichen werden - ein Mindestmaß der 
Mitarbeit der Bevölkerung notwendig ist, 
wenn die Sicherheitsdienststellen erfolgreich 
sein sollen. Ein Höchstmaß ist wünschenswert, 
aber ein Mindestmaß ist notwendig. Wir hat­
ten gerade in den letzten Stunden ein sehr 
deutliches Beispiel der fruchtbaren Mitarbeit 
in Oberösterreich bei der Aufklärung der Blut­
verbrechen, die dort in den letzten Wochen 
vorgekommen sind. Durch die Mitarbeit der 
Bevölkerung ist vor allen Dingen das letzte 
Verbrechen zur Aufklärung gebracht worden. 

Wir sollten uns nur hüten, so wie das auch 
bei dieser breiten Berichterstattung, bei der 
breiten Erzählung über diesen einzelnen Fall 
angeklungen ist, Einzelfälle zu verallgemei­
nern und daraus Schlüsse auf den ganzen 
Sicherheitsapparat zu ziehen. 

Im Interesse der Sicherheit liegen auch alle 
die Maßnahmen, die vom Bundesminister hin­
sichtlich der Publikationen und Flugblätter 
getroffen worden sind. Auch das hat Kritik 
hervorgerufen. Immer wieder wurden diese 
sehr wichtigen Merkblätter und Flugblätter so­
wie Druckwerke als Propaganda eingestuft. 
Aus der Anfragebeantwortung geht klar und 
deutlich hervor, daß dem nidlt so ist. 

Bei dieser Gelegenheit, meine Damen und 
Herren, möchte idl auf eine Entwicklung hin­
weisen, die im Ausland offensichtlich, so zeigt 
uns zumindest eine Fernsehsendung, schon ein 
fortgesdlrittenes Stadium angenommen hat, 
bei uns aber erst schüchtern angedeutet wird, 
nämlich auf die Einrichtung einer Art Hilfs­
polizei. Man meint, so lese ich, solchermaßen 
den Intentionen des Kriminalpolizeilichen Be­
ratungsdienstes zu folgen - nur daß damit 
Sidlerheit verkauft wird. Angeblich stünden 
auch hohe Polizeioffiziere dieser Einrichtung 
positiv gegenüber. 

Es gibt aber gar keinen Zweifel, daß eine 
solche ins Leben gerufene Truppe mancherlei 
und sehr schwerwiegende Probleme aufwerfen 
würde. Abgesehen davon würde mit der Ein­
richtung einer solchen Institution die Krimina­
lität natürlich keine Spur zurückgehen. Die 
Verhältnisse im Ausland, wo es so etwas. 
gibt, zeigen das sehr deutlich. 

Es taucht aber sofort das Problem der Kon­
trolle dieses Apparates auf, ein Problem, das' 
schon das englische Unterhaus, offensichtlich 
aber nicht sehr fruchtbringend, beschäftigte. 
Am Ende dieses Gedankens - das ist das 
Gefährliche, da komme ich wieder zu der 
Härte, die Herr Dr. Schmidt fordert - könnte 
dann eine Selbstjustiz stehen, wie sie in einem 
Film, der gerade jetzt in Wien läuft, propagiert 
und verherrlicht wird. Meine Damen und Her­
ren, ein sehr, sehr gefährlicher Gedankel 

Der stärkste Einwand ist aber doch der, daß 
zwangsläufig der Eindruck. entstehen müßte. 
daß die Sicherheit als eine Handelsware be­
trachtet wird, was in der Folge zu der Mei­
nung führen würde, daß es Sicherheit nur für 
den gibt, der sie sich leisten kann. Denn die 
Dienste, die da angeboten würden, wären ja 
natürlich nicht kostenlos. 

Meine Damen und Herren I Das ist ein sehr 
schwerwiegendes Problem, und ich glaube, 
man sollte sich rechtzeitig Gedanken darüber 
machen, bevor diese Uberlegungen konkrete 
Formen annehmen. 

Ich habe versudlt, einige Dinge aufzuzeigen, 
wie Maßnahmen auf dem Personalsektor, die 
dazu beitragen, seitens der Sicherheitsbehör­
den die Sicherheit zu gewährleisten und zu 
erhöhen. Es kämen noch die Maßnahmen auf 
dem technischen Sektor dazu, die Vollmoto­
risierung der Bundesgendarmerie müßte eben­
falls hier erwähnt werden, die 16 Millionen 
Kilometer, die die Polizeifahrzeuge in einem 
Jahr zurückgelegt haben, und so weiter, und 
so fort. 

Ich darf nochmals feststellen, daß das Simer­
heitsbedürfnis der österreichischen Bevölke­
rung natürlich sehr groß ist, was auf der Hand 
liegt. Im Gegensatz - auch das ist eine sehr 
nüchterne Feststellung - zu anderen Staaten 
ist die Sicherheit bei uns aber doch noch im 
großen Ausmaß gegeben, was auch bei der 
Behandlung dieser Berichte im Verfassungs­
ausschuß nicht nur von den Abgeordneten 
der Regierungspartei festgestellt worden ist. 

Daß wir solche Sicherheitsverhältnisse 
haben, danken wir den vielen Tausenden Gen­
'darmerie- und Polizeibeamten, die ihr Bestes 
tun, um diesen Zustand zu erhalten, und, wenn 
möglich, noch zu verbessern - mit Erfolg zu 
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verbessern, wie die Ergebnisse des Jahres 
1973 zeigen. 

In diesen Dank sind auch jene eingeschlos­
sen, die ihn nicht mehr entgegennehmen kön­
nen, weil sie in Ausübung des Dienstes ihr 
Leben gelassen haben. Es sind dies - aus 
dem Bericht 1973 geht das hervor - vier 
Gendarmeriebeamte und ein Polizeibeamter; 
dazu kommen die vielen Verletzungen, die es 
in der Dienstausübung gegeben hat. Allen die­
sen Beamten gebührt unser Dank und der 
Dank der österreichischen Bevölkerung. (Bei­
lall bei der SPO.) 

Die Berichte über die innere Sicherheit 1971, 
1972 und 1973 nehmen wir selbstverständlidJ. 
zur Kenntnis. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nädJ.ste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Glaser. Er hat das 
Wort. (Ruf des Abg. Pa y. - Abg. 0 f e n­
böe k, zu Abg. Pay: Wir können ihnen sel­
ber danken! Wir brauchen nicht euren Dank 
dafür! - Abg. Pa y: Ihre Zusammenarbeit! 
Partei brilJeJ ) 

Abgeordneter Glaser (OVP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herrenl Zum Unterschied 
von der Praxis anderer Parlamente hat sidJ. 
im österreichischen Nationalrat, wie soll idJ. 
sagen, die Ubung eingebürgert, daß wir nur 
einmal im Monat - dann meistens zwei Tage, 
vielleidJ.t sogar drei Tage hintereinander -
Plenarsitzungen haben und daß in der übrigen 
Zeit, ich will bestimmt nicht sagen: keine 
Tätigkeit geleistet wird, aber jedenfalls keine 
Sitzungen des Nationalrates sind. 

Diese Praxis bringt es mit sidJ., daß die 
Tagesordnungen der einzelnen Sitzungen sehr 
gedrängt sind, daß aber umgekehrt auch in 
jeder Sitzung durchwegs sehr wichtige Pro­
bleme beraten, behandelt und meistens audJ. 
beschlossen werden. Verständlich daher auch, 
daß die Massenmedien und daß vor allem die 
Zeitungen diesen Sitzungen besondere Auf­
merksamkeit widmen und daß darüber hin­
aus die österreichische Bevölkerung auf diese 
Art und Weise über den Verlauf der Bera­
tungen und der Sitzungen und insbesondere 
über die Ergebnisse dieser Sitzungen entspre­
chend informiert wird. 

Ich glaube, daß audJ. die heutigen Sicher­
heitsberichte für drei Jahre und damit eine 
Debatte über die Sicherheitsverhältnisse in 
Osterreich. an und für sich ein wohl sehr widJ.­
tiger Gegenstand sind und sicherlidJ. ein jeden 
Usterreicher brennend interessierendes Pro­
blem beinhalten. IdJ. stelle aber mit Bedauern 
und Befremden fest, daß etwa die Berichter­
stattung vor allem des österreichischen Fern­
sehens über die letzten Nationalratssitzungen 
ein völlig falsches Bild vermittelt hat. 

Wer etwa die Gelegenheit wahrgenommen 
hat, gestern abend in der sogenannten zweiten 
"Zeit im Bild" -Sendung den Parlamentsbericht 
zu verfolgen, der mußte den Eindruck gewin­
nen, daß sich die Debatte im Nationalrat im 
wesentlichen darum gedreht hat, wer einen 
Antrag unterschrieben oder nicht unterschrie­
ben hat. Die wesentlichen Probleme der gestri­
gen Beratungen, und zwar sowohl im Zusam­
menhang mit dem Verwaltungsakademiege­
setz, aber insbesondere im Zusammenhang mit 
der katastrophalen Finanzsituation unseres 
Staates, wurden im Fernsehen nicht dargestellt 
oder völlig übergangen. 

Ich sage das deshalb, weil ich hoffe, daß sich 
bei der Berichterstattung über die heutige Sit­
zung jene, die dem österreichischen Volk via 
Fernsehen und via Hörfunk Berichte über den 
Verlauf unserer Beratungen vermitteln, einer 
größeren Objektivität befleißigen, auch dann, 
wenn sie für die Regierungspartei unange­
nehm ist. (Beifall bei der OVP. - Abg. Doktor 
Pr ade r: Das gibt es nicht mehr!) Ich möchte 
sogar sagen, daß ich der Meinung bin: Bevor 
solche Berichte gegeben werden, die ein fal­
sches Bild vermitteln, ist es besser, wenn gar 
nichts berichtet wird. 

Uber den Zeitpunkt der Berichte gerade im 
Fernsehen ist ja schon wiederholt diskutiert 
worden, und ich erinnere mich, daß beispiels­
weise bei der Beratung des Kapitels Oberste 
Organe gerade Herr Präsident Benya es ge­
wesen ist, der auch zum Ausdruck gebradJ.t 
hat: Eine Sendung, die um 22 Uhr oder um 
22 Uhr 30 läuft, ist sicherlich für einen 
großen Teil der Osterreicher ein Zeit­
punkt, zu dem sie nicht mehr die Möglichkeit 
haben, zuzusehen oder zuzuhören. Präsident 
Benya meinte damals: Es wäre sicherlich 
zweckmäßig, Berichte aus dem Parlament etwa 
in den Zeitraum der ersten Sendung "Zeit im 
Bild" zu verlegen, also das heißt konkret: 
etwa in die Zeit zwischen 19 und 20 Uhr. Aber 
soviel nur zur Einleitung. 

Meine Damen und Herrenl Wenn man die 
Sicherheitsberidlte durchgelesen hat, wenn 
man sich mit den Sicherheitsverhältnissen in 
Osterreich befaßt und wenn man sich darüber 
hinaus auch die Mühe nimmt, sich vor der 
Beratung eines so schwierigen Problems etwas 
darüber zu informieren, wie es außerhalb 
Osterreichs aussieht, dann wird mir jeder zu­
stimmen, wenn ich sage: Bedauerlicherweise 
ist in der ganzen Welt, und zwar vor allem in 
den demokratischen Staaten, eine steigende 
Kriminalität feststellbar, bedauerlicherweise 
ist eine Zunahme der Verbrechen überall zu 
verzeichnen. Diese Entwicklung der steigenden 
Kriminalität wird leider auch mit den drei vor­
liegenden Sicherheits berichten bestätigt. 
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Auch wenn die eine oder die andere Zahl doch nicht ohneweiters mit der Situation und 

schon genannt wurde, mödlte ich doch nom den Verhältnissen etwa im Bundesland Salz­
einmal darauf hinweisen, daß allein in der burg oder im Burgenland oder in Kärnten ver­
Deliktgruppe Verbrechen gegen Leib und gleichen. 
Leben vom Jahr 1971 bis zum Jahr 1973 eine 
Steigerung von rund 3200 Fällen auf fast 
3500 Fälle zu verzeichnen ist. 

Beängstigend ist das Ansteigen der Delikte 
gegen das Vermögen, vor allem in der Ver­
brechensgruppe Diebstahl. Hier ist von 76.000 
bekanntgewordenen Fällen ein Ansteigen auf 
91.000 bekanntgewordene Fälle zu verzeim­
nen. 

Zu den Fragen der Sittlichkeits delikte wird 
noch einer meiner Fraktionskollegen Stellung 
nehmen. Der Kollege Pay ist leider nicht hier, 
sonst könnte man ihn aufklären: Ich möchte 
nur darauf hinweisen, daß man bei diesen 
Zahlen überlegen muß, was verglichen wird 
und wie sich die Rechtslage seither geändert 
hat. 

Herr Kollege Thalhammerl Sie wissen ge­
nausogut wie ich, daß im Jahr 1971 oder 1970 
andere Rechtsverhältnisse und andere - wie 
soll ich es sagen - Tatbestandsverhältnisse 
gewesen sind als jetzt. Ein sehr wesentliches 
Delikt wird heute nicht mehr verfolgt bezie­
hungsweise gilt heute nicht mehr. Also ganz 

Es ist ja schon ganz anders - Herr Kollege 
Thalhammer, Sie wissen das genausogut wie 
ich -, wenn Sie etwa die Kriminalitätsbela­
stungsziffern der Großstadt und Bundeshaupt­
stadt Wien hernehmen und jene etwa von 
Eisenstadt, von Klagenfurt oder von verschie­
denen anderen Orten Osterreichs. Aber noch 
einmal: Ich will das wirklich in keiner Weise 
von irgendeiner polemischen Seite aus be­
trachten, sondern will lediglich nüchtern auf 
die Tatsachen verweisen. 

Wenn ich - ich weiß nicht, ob man in 
diesem Bereich überhaupt das Wort "erfreu­
lich" in den Mund nehmen darf - etwas 
feststellen darf, so sei es das, daß die Auf­
klärungsquoten, also ganz konkret der Erfolg 
unserer Exekutive bei der Verfolgung und 
Aufklärung von Verbrechen, einen überdurch­
schnittlich hohen Prozentsatz erreicht haben. 
Bei Mord, Mordversuch, Totschlag, schwerer 
körperlicher Beschädigung und dergleichen ist 
in allen drei Jahren eine Aufklärungsquote 
erreicht worden, die fast an die 100 Prozent 
heranreicht. 

konkret: homosexuelle Vergehen sind jetzt In einem anderen Zusammenhang wurde es 
nicht mehr enthalten. Das also nur so am von meinem Vorredner schon erwähnt: Aum 
Rande. eine Reihe von schweren Verbrechen, die in 

Aber auch sonst möchte ich sagen: So 
wesentlich ist die Änderung nicht, wenn man 
von 2500 Fällen auf 2250 Fälle gekommen ist, 
auch wenn es begrüßenswert ist, daß es weni­
ger geworden sind. (Abg. T haI h a m m e r: 
Es waren zehn Prozent mehr!) 

Ich möchte noch einmal sagen: Ich versuche 
nicht zu polemisieren, wie Sie das getan haben, 
weil ich der Meinung bin, daß es sich um Fra­
gen handelt, an denen alle anständigen Oster­
reicher, gleich welcher politismen Richtung, 
brennendes Interesse haben sollten, und daß 
man diese Fragen nicht mit parteipolitisdlen 
Polemiken unterspicken sollte. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. Dr. S ehr a n z: Eben!) 

Wenn Sie sagen: "EbenI", dann darf ich 
wohl wiederholen: Ich stelle nüchtern fest, 
daß leider auch Osterreidl von jener Welle 
der steigenden Kriminalität nicht verschont 
geblieben ist. Ich stelle mit Genugtuung fest, 
daß auf vielen Gebieten die Steigerung nidlt 
annähernd so groß war wie in vielen anderen 
Ländern. 

Im bin nur sehr vorsichtig mit Vergleichen, 
und zwar in jeder Beziehung. Man kann die 
Verhältnisse etwa in New York oder über­
haupt in amerikanischen Städten und Staaten 

den letzten Wochen in Osterreidt gesdtehen 
sind, konnten in den letzten Tagen aufgeklärt 
werden. 

Anders verhält es sich mit der Aufklärungs­
quote bei Verbrechen gegen das Vermögen 
oder konkret vor allem bei den Diebstählen 
einschließlich der Kraftfahrzeugdiebstähle. 
Meine Damen und Herren I Diesbezüglich lie­
gen die Aufklärungsquoten im Schnitt nur 
etwa bei 30 Prozent, daß heißt anders ausge­
drückt: Von drei Diebstählen wird nur einer 
geklärt, oder von drei Dieben wird nur einer 
erwischt. Es ist wohl die Frage sachlich und 
ruhig zu prüfen - ich glaube gar nicht, daß 
das im Rahmen einer Parlamentsberatung mög­
lich ist -: Was kann getan werden, um auch 
diesbezüglich zu mehr Sicherheit, zu einer 
besseren Aufklärungsquote zu kommen? 

Ich hielte es aber für sehr angebracht, daß 
wir uns im Rahmen einer parlamentarischen 
Debatte zu Sicherheitsproblemen doch vor 
allem auch mit den Ursachen der steigenden 
Kriminalität befassen sollten. kh habe sc:hon 
einmal darauf hingewiesen, daß im Bundes­
land Salzburg - es ist das jetzt etwas mehr 
als ein Jahr her - eine sogenannte Sicher­
heitskonferenz mit Zustimmung des Herrn 
Bundesministers Rösch stattgefunden hat. An 
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ihr haben maßgebende, oder besser gesagt, 
leitende Beamten der Polizei, Gendarmerie, 
der Präsident des Landesgeridltes und so wei­
ter, also Persönlichkeiten, teilgenommen, die 
wirklim als Fadlleute gelten können. 

Wenn idl hier einige der Ursadlen anführe, 
die audl bei dieser Konferenz genannt wur­
den, so mödlte ich Sie von vornherein er­
sudlen, ·auch das nicht als irgendeine Polemik 
zu betrachten, denn ich glaube, Sie stimmen 
mit mir überein - wie viele andere das audl 
festgestellt haben -, daß beispielsweise der 
Massentourismus auch etwas ist, das mit ins 
Kalkül gezogen werden muß. Es ist doch ein 
Unterschied, ob in einem Land wie Osterreich 
im Jahresdurchsmnitt insgesamt 7 Millionen 
Menschen leben oder durch den Massentou­
rismus im Sommer ~ und jetzt zum Teil aum 
im Winter - 8 Millionen. Es ist auch ein 
Unterschied, ob in unserem Land 200.000 oder 
mehr Gastarbeiter sind und ein beadltlicher 
weiterer Teil gerade von Gastarbeitern auf 
der Reise durch Osterreidl kommt. 

Aber es sind simer nodl viele andere Mo­
mente: Es ist der steigende Alkoholkonsum, 
meine Damen und Herren, der auch zu einer 
Zunahme der Kriminalität führt. Letzten Endes 
tut das ganze Suchtgiftproblem beziehungs­
weise das aus Asien kommende Gift audl in 
Osterreich seine Wirkung. 

Ich glaube, daß aber auch viele gesellschafts­
politisdle Momente und gesellschaftspolitische 
Probleme an der Entwicklung ni mt un­
s<huldig sind. Die A<htung vor dem Gesetz, 
die Achtung vor dem Recht ist leider heute 
im Abnehmen begriffen. Ich glaube, daß ich 
mit dem Abgeordneten Thalhammer auch 
übereinstimme, wenn ich noch folgendes sage: 
Aum die Bereitsmaft der Bevölkerung, Ver­
brechen zu verhindern beziehungsweise an der 
Aufklärung mitzuwirken, ist nicht immer im 
unbedingt wünsmenswerten Ausmaß vorhan­
den. Wir haben uns darüber audl in der Aus­
sdlußberatung unterhalten und dabei festge­
stellt - audl ohne Unterschied der Parteirim­
tung -, daß es eben sehr oft vorkommt, daß 
jemand ni mt bereit ist, als Zeuge aufzutreten 
oder gar eine Anzeige zu erstatten, weil durch 
die gegenwärtige Behandlung und durdl die 
gegenwärtige Form in der Verfolgung von 
solmen Verbremen - in der Aufklärung über­
haupt - vielleicht manchmal Methoden ange­
wendet werden, bezüglich derer man sich über­
legen müßte, ob sie aum in Zukunft so bleiben 
sollen. Wenn jemand als Zeuge auftritt, kann 
er dann einen Tag später in allen Zeitungen 
womöglich seine Photographie sehen bezie­
hungsweise seinen Namen und seine Adresse 
lesen, seine Familienverhältnisse geschildert 
bekommen und so fort. Weiter ;hört und sieht 

man, daß gerade Belastungszeugen sehr oft 
einem psychischen Terror ausgesetzt werden, 
daß solche Mitbürger oft wochen-, ja sogar 
monatelang telephonisch ni<ht nur belästigt, 
sondern telephonisch bedroht werden, daß hier 
von Mitkomplizen und von anderen Verbre­
<hern ein Terror ausgeübt wird, der bisher 
sicher no<h zuwenig bekämpft werden kann. 

Ich weiß, daß das ein Problem ist, das man 
auch nicht in einigen wenigen Sätzen darle­
gen kann, noch viel weniger kann man 
Lösungsvorschläge in einigen wenigen Sätzen 
unterbreiten. Aber i<h glaube, daß si<h sowohl 
unsere Si<herheits- wie auch vor allem unsere 
Justizbehörden überlegen müßten, welme 
Maßnahmen diesbezügIim ergriffen werden 
sollten. Noch ist ja der Terror gegen Zeugen, 
aber auch gegen Richter, Staatsanwälte und 
Exekutivbeamte - sagen wir es so - noch 
vereinzelt. Aber ich glaube, es müßte mit 
Entschiedenheit gerade den Anfängen einer 
derartigen Entwicklung gewehrt werden. 

Ich will es absolut nicht übertreiben: Aber 
wenn es Bombenanschläge gegen die Woh­
nungen von RiChtern und Staatsanwälten gibt, 
wenn, wie es erst vor kurzem wieder in Salz­
burg auch vorgekommen ist, ein Richter in 
der Form bedroht wurde, daß seine Frau an­
gerufen wurde und der Anrufer erklärt hatte: 
Den werden wir bei der näChsten Gelegenheit 
umlegen!, dann ist das doch audl ein Versudl, 
Ridlter, Staatsanwälte und so weiter einzu­
smümtern, sie bei ihrer Pflimt zu behindern, 
zumindest in der Form zu behindern, daß sie 
eben von vornherein in irgendeiner Art ver­
unsichert sind. Aber im glaube, daß sim audl 
in dieser Frage die Front der Anständigen und 
der Ehrlichen gegen die Mafia der Rechts­
brecher durchsetzen und behaupten muß. 

Etwas kritisch vermerke ich: Ich bin der 
Meinung, daß man mehr Simerheit nicht mit 
Humanitätsduselei herbeiführen kann, einer 
Humanitätsduselei, wie sie etwa vom derzei­
tigen Justizminister, nehmen wir die Frage 
des Häftlingsurlaubs her, praktiziert wird. 

Meine Damen und Herrenl Im bin der festen 
Uberzeugung - ich habe das auf Grund vieler 
Zuschriften und persönlicher Gespräme im 
Laufe des letzten Jahres bestätigt gefunden-: 
Die Masse der österreichischen Bevölkerung 
ist dagegen, daß SchwerverbreCher, daß Mör­
der, daß Kinderschänder und so weiter einen 
Häftlingsurlaub bekommen. Das ist jetzt eine 
der ganz wenigen politischen Bemerkungen. 
die im machen mömte. Für die Osterreidlisdle 
Volkspartei garantiere im eines: Wir werden 
uns stets gegen den Häftlingsurlaub von 
Schwerverbrechern aussprechen. (Zustimmung 
bei der OVP.) 
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Wer in dieser Frage nodl sdlwanken sollte, 

meine Damen und Herren, dem hätten ja zwei 
Ereignisse um die Jahreswende eigentlich die 
Augen öffnen müssen: Ein solcher Häftlings­
urlauber aus dem Landesgeridlt Salzburg hat 
seine kurze Freiheit dazu benützt - meine 
Kollegen von Salzburg auch auf der linken 
Seite werden das ja bestätigen -, einen Mord­
anschlag auf einen Gendarmeriebeamten zu 
verüben, der ihn seinerzeit verhaftet hat. Ein 
anderer Häftling hat seinen Urlaub dazu be­
nützt, in Wien seine geschiedene Frau zu 
ermorden. 

Ich glaube, das müßte Beweis genug sein, 
daß in dieser Frage noch ganz andere Uberle­
gungen anzustellen sind. 

Man müßte, glaube ich, auch wenn dies zu­
gegebenermaßen, Herr Bundesminister, nicht 
direkt in Ihr Ressort fällt, die Frage der Häft­
lingsfürsorge überdenken. Wir alle haben ein 
brennendes Interesse daran, daß Staatsbürger, 
die zum ersten Mal mit dem Gesetz in Konflikt 
gekommen sind, die zum ersten Mal gestrau­
chelt sind, wieder in die normale Gesellsdlaft 
zurückgeführt, wieder auf den rechten Weg 
gebracht werden. Das wäre ein Punkt, wo wir 
uns auch alle treffen könnten. Anders ist es 
mit jenen, von denen wir bei Verhandlungen 
lesen: 12, 15, 20 und mehr Vorstrafen. Hier 
glaube ich, müßte man anders vorgehen. (Zwi­
schenruf der Abg. Anneliese Alb r e eh t.) 
Bitte? (Abg. Anneliese Alb r e eh t: Es sind 
ja schon strengere Strafen für Rückfallsver­
brecher!) Frau Kollegin! Idl plädiere ja dafür. 
Wir- treffen uns ja doch. Diesbezüglich gäbe 
es noch einiges zu ändern. 

Aber darf idl vielleicht folgendes nodl sagen. 
Ich habe von der Häftlingsfürsorge und so 
weiter gesprodlen. Momentan herrscht auch 
eine Praxis, die sich meiner Meinung nach 
und auch nadl der Meinung jener, die sich 
mit Häftlingsfürsorge befassen, nicht immer 
gut auswirkt. Zum Beispiel die Weihnachts­
amnestie. 

Die Weihnadltsamnestie ist für jenen gut, 
der einen oder zwei Tage vor dem Heiligen 
Abend in den Schoß seiner Familie zurück­
kehren kann. Die Weihnachtsamnestie aber 
für jenen, der keinen festen Wohnsitz hat, 
der nidlt weiß, wo er hingehen soll, sondern 
der höchstens wieder zu irgendeiner Bande 
zurückkehrt, ist sehr oft dann der Anlaß, daß 
er zwei, drei, vier Tage später neue Verbre­
chen begeht und, sobald er erwisdlt wird, 
sobald er verhaftet werden kann, dann wieder 
ins Gefängnis kommt. 

Ja selbst bei durch die Amnestie an Sams­
tagen Freigelassenen, meine Damen und Her­
ren, wo jetzt der aus dem Gefängnis Kom-

mende überall nur gesdllossene Tore findet 
- es gibt keine Fürsorgestelle oder sonst 
jemanden, der dem Betreffenden an die Hand 
gehen könnte -, mit wenig Geld in der 
Tasche, ist die Versuchung, neuerlidl rechts­
brecherisdl oder rückfällig zu werden, doch 
verhältnismäßig groß. 

Ich habe diese Gedanken nidlt nur aus 
eigenem - das mödlte idl dazu sagen - er­
wähnt, sondern weil sie gerade auch im Rah­
men der vorher erwähnten Sicherheitsenquete 
von jenen vorgetragen wurden, die sich mit 
Häftlingsfürsorge aus grundsätzlichen Uber­
legungen heraus befassen. 

Darf idl einen Gedankensprung machen und 
noch etwas anderes sagen. Ich glaube, man 
sollte noch viel mehr Möglichkeiten nützen, 
um gewissermaßen die Gelegenheit zum Ver­
brechen zu verringern. Ein Beispiel, damit Sie 
wissen, was ich meine: 

Immer wieder hören wir, daß Transporte 
mit Lohngeldern beziehungsweise Boten, die 
große Beträge abgeholt haben, weil sie für 
die Auszahlung gebraucht werden, überfallen 
wurden. Ich glaube, hier läge es auch daran 
- das ist sicher nicht direkt Aufgabenbereich 
des Innenministeriums, aber insgesamt etwas, 
wo alle zusammenwirken könnten -, viel 
stärker, als es derzeit noch der Fall ist, zum 
bargeldlosen Verkehr, zur bargeldlosen Lohn­
und Gehaltsauszahlung zu kommen. Dann wird 
es nicht vorkommen, daß ein Bote oder audl 
zwei - ob sie jetzt zu Fuß oder mit dem 
Auto unterwegs sind, ist dabei von sekundärer 
Bedeutung - Hunderttausende Schilling oder 
sogar Millionenbeträge bei sich haben. Auch 
viele andere Probleme ähnlicher Art könnte 
man, glaube ich, auf diese Art und Weise zu­
mindest entschärfen. 

Ich möchte aber auch mit Anerkennung ver­
merken, daß sich die gesamte Exekutive be­
müht, ihre technischen Einrichtungen von Jahr 
zu Jahr zu verbessern, und daß dabei auch 
ein durchwegs sehr frudltbarer Erfahrungsaus­
tausch mit anderen Ländern und Staaten statt­
findet. 

Ich könnte mir beispielsweise auch vorstel­
len, daß die Einrichtungen, die heute durch 
die Computer gegeben sind, durch die elek­
trischen Datenverarbeitungen, noch in viel 
stärkerem Ausmaß als derzeit auch der Exe­
kutive, den Sicherheits behörden und so wei­
ter nutzbar gemadlt werden. 

Ich las vor kurzem in der Zeitschrift "Die 
öffentliche Sicherheit" von einer - wie soll 
ich nur sagen - gewissermaßen "Datenbank 
für Fingerabdrücke". Dort ist nirnt mehr ein 
mühseliges Suchen womöglirn unter -zigtau­
senden Abdrücken notwendig, sondern mit 
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Hilfe entsprechender Einrichtungen ist es im 
allgemeinen innerhalb weniger Minuten mög­
lich festzustellen, ist der vermutliche Täter 
schon einmal irgendwo mit der Polizei, mit 
dem Gericht ete., in Konflikt gekommen oder 
nicht. 

Ich will vor allem eines nom hervorheben. 
Die Vielseitigkeit unserer Exekutive ist ja 
geradezu bewundernswert. Denn es ist dom 
längst die Zeit vorbei, wo der Polizeiwach­
mann, Rayonsinspektor oder Gendarmerie­
Revier- oder Bezirksinspektor auf der Straße 
steht und aufpaßt oder den Verkehr regelt 
und kommt, wenn irgendwo eine Anzeige er­
stattet wird. Selbstverständli<:h ist der Schutz 
der Bevölkerung, sind vorbeugende Maßnah­
men gegen Verbremen nach wie vor die Haupt­
aufgabe, aber denken Sie audt dar an, was 
allein auf dem Sektor Flugrettung unsere Poli­
zisten und Gendarmeriebeamten, die als Hub­
schrauberbesatzungen oder auch als Besatzun­
gen von Flächenflugzeugen tätig sind, leisten. 
Wie viele Menschen verdanken dem oft 
lebensgefährlimen Einsatz gerade der Ret­
tungshubschrauber der Polizei oder Gendar­
merie ihr Leben. 

Was müssen heute die Verkehrskontrollen 
alles leisten. Im will gar nicht von allen Fra­
gen auf dem sehr weitschichtigen kriminal­
polizeilichen Sektor reden. Ein in Wien nicht 
so bekannter, aber in den Alpenländern be­
sonders wichtiger Sektor: jene Exekutivbeam­
ten, die sim als Bergrettungsmänner betätigen, 
als Helfer bei Lawinenunglücken und so wei­
ter. Daher möchte ich heute die Gelegenheit 
hier benützen, der gesamten Exekutive, ob 
das Polizei oder Gendarmerie ist, ob das Kri­
minalbeamte sind und so weiter, für diese 
Leistung und für diesen durmwegs muster­
gültigen Einsatz wirklich Lob und Anerken­
nung auszusprechen. (Beifall bei der OVP.) 

Ich möchte in die Anerkennung dieser Ge­
samtleistung aum die Beamtenschaft, aum die 
hohe Beamtensmaft des Bundesministeriums 
für Inneres mit einschließen. Im gehe so weit 
und möchte sagen, daß sich, von den einen 
oder anderen Dingen, die zu kritisieren sind, 
abgesehen, in Osterreich seit 1945 - seit dem 
19. Dezember 1945, denn dem Innenminister 
Honner ist es dom mehr darum gegangen, 
Kommunisten bei der Polizei einzustellen, als 
die Simerheitsverhältnisse in Ordnung zu brin­
gen - alle österreichischen Bundesminister 
und Staatssekretäre, die im Bundesministerium 
für Inneres tätig waren oder tätig sind, bemüht 
haben, in Osterreidt für möglimst gute Sidter­
heitsverhältnisse zu sorgen. 

Idt mödtte aber bei der Gelegenheit audi 
etwas vorbringen. was mir zweckmäßig er­
smiene, . meine Damen und Herren, nämJ im, 

daß - ich weiß, daß es vielfach so gehandhabt 
wird, aber bei. weitem nicht immer - Beamte 
bevor sie in hohe Verwendung im Innenmini~ 
sterium kommen, doch eine gewisse Zeit in 
Kommissariaten, in Polizeidirektionen oder in 
Gendarmeriekommanden et eetera tätig sein 
sollten. Wir leiden doch - ich will das aueh 
hier wieder nicht als Kritik vorbringen, son­
dern nur als eine nümterne Feststellung -
in Osterreim allgemein darunter - das gilt 
nicht nur für das Innenministerium, das gilt 
für das Finanzministerium und für die meisten 
anderen Ressorts genauso -, daß vor allem 
die leitenden Beamten als fertige Juristen be­
ziehungsweise mit entsprechender Schul- und 
Universitätsausbildung in ein Ministerium 
kommen und dort vom Kommissär zum Ober­
kommissär und so weiter bis zum Ministerial­
rat und bis zum Sektionschef aufsteigen, daß 
sie aber vielfach den Dienst in den unteren 
und mittleren Ebenen nicht kennengelernt 
haben oder nur als Kontrollierende, Kriti.sie­
rende, gegebenenfalls selbstverständlich auch 
als Befehlende oder Weisungen und Anord­
nung~n Erteilende. Mir schiene es zweckmäßig, 
soweIt das irgendwie möglich ist vor allem 
jenen Beamten, die dann in leit~nde Funk­
tione~ berufen werden, Gelegenheit zu geben, 
audt m der unteren und mittleren Ebene Er­
fahrungen zu sammeln. 

Eine Bitte habe ich noch, nicht so sehr an 
den Innenminister - aber auch ihn geht es 
an -, sondern an die Massenmedien und an 
alle Sicherheitsdienststellen: und zwar handelt 
es skh um die Zusammenarbeit zwischen 
Sicherheitsdienststellen und Massenmedien. 
Bei dieser Zusammenarbeit, meine Damen und 
Herren, muß getrachtet werden, daß nicht die 
Sensationslust die weitere Arbeit der Exeku­
tive ersmwert. 

Ich glaube, es gibt Beispiele genug dafür, 
daß durm Bekanntgabe weiß Gott welmer 
Details so manmer Remtsbrecher gewarnt 
wird oder die Aufklärung so manchen Ver­
brechens dadurm ersmwert wird. Ich habe 
gesagt Zusammenarbeit, weil ich genauso 
weiß, daß auch durch die Veröffentlidmng 
bestimmter Tatsachen, durch VeröffentlidlUn­
gen bestimmter Photographien ete. erst die 
~ufklärung eines Verbrechens überhaupt mög­
hch wird. Hier glaube ich aber trotzdem, müßte 
noch einiges verbessert werden. 

Darf ich noch einmal auf etwas zurückkom­
men, was ich in einem anderen Zusammen­
hang schon erwähnte: Mithilfe, Mitwirkung 
der Bevölkerung. Meine Damen und Herren I 
Ich habe auch im Ausschuß auf Probleme ver­
wiesen, die mich persönlich erschüttert haben. 
Wenn ich beispielsweise in einer Zeitung lese, 
daß eine Politesse bedrängt wird und daß es 
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dann einem hilfsbereiten Staatsbürger, der 
versucht, telephonisch die Polizei zu rufen, 
einfach von einem Beamten oder einer Beam­
tin eines Schalters nicht gestattet wird, zu 
telephonieren, und der Schalterbeamte selbst 
nicht bereit ist, die Polizei zu rufen, mit dem 
Hinweis, das geht uns nichts an, dann ist das 
etwas, was erschütternd ist. 

Genauso ersChütternd ist, wenn es jetzt ge­
wissermaßen zu Gruppenangriffen auf Exeku­
tivbeamte gekommen ist, ob das der Sturm auf 
ein Wachzimmer in Feldkirch ist oder ob es 
jenes traurige Ereignis ist, bei dem sicherljch 
auch Alkohol eine Rolle gesp~elt hat, wo im 
Rahmen eines Wiesenfestes in der Gemeinde 
Grödig etwa 200 Menschen zugesehen haben, 
als sich eine Gruppe von sicherlich angehJei­
terten Besuchern auf die anwesenden Gendar­
meriebeamten gestürzt haben, und im Rahmen 
dieser Auseinandersetzungen das Ganze be­
trachtet haben, als ob es um einen Ring- oder 
Boxkampf gegangen wäre. Niemand hat den 
Mut gefunden, den bedrängten Gendarmen zu 
Hilfe zu kommen, niemand ist bereit gewesen, 
in irgendeiner Form einzugreifen oder sich 
einzuschalten. Ja es wurde gewissermaßen 
immer noch mit Bravo- und Beifallskundge­
bungen quittiert, wenn einer dieser Gendarme­
riebeamten einen Boxhieb oder sonst einen 
Schlag einstecken mußte. 

Ich glaube, hier liegt es an einer Einstellung, 
die ein grundsätzliches Problem in unserem 
Staat aufzeigt, hier handelt es sich sicherlich 
auch darum, von seiten der Erziehung im all­
gemeinen - nicht bloß in der Schule - einzu­
gneifen. 

Ich möchte da auch auf etwas eingehen, 
was der Herr Abgeordnete Thalhammer, wenn 
auch in einem anderen Zusammenhang, ange­
schnitten hat. Ich glaube, wir müssen doch 
dazu kommen, daß weder in Filmen noch im 
Fernsehen oder sonst" irgendwo das Verbre­
chen und die Gewalt verherrlicht wird. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Ich gehöre bestimmt zu jenen, die einen sehr 
weiten Freiheitsbegriff haben, aber es gibt 
Momente, meine Damen und Herren, und es 
gibt Probleme oder, anders ausgedrückt, es 
gibt doch Handlungen, von denen man sagen 
muß: Die schaden dem gesamten Volk; hier 
muß der Staat eingreifen, hier muß er zumin­
dest seine GesetZle anwenden, sonst müßte 
er sie aufheben. 

Meine Damen und Herren I Damit komme 
ich auch schon zum Schluß. "Sie gestatten mir 
sicher, daß ich als Salzburger Abgeordneter 
bei dieser Ge~egenheit dem Herrn Bundes­
minister Rösch noch zwei Probleme wieder in 
Erinnerung I1.lfe, die wir ihm smon sehr oft 

vorgetragen haben und bei denen ich glaube, 
daß jetzt, wo die Polizeidirektion Wien in ein 
neues Gebäude, in" eine, ich möchte sagen, 
sehr zweckmäßige Burg übersiedelt ist, der 
Hinweis wegfällt, daß die wenigen Schillinge, 
die für Ausbauten der Unterkünfte und so 
weiter der Exekutive zur Verfügung stehen, 
eben in Wien gebunden seien. Das Gebäude 
der Polizeidirektion Salzburg beispielsweise 
oder d~e Gendarmerieschule des Landesgen­
darmeriekommandos Salzburg in Werfen be­
finden sich beide in geradezu mittelalterlichen 
Zuständen. Der Herr Bundesminister möge 
doch wenigstens einmal seinen Beamten die 
Weisung geben, einzuplanen, daß auch diese 
Dienststellen - sagen wir wenigstens bis zum 
Jahr 2000, wenn schon nicht früher - bessere 
Verhältnisse bekommen. 

Meine Damen und Herrenl Damit - im 
habe gesagt, ich habe zwei Salzburger Samen 
oder zwei Salzburger Wünsche hier noch ein­
mal vorgetragen - mömte ich nur abschlie­
ßend noch zum Ausdruck. bringen: VersuChen 
wir aUe, in Osterreich Sicherheitsverhältnisse 
zu schaffen, die uns von anderen Ländern 
unterscheiden. Versuchen wir, in Osterreich 
solche Verhältnisse herbeizuführen, daß 
gerade auf dem Sektor der Sicherheit nur eines 
gilt: Der Staatsbürger soll sich wohl und sicher 
fühlen, der VerbreCher soll unser Land meiden. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister für Justiz Doktor 
Broda. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Präsident I Hohes Hausl Ich stimme dem 
Herrn Abgeordneten Glaser bei, daß wir in 
der Frage der Häftlingsbetreuung und der Ent­
lasseIlJenfürsorge noch viel mehr tun sollten. 
Wir bemühen uns auch. Im Zusammenhang 
mit dem neuen Strafgesetzbuch ist ja die Be­
währungshilfe für Erwachsene eingeführt wor­
den, die wir jetzt stufenweise auch verwirk­
lichen wollen, und es geschieht hi/er auch eine 
ganze Menge in allen Bundesländern. Gerade 
auch in Salzburg ist ja die Bewährungshilfe 
sehr aktiv. Das ist dem Herrn Abgeordneten 
Glaser sicherlich bekannt. 

Ich stimme dem Herrn Abgeordneten Glaser 
weiter bei, daß rein administrative Maßnah­
men durchaus von Bedeutung sind, weil man 
da manches verhüten kann, was wir nicht wol­
len, etwa Entlassung am Wochenende und 
dann, wenn eine Aufnahme von Entlassenen 
bei Behörden und Fürsorgestellen nicht leicht 
durchzuführen ist. 

Wir wollen an sim nicht auf die bedingte 
Entlassung von einer größeren Anzahl von 
Strafgefangenen zu Weihnachten, was man ja 
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Bundesminister Dr. Broda 
kurz die Weihnachtsamnestie nennt, verzich­
ten, weil, wie der Herr Abgeordnete Glaser 
auch zutreffend ausgeführt hat, es doch so ist, 
daß wir zahlreichen Rechtsbrechern, die eine 
Tat von geringerem Unrechtsgehalt begangen 
haben, ihren Familien zu Weihnachten zurück­
geben können. Das hat sich eingebürgert. 

Wir haben auch den Herrn Bundespräsiden­
ten gebeten, und er hat auch diesem Wunsch 
entsprochen, daß wir den Entlassungstag 
etwas zurückverlegen, damit die Entlassung 
nicht unmittelbar in die Feiertage fällt. Aber 
eine Weihnachtsamnestie kann man natürlich 
nur zu Weihnachten selbst, also vor den 
Feiertagen, durchführen. 

Ich möchte anerkennen und hier besonders 
danken vor dem Hohen Haus, . daß uns die 
freiwilligen großen Fürsorgeorganisationen, 
unter anderem die Caritas und andere Insti­
tutionen, sehr helfen, daß wir bei jenen bedingt 
Entlassenen vor WeihnachtJen, die nicht unmit­
telbar zur Familie kommen, gleichfalls helfen 
können. Aber wir wollen hier unsere Bemü­
hungen durchaus verstärken. 

In einem Punkt bin ich mit eIlem Herrn 
Abgeordneten Glaser nicht einer Meinung, 
aber ich möchte das hier heute gar nicht aus­
diskutieren. Das sind - wenn ich das so sagen 
darf - einige Grundsätze der kriminalpoliti­
schen Linie überhaupt. Wir stehen ja - das 
waren ja auch die gemeinsamen BesChlüsse 
über das Strafgesetzbuch - auf dem Stand­
punkt, daß man weder von "weicher" noch 
von "harter Welle", sondern einfach von 
gewiß menschlichen, aber eben auch vernünf­
tigen und daher wirksamen Maßnahmen des 
Schutzes der Gesellschaft vor dem Rechtsbre­
cher sprechen soll. 

Nur eine Feststellung zu zwei konkreten 
Fällen, Herr Abgeordneter Glaser, die wir uns 
ja sehr genau angesehen haben, deshalb kann 
ich Ihnen auch sofort aus dem Stegreif ant­
worten. 

Hohes Haus! Wir kennen die Institution 
des Häftlingsurlaubs nach dem geltenden Ge­
setz nicht, und wir haben ja die Diskussion 
über d~e Erweiterung der Strafunterbrechung, 
so wie sie in anderen Ländern, in Nachbar­
ländern Osterreichs gehandhabt wird, auf die 
nächste Gesetzgebungsperiode verschoben. Ich 
möchte mit Nachdruck feststellen, daß wir auch 
nicht etwa unter einem anderen Titel Häft­
lingsurlaub gewähren. 

Herr"Abgeordneter Glaserl Die beiden Fälle, 
die Sie hier erwähnten, waren auch nicht in 
einem erweiterten Sinn tein Häftlingsurlaub. 
Bei dem einen tragischen Fall am Anfang des 
Jahres, wo ein aus dem Strafvollzug entlasse­
ner Gefangener dann zu Hause so tätlich ge­
worden ist, daß seine Frau an den Folgen der 

Verletzungen gestorben ist - es ist ein anhän­
giges Strafverfahren, ich möchte dazu nicht 
weiter Stellung nehmen -, hat es sich natür­
lich nicht um einen Urlaub welmer IArt immer 
gehandelt, sondern um eine Maßnahme des 
Entlassungsvollzuges auf Grund des geltenden 
Strafvollzugsgesetzes. 

Der betreffende Täter hatte eine kurzfristige 
Freiheitsstrafe von vier Monaten wegen 
gefährlicher Drohung, 'er hat diese Tat wäh­
rend eines sogenannten Ausgangs zur Ord­
nung seiner persönlichen Angelegenheiten, 
der ihm auf Wunsch seiner Frau gewährt 
wurde, begangen, also eine wirkliche Tragö­
die. Aber er hätte diese Tat auch ebenso, nach­
dem diese vier Monate um waren, begehen 
können. Mit dem Problem der erweiterten 
Strafunterbredmng oder des Häftlingsurlaubs 
hat das überhaupt nichts zu tun gehabt. 

Herr Abgeordneter Glaserl Dem zweiten 
Fall in Salzburg sind wir auch nachgegangen. 
Hier hat es sich überhaupt nicht um einen 
Fall gehandelt, wo eine Tat während einer 
Strafunterbrechung begangen worden wäre. 
Der Betneffende hatte gar keine Freiheitsstrafe 
verbüßt, sondern die Tat, die er begangen hat, 
hat er ganz außerhalb jeden Zusammenhangs 
mit dem Strafvollzug begangen. Das wollte ich 
klarstellen I 

Hohes Haus I Alles, was heute in diesem 
Zusammenhang diJe Strafvollzugsbehörden tun 
und auf Grund des Gesetzes auch verpflichtet 
sind zu tun, erfolgt auf Grund des Strafvoll­
zugsgesetzes 1969, das am 26. März 1969 hier 
im Hohen Haus einstimmig beschlossen wor­
den ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es ist richtig, daß ich tatsächlich nun schon 
eiIlle Anzahl von Jahren das Justizressort leite, 
aber gerade im März 1969 habe ich es nicht 
geleitet und bin daher auch für die seiner­
zeitige Regierungsvorlage für dieses Straf­
vollzugsgesetz gar nicht unmittelbar verant­
wortlich gewesen (Abg. GI ase r: Das ist aber 
einstimmig beschlossen worden!), obwohl ich 
gerne für die Bestimmungen mitgestimmt 
habe, weil ich sie für richtig gehalten habe. 
Aber ich wiederhole noch einmal: Auch wenn 
es so sein sollte, daß es sich das Hohe Haus 
schon so einprägt, daß ich alle diese Jahre 
Justizminister gewesen bin, zwismen 1966 und 
1970 bin ich es nicht gewesen. Danke. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Ofenböck. 

Abgeordneter Ofenböm (OVP): Hohes Haus! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Bevor ich mich den Sicherheitsberichten für 
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Ofenböck 

die Jahre 1911, 1912, 1913 zuwende, möchte 
ich zur Aufklärung der Situation nach der 
Wortmeldung des Herrn Abgeordneten Thal­
hammer, der sich beklagt hat, daß der Kollege 
der freiheitlichen Fraktion Sdlmidt nicht zu 
erkennen gegeben hat, daß er gegen die 
Kenntnisnahme stimme, folgendes sagen: 
o ja, wir nehmen den Sicherheitsbericht for­
mell zur Kenntnis, aber das heißt bitte nicht, 
daß wir die Sicherheitspolitik der jetzigen Re­
gierung gutheißen. Wir nehmen die Berichte 
über die drei Jahre zur Kenntnis, über die 
Tatbestände, über die Aufklärungsquoten und 
so weiter, aber das heißt bitte nicht, daß wir 
die Sicherheitspolitik guthleißen. Warum wir 
sie nicht gutheißen, werde ich mir in meinen 
Ausführungen darzulegen erlauben. 

Herr Abgeordneter Thalhammer hat auch 
gemeint, daß zumindest ihm die Daten in den 
zur Diskussion stehlenden Berichten ein gutes 
Gefühl geben. Hier unterscheiden wir uns I 
Mir geben sie kein gutes Gefühl! Auch da 
werde ich mir erlauben nachzuweisen, warum 
sie mir kein gutes Gefühl geben. Thalhammer 
meinte auch selber, daß es auf die Aufklä­
rungsquoten ankommt. Ich werde auch hier 
wieder sagen, wo wir uns sehr differenziert 
ausdrücken müssen, denn es gibt Aufklärungs­
quoten, die sehr minimal sind, auf die ich 
dann zu sprechen kommen werde. 

Nun zu den Sittlidlkeitsdlelikten: Die Be­
richte sprechen ja von einer Kriminalstatistik 
von 1953 bis 1913. Ich weiß, daß man die 
Kriminalstatistik überhaupt erst seither hat, 
aber natürlich waren die Delikte Homosexua­
lität 1953 enthalten und im Jahre 1913 nicht 
mehr. Das Absinken um aU jene Delikte heißt 
doch nicht, daß alle anderen Sittlichkeits­
delikte, wie Notzucht, Schändung, abgenom­
men haben. Die haben nämlich nicht abgenom­
menl (Abg. T haI ha m m er: Die haben abge­
nommen/) Ich werde genau nachweisen, daß 
von 1911 bis 1913 eine echte Zunahme dieser 
Delikte festzustellen ist, auch nach den Berich­
ten. Aber nicht daß ich jetzt sage: Wir nehmen 
sie deshalb nicht zur Kenntnis, weil das im Be­
richt steht I Den nehmen wir zur Kenntnis, 
aber nicht die Politik, die zu solchen Zunah­
men führt; darauf werde ich noch näher ein­
gehen. (Abg. T haI ha m me r: Herr Kollege! 
Ihr Parteifreund hat gerade dem Herrn Mini­
ster dafür gedankt!) Von dem Dank habe ich 
nichts wahrgenommen, ich· glaube auch nidlt, 
daß er Grund dazu gehabt hätte. (Abg. T ha 1-
h am m er: Glauben Sie nicht? - Abg. Fa c h-
1 e u t ne r: Den Beamten hat er gedankt!) 

Kollege Thalhammer hat auch gemeint, man 
sollte die Realität sehen und die Tatsachen 
besprechen. Genau darauf möchte ich im Zu­
sammenhang mit einer Versammlung im 

2. Wiener Gemeindebezirk eingehen, an der 
auch der Herr Innenminister teilgenommen 
hat, wo ihm nämlich die Tatsachen im Gegen­
satz zum Sicherheitsbericht vorgehalten wor­
den sind. Die Bevölkerung ist nicht der Mei­
nung des Sicherheitsberichtes, daß alles sicher 
sei in Osterreidl. Geradle darauf möchte ich 
eingehen und möchte der Aufforderung des 
Herrn Kollegen Thalhammer, dom die Reali­
tät zu sehen, nachkommen. Mit dieser Reali­
tät, die im 2. Wiener Gemeindebezirk deutlich 
zutage getreten ist, möchte ich mich gern aus­
einandersetzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Einer weiteren Argumentation kann ich mich 
wahrlich nicht anschließen. Kollege Thalham­
mer meinte: Mehr Autos, daher auch mehr 
Autodiebstähle. Heißt das auch: Mehr Men­
schen, mehr Mörder? (Abg. K ern: Genau/) 
Kann das so verstanden werden? 

Da gibt es also schon sehr wesentliche 
Unterschiede, und das liegt an der Politik, 
ob das damit einhergeht, ob, weil mehr Men­
schen auf der Welt sind, mehr Mörder da 
sein müssen. Das ist die Frage I Ich kann die­
ser Argumentation jedenfalls nicht beitreten. 
(Beifall bei der OVP.) 

Ich darf mit einem Zitat beginnen, und zwar 
zitiere ich aus der "sozialistischen korrespon­
denz" vom Mittwoch, dem 5. Februar 1915: 

"Osterreich ist . . . ein sicheres Land ... er­
klärte Innenminister Rösch Dienstag bei einer 
Forumdiskussion, die . die SPO Leopoldstadt 
veranstaltete und an der auch der Wiener 
Polizeipräsident Reidinger und der Leopold­
städter Stadthauptmann Jelinek teilnahmen. 

Die günstige Situation Osterreichs geht aum 
aus der Kriminalstatistik hervor, die seit 1953 
geführt wird. Danach blieb die Zahl der De­
likte gegen Leib und Leben annähernd 
glekh. .. Die Sittlichkeitsverbrechen nahmen 
in diesem Zeitraum um mehr als die Hälfte 
ab ... " 

Hier erspare ich mir schon, näher darauf ein­
zugehen, weil ich ja schon klargelegt habe, 
warum sie zwangsläufig abnehmen mußten. 
Aber jene Notzucht- und Schändungsdelikte 
haben nicht abgenommen. Ich komme dann 
im Detail noch darauf zurück, wo ich also 
nachweisen werde, daß sie nicht nur nicht 
abgenommen, sondern zugenommen haben. 

Jetzt zur Feststellung: "Osterreich ist ... 
ein sicheres Land." Ich komme auf die in dem 
Bericht dargestellte Sitzung, die in einer Gra­
zer Zeitung mit der Uberschrift "Der Sdlnei 
nach Sicherheit" dargestellt worden ist. Wenn 
jemand nach Sidlerheit smreit, kann sie doch 
nicht da sein, denn dann braucht er nicht nach 

138. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 45 von 79

www.parlament.gv.at



13406 Nationalrat XIII. GP - 138. Sitzung - 20. Feber 1975 

Ofenbödt 

Sicherheit zu schreien. Und genau das ist der 
Gegensatz - jetzt komme ich wieder auf 
Thalhammer zurück - zwischen der Realität 
und dem Sicherheitsbericht. Die Realität ist, 
daß man nach Sicherheit schreit, der Innen­
minister sagt laut Bericht: "österreich ist ... 
ein sicheres Land." 

Das sind die Unterschiede, und wieso gibt 
_ es hier Unterschiede? 

Hier ist die Schilderung von einem Teil­
nehmer; es handelt sich übrigens um eine 
sozialistische Veranstaltung und natürlich 
kaum um einen Teilnehmer, der der Oster­
reichischen Volkspartei oder einer anderen 
Partei angehört. Man muß ja annehmen dür­
fen, daß, wenn es eine sozialistische Parteiver­
anstaltung ist, kaum oder zumindesbens im 
geringsten Maße andere hinkommen. Ich 
glaube, daß der Bericht das sogar sehr eindeu­
tig erklärt, daß die Leute sich sehr fair ver­
halten haben und daß sie nur kritisiert haben. 
Der Herr Innlenminister hat dann versucht, 
diese Kritik auszuräumen. Aber da hat jemand 
geschildert: 

"Kürzlich, vor Mitternacht, beobachte ich, 
wie eine Dame verfolgt wird von solchen 
Elementen, sie ruft um Hilfe, aber da ist nie­
mand, der ihr hilft. Die PoliZlei sieht man ja 
gar nicht mehr, die Bevölkerung versteht das 
nicht." -

Und er schildert weiter: "Die Gegend hier 
bei uns ist überhaupt menschenunwürdig, es 
traut sich bei Nacht niemand mehr aus dem 
Haus." 

-MeiIlle Damen und Herren! Ist das die 

Ich darf weiter zitieren. Da hat eine Da:rrue 
geschildert: " ... am Abend gehe ich nicht 
mehr aus, auch nicht an einem nebeligen Tag, 
weil wir alle Angst haben." 

Ich bitte, da könnte man sagen: Na ja, diese 
eine Frau hat so leine Meinung. Aber, meine 
Damen und Herren, Ihnen allen ist doch be­
kannt, daß Erhebungen, nicht nur in Oster­
reich, sondern in der gesamten westlichen 
Welt ergeben haben, daß etwa 70 Prozent der 
Frauen Angst vor dem Leben in der Umwelt 
haben, in der sie sich befinden, und daß das 
in Osterreich derzeit 60 Prozent sind. Das 
heißt also auf Wien übertragen: Jede zweite 
Frau hat Angst davor, sich in der Stadt am 
Abend oder bei nebeligem Wetter noch zu 
bewegen. 

Ich frage wieder: Ist das die Sicherheit, 
in der wir uns wiegen dürfen, in der wir ruhig 
leben können, wenn die Frauen Angst haben 
vor ihI1er Umgebung, die sie bedroht? Und 
daß sie bedroht werden, beweisen ja diese 
Äußerungen der hier zitierten Teilnehmer an 
dieser Veranstaltung der Sozialistischen Partei 
im 2-. Wiener GemeindJebezirk. 

Oder - ich darf weiter zitieren -: "Die 
Polizei sieht nichts, hört nichts, weiß nichts, 
die Polizisten sind nicht zu sehen, sie haben 
den Kontakt mit dem Volk verloren. Und die 
Unsicherheit wächst." 

Ich kann immer wieder nur fragen: Ist das 
die vom Herrn Minister behauptete Sicher­
heit, die wir in Osterreich haben? Die Reali­
tät, Herr Abgeordneter Thalhammer, ist eine 
ganz andere, als sie uns hier der Sidllerheits­
bericht vorführt. 

Sicherheit, von der der Bericht schreibt oder Und warum man die Polizisten nicht mehr 
von der der Herr Minister behauptet: Wir sieht? - Ich. zitiere aus dem Sidlerheitsberidlt 
sind "ein sicheres Land"? 1973, Seite 24. Hier steht im zweiten Absatz: 

Oder weiter: "Um 9 Uhr abends bin ich in 
einem Lokal bewußtlos geschlagen worden." 
Das sagt ein anderer Teilnehmer. - "Als ich 
aufgewacht bin, haben mir 10.000 S gefehlt, 
und die Polizei hat mir gesagt: ,Warumgeh'n 
S' denn in so ein Lokal', darauf hab' ich gesagt: 
,Es steht ja kein Schild über dem Lokal, daß 
dort nur Verbrecher hingehen.' " 

Ich frage wieder: Ist das die Sicherheit, 
von der im Bericht steht oder von der Sie, 
Herr Minister, zumindest behaupten, daß wir 
in "einem sicheren Land" leben? Angeblich, 
nach Ihrer Meinung, zeigen das ja die Sicher­
heitsberichte über die drei Jahre. Ich sehe 
darin kieine Bestätigung. 

Die Realität, Abgeordneter Thalhammer, 
von der Sie gesprochen haben, ist eine andere, 
als sie aus den drei Berichten herauskommt. 

"Am 1. Mai 1973 wurden auf der Basis 
der 42-Stunden-Woche" - jetzt ist es ja noch 
etwas unangenehmer geworden, weil wir die 
40-Stunden-Woche haben - " ... neue Dienst­
systeme eingeführt." Und weiter unten heißt 
es: "Die Erfahrungen haben gezeigt, daß die 
neuen Dienstsysteme zu einer fühlbaren Ver­
besserung auf dem Personalsektor und zu 
einer schwerpunktmäßigen Verlagerung des 
Sicherheitswachdienstes auf den exekutiven 
Außendienst geführt haben." 

Herr Bundesministerl Darf ich aufklären: 
Ich bin überzeugt, daß das leider nicht stimmt. 
Denn mit dem neuen System, Herr Bundes­
minister, haben wir jetzt in der Nacht Halb­
gruppen eingesetzt, was zwangsläufig zur 
Folge hat, was die Damen alle mit Recht be­
haupten: Man sieht nachts keine Polizisten 
mehr auf den Straßen. 
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Ich möchte nicht sagen, daß Sie jetzt, Herr 

Minister, schuld sind. Das ist sicherlich die 
neue Organisation, der sich zu beugten Sie 
sich möglicherweise verpflichtet gefühlt haben. 
Aber Tatsache ist, daß durch diesen Halb­
gruppendienst in der Nacht nur die "halben" 
Beamten auf den Straßen sein können. Denn 
"Halbgruppe" wäre sonst ja ein völlig falscher 
Begriff. 

Die Bediensteten der Polizei haben nach der 
neuen Diensteinteilung ja gar nicht mehr die 
Möglichkeit, alle draußen zu sein, weil ihnen 
die Diensteinteilung das ja gar nicht mehr zu­
weist. Es gibt daher weniger Beamte auf den 
Straßen - nicht nur nachts - und damit auch, 
Herr Minister, weniger Sicherheit, von der 
Sie glauben, daß sie immer noch vorhanden 
sei. 

Ich darf fortSletzen: Verbrechen gegen das 
Vermögen. Hier muß ich den Wienern leider 
wieder bestätigen, warum ihre Sorge größer 
als in allen anderen Bundesländern ist. 

Der Sicherheitsbericht 1973 erklärt auf 
Seite 22 "die Aufklärungsziffern der drei be­
handelten Verbrernellsgruppen". Ich g~he jetzt 
auf die' Verbrechen gegen das Vermögen ein. 
In allen Bundesländern mit Ausnahme Wiens 
geht es h~er im allgemeinen um rund 50 Pro­
zent Aufklärungsquote. Sie könnten jetzt bei­
nahe sagen, das sei nirnt viel. Leider ist das 
das höchste, was wir in Osterreich erreichen. 
Aber das höchste in Osterreich heißt nicht, 
daß das in Wien so sein muß: im Durchschnitt 
gibt es also 50 Prozent Aufklärung in allen 
übrigen Bundesländern, in Wien 18 Prozent.-
18 Prozent! 

Ich frage jetzt wieder: Ist das die Sicher­
heit, von der der Herr Minister behauptet, 
daß sie in Osterreirn bestehe? 18 Prozent Auf­
klärungsquote! 

Ich glaube, hier ist tatsächlich von einer 
ernten Unsicherheit zu sprechen, über die man 
nicht hinwegtäuschen kann, die einfach be­
steht. 

Noch etwas in bezug auf die Sittlichkeit. 
Herr Bundesminister I Mir ist bekannt, daß 
zuständige Bezirkshauptmannschaften jetzt 
schon anfragen, ob sie nach dem Schmutz- und 
Sdmndgesetz, das noch zu vollziehen wäre, 
anzeigen sollen, weil sie aus der OffeIitlich­
keit, aus den Massenmedien hören, daß vielles 
nicht mehr verfolgt wird. In welmer Sicher­
heit leben die Leute, wenn sie wissen, daß 
man da gar nimts mehr anzeigen kann, daß 
also SchundlitJeratur, Smundfilme, wie wir sie 
heute täglich überall haben, wovon die 
Jugend gar nicht abgehalten wird, heute förm­
lich vorexerziert werden? Herr Minister I Sie 

haben mir bestätigt: Lehrfilme für unsittliches 
Vorgehen werden förmlich vorgeführt I Der 
Staat kümmert sich nicht darum, und deshalb 
dürfen wir uns aber auch nicht wundern, wenn 
die Delikte auf diesen Gebieten ständig zu­
nehmen. 

Ich frage wieder: Herr Bundesminister! Ist 
das die Sicherheit, von der Sie sagen, daß 
sie in Osterreich vorhanden ist? 

Ich darf weiter fortfahren: Die Kriminalität 
in den Bundesländern, die Häufigkeit der ein­
zelnen Verbrechensgrupplen - das ist Seite 21 
des Sicherheitsberichtes 1973 -, ausgedrüdü 
in der Zahl der auf 100.000 Einwohner fal­
lenden Delikte, war im Jahr 1973 unterschied­
lich. Die wenigsten Verbrechen in der Gruppe 
"Vierbrechen gegen das Vermögen" waren im 
Burgenland, die meisten in Wien: 2503 auf 
100.000 Einwohner! Hier haben die Wiener 
wieder den leidvollen Ruhm zu tragen, daß 
sie in der unsichersten Stadt Osterreichs leben 
müssen, was wir nur bledauem können, aber 
was zu hindern eigentlim Aufgabe des Innen­
ressorts ist. Ich kann nur bitten, daß Sie, Herr 
Bundesminister, alle Maßnahmen setzen, die 
zu einer Vermeidung der Kriminalität führen. 

Herr Bundesminister! Dann darf ich doch 
nom darauf aufIIl/erksam machen - weil Sie 
gemeint haben, die Sittlichkeits delikte hätten 
tatsächlich abgenommen -: Welme Frau traut 
sich denn noch anzuzeigen, wenn sie belästigt 
wird? Sie spürt nämlidl unangenehme Folgen 
nicht nur seitens des Täters, wenn er später 
vorzeitig entlassen wird, sondern auch seitens 
der Offentlichkeit. Heute ist es ja beinahe 
schon so, daß man eher hinter dem Gewalt­
täter als hinter dem Ordnungshüter steht, was 
ja ~etztlich zur Diskriminierung aller Uniform­
träger geführt hat. Da müßten wir emt eine 
Wendung in der bisherigen Politik empfinden, 
aber das ist leider unter Ihrer Amtsführung 
wahrscheinlich kaum zu erwarten. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Daher wieder: Sie müßten -eigentlich vor 
Ihren Beamten stehen und diese verteidigen, 
wenn sie der Ordnung wegen in Mitleiden­
schaft gezogen werden. Sie müßten sie viel 
mehr schützen, als das in der Vergangenheit 
der Fall gewesen sein muß. denn sonst wäre 
es dom nicht zu dieser fürchterlidlen Diskri­
minierung von Polizei- und Gendarmerieorga­
nen gekommen! 

Ich komme zur Seite 23 des Berichtes 1973. 
Hier wird von "Maßnahmen zur Verbesserung 
der Verbrechensverhütung und Verbrechens­
aufklärung" gesprochen. 

Ich entnehme dem Bericht, daß es im Jahne 
1973 um 71 Kriminalbeamte mehr gegeben hat 
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als im Jahr vorher. Ich darf auch. feststellen, 
daß der Höchststand bei der Sicherheitswache 
im Dezember 1913 mit 8839 Sicherheitswach!e'­
beamten gegeben war. Bei der Gendarmerie 
war es so, daß im Jahre 1913 zirka 11.000 Be­
amte eingesetzt, das heißt angestellt waren, 
daß aber die lerfolgte Aufstockung ...;.. die ich 
lobend bestätige - bisher in der Praxis nicht 
fühlbar werden konnte, weil sich. die neuauf­
genommenen Beamten noch. in den Grundaus­
bildungskursen befinden und daher noch nicht 
in die Praxis einrücken konnten. 

Herr Bundesminister, wir müssen aber auch 
beklagen, daß, falls meine Information stimmt, 
für das Jahr 1915 ein Aufnahmestopp verfügt 
worden sein soll (Bundesminister R ö s c h: 
Von wem?) - die Frage richte ich jetzt an 
Sie, vielleicht werden Sie mir sagen, daß das 
nicht stimmt; ich würde mir wünschen, daß 
Sie mir sagen, daß das nich.t stimmt -, Wleil 
der Sollstand, den ich nicht kenne, erreicht ist. 
Es soll für das Jahr 1915 keine Aufnahme 
mehr möglich sein. 

Es wäre bedauerlich, wenn das der Fall 
wäre, weil wir ja jetzt noch. auf Grund der 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten - einem Be­
richt von heute habe ich entnommen, daß die 
Insolvenzen gegenüber dem Vorjahr schon um 
39 Prozent zugenommen haben und daß es eher 
Konkurse sind und nicht mehr Ausgleimsver­
fahren; Konkurse führen, wie iCh in einem 
Zwischenruf schon gesagt habe, zu dem ver­
mehrten Bedürfnis, im öffentlichen Dienst 
unterzukommen -, auf Grund der 
schlemten wirtschaftlimen Lage, der Unsicher­
heit in der Privatwirtsmaft bei den öffentlichen 
Dienststellen Bewerbungen haben, die wir vor­
her nicht hatten. Das war ja immer schon so: 
Wenn es schiedlte wirtschaftliche Vorausset­
zungen gibt, hat der öffentliche Dienst Be­
werber noch und noch, und wenn man in der 
Privatwirtschaft wieder besser verdienen 
kann, wenn man wieder mehr Sicherheit spürt, 
fließen diese vom öffentlichen Dienst wieder 
weg, weil es beim öffentlkblen Dienst ja immer 
nom zuwenig zu verdienen gibt. 

Jetzt könnte die Polizei, jetzt könnte die 
Gendarmerie - im hoffe~ daß das mit dem 
Aufnahmestopp nidlt stimmt - zusätzliche 
Bewerber bekommen. Es könntJe jetzt auch 
ein echtes Auswahlverfahren gemacht werden, 
weil ich bei vielen Bewerbern nur die besten 
zu nehmen brauche. Wenn !eS wirklich stimmt, 
daß wir jetzt stoppen, dann verstehe ich. diese 
Politik nicht. Vielleich.t kann der Herr Bundes­
minister mir hier erklären, daß es anders ist, 
als meine Information lautet. 

reichischen Flughäfen" gesprochen. Der Bericht 
führt hier wörtlich aus: "Neben einer ver­
stärkten Uberwachung des Flughafenareals 
Wien-Schwechat und dessen näherer Umge­
bung wurden die Voraussetzungen für die 
Vornahme von Leibesvisitationen ... geschaf­
fen beziehungsweise verbessert." 

Und auf Seite 38 geht man konkreter darauf 
ein. Da steht unter "Technische Maßnahmen": 
"So wurden zu Simerheitskontrollen auf den 
Flughäfen auch im Gendarmeriebereich Metall­
detektoren angeschafft, um das Einschmuggeln 
von Waffen und sonstigen gefährlichen Gegen­
ständen in Flugzeuge zu verhindern." 

Herr Bundesminister, im habe mir über 
diese Geräte, die zur Vornahme von Leibes­
visitationen besmafft worden sind - es gibt 
insgesamt zwei in Schwechat -, sagen lassen, 
daß diese zwei Geräte nicht ausreichen, weil 
eines ständig in Reparatur ist und oft auch 
das zweite ebenfalls reparaturbedürftig ge­
worden ist, sodaß sich Osterreichbesucher aus 
dem Ausland in Osterreich über die alte Me­
thode des händischen Abtastens der Fluggäste 
oft sehr lächelnd äußern. 

Herr Bundesministerl Wenn Sie schon an­
kündigen, daß diese Neuerungen geschaffen 
'worden sind, wenn diese bei den nicht ausrei­
chen, weil sie ständig in Reparatur sind, und 
es schon keine besseren gibt, dann muß man 
eben vier solcher Geräte anschaffen, damit 
wir diese Leibesvisitationen nicht auf die alt­
hergebrachte Art mamen und uns damit 
eigentUm der Lächerlichkeit preisgeben. ''''ir 
sind durmaus nicht der "moderne" Staat, der 
wir gern sein wollen, wenn Besucher aus 
westlichen Ländern, die gewohnt sind, auf 
eine andere Art kontrolliert zu werden, hier 
das noch in der althergebrachten Art über sich 
ergehen lassen müssen. Wir mamen uns damit 
lächerlich, Herr Bundesministerl 

Daher glaube ich, daß vorgesorgt werden 
müßte. Wenn nur im Bericht ausgewiesen ist, 
daß wir solme Geräte angeschafft haben, daß 
Verbesserungen vorgenommen wurden, diese 
aber nicht wirksam werden, Herr Bundesmini­
ster, dann hat niemand etwas davon. 

Nach der Geiselnahme in Schwechat, Herr 
Bundesminister - Sie erinnern sich an die 
Schwierigkeiten, die damals erkannt worden 
sind, daß nicht alles so funktioniert hat, wie 
wir das aus Simerheitsgründen ganz gern er­
wartet hätten -, hat es immerhin einen Auf­
ruf an Polizei- und Gendarmeriebeamte gege­
ben, sich wegen einer Ausbildung zu Präzi­
sionsschützen zu melden. 

Herr Bundesministerl Auf Seite 34 des Be- Es haben sich eine Reihe solcher Persön-
richtes 1913 wird von einer "Intensivierung lichkeiten, die gewisse Voraussetzungen er­
der Sicherheitsvorkehrungen auf den öster- füllen müssen - körperliche, geistige Vor-
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aussetzungen, eine ruhige, sichere Hand -, 
gemeldet und haben Tests gemacht. Das war 
vor etwa einem Jahr. Seither ist nichts ge­
schehen. 

Wir haben zwar sofort erkannt, daß in der 
Vergangenheit versäumt wurde, das Richtige 
zu tun. Diese Präzisionsschützen setzen ja 
Mensmenleben nicht schlechthin aufs Spiel, 
sondern sie sollen nur den Kriminellen besei­
tigen oder verwunden. Es wurde aufgerufen, 
es mögen sim Leute melden. Die haben sich 
gemeldet. Aber in der Zwismenzeit: Es wird 
eh nix passieren, da wird schon nix sein, da 
laß ma die Meldungen wieder fallen, denn 
jetzt ist eh nix mehr, wer weiß, ob überhaupt 
noch so etwas in Schwechat passiert! 

Ich glaube nicht, daß das die richtige Me­
thode ist, die Osterreicher in Sicherheit zu 
wiegen, denn heute fliegt man häufig. Wenn 
man wieder von Verbrechern im Flugzeug be­
droht wird und weiß, daß die Polizei nicht 
einzugreifen imstande ist, weil sie gar keine 
ausgebildeten Leute hat, denn sie hat sie ja 
damals auch nimt gehabt, ist kein Grund an­
zunehmen, daß das ein sicheres Osterreich ist. 
Herr Bundesminister, ich muß leider immer 
wieder darauf zurückkommen. 

Es wäre halt wieder wie bei vielem anderen 
auch eine typisch österreichische Lösung: 
Zuerst gibt's einen Vorfall, da reagiert man 
schnell, und wenn lange Zeit vorbeigeht, küm­
mert man sich nicht mehr um das, was man 
si<h aus Anlaß dieses Vorfalles zu tun vorge­
nommen hat. I<h wäre sehr interessiert daran, 
daß die Beamten, die sich für diesen doch nicht 
sehr leichten Dienst gefunden haben, die die 
Voraussetzungen erfüllen, hiefür auch nach 
den Tests herangezogen werden, damit das 
Sicherheitsgefühl auch in dieser Beziehung in 
Osterreich größer wird. 

Auf Seite 51 des Berichtes 1971 wird über 
die "budgetären Maßnahmen", die Sie treffen 
werden oder getroffen haben, berichtet. 
Unter II heißt es hier wörtlich: "Für die per­
sonellen und organisatorischen Maßnahmen 
wird im Rahmen des Bundesfinanzgesetzes 
1973 die budgetäre Vorsorge für eine ver­
besserte Ausbildung der Organe des Sicher­
heitsdienstes, vermehrte Offentlichkeitsarbeit, 
Nachwuchswerbung und die Verbesserung der 
technis<hen Ausrüstung auf dem Gebiet des 
Fernmeldewesens beantragt werden." 

Herr Bundesminister I Ein krasser Wider­
sPnIch zu den Gegebenheiten. Sie sagen, daß 
Sie. es beantragen werden. Ich halte Ihnen 
jetzt entgegen: Bei allen Landesgendarmerie­
kommanden wurden im Jänner dieses Jahres 
die Samaufwandskredite um ein Drittel ge­
kürzt. (Bundesminister R öse h: 19731) Ich 

weiß schon, es ist 1973, und Sie sagen, daß 
Sie vorsorgen werden für das nämste Jahr. 
(Bundesminister R öse h: 19131) I<h kann 
Ihnen aber nur sagen: Im Jahr 1975 sind die 
Sachaufwandskredite um ein Drittel gekürzt 
worden! Stimmt es, oder stimmt es ni<ht? 
(Bundesminister R öse h: Nein!) 

Dann wäre meine Information unrichtig. Das 
müßten Sie mir natürlich nachweisen, Herr 
Ministerl Sie müssen es mir nachweisen. Ich 
klage an: Um ein Drittel gekürzt I Ich erwarte 
Ihre Erklärung. Sie werden mir ja sagen, daß 
es ni mt stimmt, das heißt, Sie werden das 
jetzt dem Parlament kundtun, und ich werde 
das zur Kenntnis nehmen, denn ich weiß, daß 
Sie mich nicht anlügen werden. 

Aber trotzdem möchte ich sagen: um ein 
Drittel gekürzt. Ich muß das jetzt schon in 
Zweifel ziehen, weil der Herr Minister in 
einem Zwischenruf sagt, daß das nicht stimmt. 
Umso besser, dann würde es ja Geld draußen 
geben. Dieses Drittel würde Benzinkürzung 
und eine geringere Kilometerfahrleistung der 
Fahrzeuge, aber auch weniger Reparaturmög­
lichkeiten bedeuten. Aber offenbar hat man 
genügend Geld, um andere Maßnahmen zu 
setzen. 

Der Generaldirektor für die öffentliche 
Sicherheit hat das Pensions alter erreicht, und 
er wurde ersucht, doch noch zu bleiben, weil 
offenbar ein geeigneter N adlfolger nidlt so 
schnell gefunden werden konnte. Mir ist es 
nicht ganz verständlich, aber es paßt in die 
sozialistis<he Personalpolitik: Statt einen 
Nachfolger für den aus Altersgründen aus­
sdleidenden hohen Beamten zu suchen, hat 
man nicht einen gesucht, sondern man hat zwei 
neue Posten geschaffen. Wir haben das Geld, 
könnte man unter Anführungszeichen dazu 
sagen! Ich hätte gemeint, wir haben es nidlt, 
wenn die Drittelkürzung stimmt. Aber offen­
bar ist genügend Geld vorhanden. 

Jetzt gibt es zwei neue Zentraldirektoren, 
neue Positionen, die es bisher nidlt gab. Wir 
sind großzügig I Es ist ja nidlt so neu, was 
ich. jetzt sage. Es war bei der Bundesbahn 
ähnlich, und es war beim Rundfunk ähnlidl 
(Abg. Dr. Pr ade r: Bei den Staatssekretä­
ren!), es war bei den Staatssekretären ähn­
lim. Hier sind auf zwei neue Posten zwei 
Bewerber - Sie dürfen fragen, welcher Partei­
richtung sie angehören (Abg. K ern: Dreimal 
dürfen sie raten!), ja, dreimal darf man raten -
berufen worden. Ich glaube nicht, daß das 
geredltfertigt ist, wenn man immerhin noch 
Sorgen hat, genügend Beamte für die Gendar­
merie und für die Polizei zu bekommen, und 
sie möglicherweise aus Geldgründen nicht auf-
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nehmen kann. Zwei neue Posten zu schaffen 
ist, glaube ich, nicht der richtige Ausweg, zu 
größerer Sicherheit in asterreich zu kommen. 

Als Wiener Neustädter Abgeordneter, Herr 
Minister - hier müßte ich mich fast mehr an 
den Justizminister wenden -, muß ich mich 
mit einem Mordfall befassen: Ein Schulkind 
ist durch den sogenannten Bleistiftmörder in 
Katzeisdorf zu Tode· gekommen. Dabei war 
es auf einmal deutlich: Schuld ist die Poli­
zei! 

Ich möchte hier mit aller Deutlichkeit sagen, 
daß diese Feststellung einfach unrichtig ist. 
Denn wie ist es denn, wenn ein Mord pas­
siert? Da erwartet man von den zuständigen 
Sicherheitswac:hebeamten - das ist hier die 
Bundespolizei Wiener Neustadt -, daß sie 
innerhalb kürzester Zeit Anzeigedaten wahr­
nehmen. Innerhalb von 24 Stunden hat eine 
Anzeige an die Staatsanwaltsc:haft verfaßt zu 
werden. Der Staatsanwalt mac:ht auf Grund 
dieser Anzeigedaten eine Anzeige an das Ge­
richt. 

Seither sind zwei Jahre vergangen, und eine 
Anzahl von Untersuchungsrichtern haben 
offenbar in den zwei Jahren nic:ht jene not­
wendigen Vorerhebungen oder neuerlichen 
Erhebungen veranlaßt, die zu einer echten 
Beurteilung durch den Gerichtshof hätten füh­
ren sollen. Dazu kam es nic:ht. Ich behaupte 
daher mit vollem Recht: Es liegt hier nicht an 
den Polizeiorganen, sondern hier liegt es an 

• dem zuständigen Untersuchungsrichter oder an 
den Untersuc:hungsrichtern, weil sie ihre Auf­
gaben hätten wahrnehmen können und bei 
nicht genauen Erhebungsdaten Klage hätten 
führen können, neuerliche Erhebungen hätten 
einleiten und die Wahrheit hätten finden kön­
nen. 

Aber man hat sehr schnell - leider haben 
da Massenmedien mitgewirkt - bei der Poli­
zei oder bei den Polizeiorganen die Schuldigen 
gefunden. Scheinbar! In Wirklichkeit glaube 
ich aber, daß es hier am Zusammenspiel zwi­
schen dem Untersuchungsrichter und den Sach­
verständigen gemangelt hat. Es sind Psychia­
ter, wie ja meistens bei Mordaffären, einge­
schaltet worden, weil man vermutlich eher 
den Kranken als den Verbrecher sucht, und 
die Psychiater haben angeblich den Akt zu 
lange bei sich gehabt, sodaß der Unter­
suchungsrichter in zwei Jahren die Wahrheit 
nicht hätte finden können. 

Hier gibt es also Mängel, die anzugreifen 
ich mir heute vorgenommen habe, weil man 
nicht einfach in den Raum stellen kann, an 
allem sei der Uniformträger, der Polizei­
beamte schuld! 

Ich möchte nic:ht in Abrede stellen, daß es 
nicht ganz gut ausgebildete Polizeiorgane gibt. 
Aber jetzt hätte man ja die Möglichkeit durch 
den Zulauf zum öffentlichen Dienst, geeignete 
Polizeibewerber auszusuchen, von all jenen, 
die kommen, die besten auszuwählen, damit 
dieser Vorwurf an die Polizei oder an die 
Gendarmerie, nicht die Geeigneten seien dort 
vertreten - was in den meisten Fällen irrig 
ist -, ausgeräumt werden könnte. 

Ich wäre sehr dankbar, würde der Herr 
Justizminister zu dieser Aussage eine Stellung 
beziehen. 

Es war sicherlich leichter, die schon verteu­
felten Uniformträger wieder als die Schuldigen 
hinzustellen. Das Image der Sicherheitsorgane, 
Herr Bundesminister, leidet insbesondere 
durch die, wie mir scheint, planmäßige und 
systematische Untergrabung der Autoritäten. 
Das ist ja, glaube ich, ein Grundproblem. Es 
rufen zwar alle asterreicher nach Ordnung, 
aber die wenigsten wollen sie durchgesetzt 
wissen - so hat man den Eindruck -, oder 
zumindest wollen sie jene, die die Verant­
wortung dafür tragen, nicht durchsetzen. Das 
ist eine sehr schlechte Entwicklung, in der 
wir derzeit leben. 

Ich glaube auch, daß die Polizeiorgane sel­
ber darunter leiden, daß sie eher als "Zettel­
verteiler" deklariert werden. In allen ganz 
unwichtigen Dingen werden sie als "Zettel­
verteiler" diskriminiert. Sogar die Kriminal­
polizei leidet darunter, daß Organe nur Park­
strafen kassieren. Damit wird der Polizist zu 
den Schlechten gezählt. Ich halte es nicht für 
so notwendig, auf diese Nebensächlichkeiten 
des täglichen Lebens so viel Wert zu legen. 

Es ist auch eine falschverstandene Humani­
tät, in der der Verbrecher fast höher als das 
Opfer bewertet wird. 

Herr Bundesminister! Ich möchte, weil ich 
vorhin nicht mitapplaudiert habe, auch meinen 
Dank aussprechen und damit nichts anderes 
sagen als das, was Sie schon getan haben. Es 
ist bewundernswert, daß es Exekutivorgane 
gibt, die trotz dieser Diskriminierung und bei 
oft ganz unmöglichen Dienstverhältnissen noch 
diesen Dienst bei Gendamerie und Polizei 
leisten. 

In dem Bericht steht, daß vier Gendarme­
riebeamte in Ausübung ihres Dienstes im Jahr 
1973 getötet und 83 schwer verletzt worden 
sind. In einer Entwicklung. wie wir sie jetzt 
gegen jede Ordnungsmacht haben, ist die Lei­
stung dieser Gendarmeriebeamten noch höher 
zu werten, niebt nur derer, die ihr Leben 
lassen oder schwere Schädigungen hinnehmen 
mußten. Manche leiden noch darunter. daß sie 
jetzt im Dienst nicht mehr das tun können, 
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was sie vorher taten, und daher nidtt mehr die 
früheren Bezüge in Anspruch nehmen können, 
weil sie wegen Dienstunfällen, wegen Unfäl­
len bei der Verbrechensaufklärung, nicht mehr 
vollwertig entlohnt werden können. Daß es 
trotzdem noch Gendarmerieorgane und Poli­
zeiorgane gibt, die trotz dieser widrigsten 
Umstände heute noch ihren Dienst versehen, 
verdient, glaube ich, die Anerkennung des 
Parlaments. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundesminister I Sidterheitspolitik 
müßte in der Schule beginnen .. Aber wenn ich 
in der Schule nicht mehr nach Ordnung rufen 
darf, weil das Betragen unwesentlidt gewor­
den ist, dann darf man sich nicht wundern, 
wenn das Nichtbetragen als Erwachsener die 
Folge ist. Und darunter leiden wir. Alles 
schreit nach Ordnung, aber niemand möchte 
haben, daß sie jemand fordert. 

Diese systematische Untergrabung des Auto­
ritätsbegriffes kommt auch in einem Artikel 
des "Kurier" vom 15. Februar 1915 zum Aus­
druck Hier heißt es: "Die Osterreicher wollen 
mehr Sicherheit." Ich darf dem Chefredakteur 
Feichtlbauer für die Ausführungen sehr dan­
ken. Sie sind nicht nur lesenswert, sondern sie 
sollten auch dem Innenressort Anlaß für ein 
Uberdenken der Situation auf dem Sicher­
heitssektor sein. Wenn der Osterreicher mehr 
Sicherheit will, dann hat er bisher zu wenig I 

Wir soUten uns auch niCht immer auf das 
Ausland ausreden, in dem es schlechter ist. ICh 
erinnere miCh an etlidte Debatten, die ich hier 
als Abgeordneter sChon miterlebt habe. So­
lange wir Regierungspartei waren, Herr Mini­
ster, haben wir von der damaligen sozialisti­
schen Opposition immer nur gehört: Reden 
wir nicht vom Ausland, wir sind in OsterreichI 
Darf ich Ihnen das zurufen: Reden Sie sich 
bitte, weil es woanders schlechter ist, niCht auf 
dieses sChlechtere Ausland ausl Daß die Oster­
reicher siCh nicht siCher fühlen, habe ich wohl 
ausreichend nachgewiesen. 

Ich müßte eigentlich zum Schluß die Frage 
stellen, Herr Bundesminister: Ist die jetzt auf­
gezeigte Entwicklung, die von Ihrer Partei pro­
pagierte Tendenz das lieue, "modeme" Oster­
reich ? Ein solches "modemes" Osterreich, Herr 
Bundesminister, das nach dem Sicherheits­
bericht durch eine Zunahme der Gewalt, eine 
Minderung der Ordnung, eine Untergrabung 
der Voraussetzungen für eine höhere Sicher­
heit gekennzeichnet ist, kann dem Osterrei­
mer - und jetzt komme ich mit einem krimi­
nellen Ausdruck - gestohlen bleibenl Auf so 
eine Sicherheit, auf so ein "modemes" Oster­
reich kann der Osterreimer gern verzichten. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident (der soeben den Vorsitz übernom­
men hat): Der nädtste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Zeillinger. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses! Wie sicher lebt die Familie Oster­
reicher? Das ist die Frage, die wir hier als 
Grundlage des Sicherheitsberichtes zu disku­
tieren haben, eine Frage, die im Grunde ge­
nommen, glaube ich, auCh alle OsterreiCher 
in stärkstem Maß interessiert. 

Hier sind wir Freiheitlidlen nicht immer 
einer Meinung mit der Regierung. ICh habe das 
Gefühl, daß die Fragen der SiCherheit von der 
Regierung zweitrangig behandelt werden, 
wobei ich gleiCh sagen möchte, Herr Minister: 
Sie vertreten zwar den Bericht, aber zustän­
dig sind Sie für eine Reihe von Fragen der 
Sicherheit niCht. Zuständig für eine Reihe von 
Fragen - und das ist eines der Themen, die 
idt behandeln will- ist die Bundesregierung. 
Sie ist für die gesellschaftlidten Veränderun­
gen, für die Veränderungen in der Umwelt 
zuständig, verantwortlich, sie hat Einfluß zu 
nehmen, sie hat Initiativen zu ergreifen. Wenn 
Sie die Initiativen, die diese Regierung er­
griffen hat, anschauen, so werden Sie sehen, 
daß sie auf dem Gebiete der Sidterheit un­
tätig war wie kaum eine jemals zuvor. 

ICh darf hier zuerst noCh eine Frage beant­
worten, die der SpreCher der Regierungspartei 
aufgegriffen hat: Warum wir Kritik an der 
Sicherheit in OsterreiCh üben und dennodl die 
Beridtte annehmen. Dazu will idt sagen: Weil 
das im Parlament so üblich ist. Wir glauben 
die Zahlen dieser Beridlte; wir halten sie für 
ridttig. Weil wir sie für richtig halten, nehmen 
wir die Beridlte zur Kenntnis, ohne deswegen 
unsere Billigung der Verhältnisse, die hinter 
diesen Zahlen stehen, auszusprechen. 

Wir haben also nicht nur die Berichte, son­
dern auch die sdlon vorhin zitierte Äußerung, 
die Diskussion des Herrn Bundesministers, die 
über die "sozialistisdte korrespondenz" aus­
gesendet worden ist, gelesen. Hier ist der 
Tenor, der einleitende Satz: Osterreidl ist ein 
sidleres Land. Idl füge hinzu, es heißt wörtlich: 
"Osterreich ist im Vergleidt zu anderen Staa­
ten ein sicheres Land." (Bundesminister 
R öse h: Eben!) Herr Minister I Darf idt das 
wegen der schledlten Akustik laut wieder­
holen. Sie haben gesagt: "Eben". Sie verglei­
dlen mit anderen Ländern. Wissen Sie, auf 
welchen Spuren Sie da wandeln? - Auf denen 
des kaum noCh sichtbaren Altbundeskanzlers 
Dr. Klaus. Er hat immer dann, wenn ihm das 
Wasser bis oben gestanden ist, gesagt - kön­
nen Sie sidt erinnern?, die Sozialisten haben 
das damals noch sehr kritisiert, daß eine Post­
wurfsendung, die an alle Haushalte gegangen 
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ist, mit Steuergeldern bezahlt wurde 
87 Prozent der Weltbevölkerung beneiden 
OsterreichI Die Aussage war: Ja in Afrika 
ist es noch viel schlechter, und in Südamerika 
ist es noch schlechter! - Und mit genau dem 
kommen auch Sie. 

Aber, Herr Minister, ein offenes Wort. Wir 
reden über die Sicherheit, über die Frage, ob 
sich heute eine alte Frau um 9 Uhr abends, 
wenn sie bei der Schwiegertochter auf Besuch 
war, noch genauso allein nach Hause zu gehen 
traut, wie sie es vor zehn oder vor 20 Jahren 
getan hat, ob sich. alte Menschen im eigenen 
Haus noch trauen, allein die Stiegen hinauf­
zugehen, oder jemanden herausläuten und 
sagen müssen: Gehen Sie mit mir hinauf, weil 
ich glaube, da steht irgendwo einer hinter der 
Ecke. - Das ist die Frage, die uns bewegt. 

Es ist ganz uninteressant, ob in Berlin dop­
pelt so viele alte Mensmen überfallen werden 
wie in Wien. Das ist uninteressant, das soll die 
Berliner Regierung regeln. Sie haben es hier 
zu regeln. Sie sind hier verantwortlich. Sie 
haben hier keine Initiativen ergriffen. Wenn 
ich sage "Sie", so meine ich immer die ganze 
Regierung. Sie haben keine Initiativen ergrif­
fen, sondern Sie berichten einfam darüber. 

Wir nehmen von Jahr zu Jahr zur Kenntnis, 
daß es schlechter wird. Ich habe nicht nur die 
"sozialistische korrespondenz" gelesen, son­
dern ich habe auch mit den alten Leuten auf 
der Straße gesprochen. Da waren sicherlich 
viele Ihrer Wähler dabei. Wenn ich ihnen 
gesagt habe, die Regierung erklärt, Osterreich 
ist ein sicheres Land, hat man geantwortet: 
Nein, das glaube ich nichtl Und wenn ich dem 
Kreisky alles glaube, das glaube ich ihm nicht. 

Osterreich ist nicht mehr das sichere Land, 
das es noch vor Jahren, das es früher einmal 
war. Es hat sich Wesentliches geändert. 

Die Sozialisten sind auf vielen Gebieten 
initiativ geworden. Erinnern Sie sich nur, wie 
Sie mit dieser Regierung schlecht angekom­
men sind, als sie den Häftlingsurlaub vorge­
schlagen haben. Alle Osterreicher haben ge­
sagt: Häftlingsurlaub? Ist ihnen wichtiger, daß 
die auf Urlaub gehen? 

Ich habe heute vom Herrn Bundesminister 
für Justiz hier die Worte gehört: In anderen 
Ländern ist der Häftlingsurlaub aum einge­
führt worden. Ja, dort ist es auch sdllecht. 
Und das sind die Länder, die Sie zitieren und 
in denen dreimal soviel Morde sind, in denen 
viermal soviel alte Menschen überfallen wer­
den. Dort ist es eben soweit. 

Uber den Häftlingsurlaub haben Sie disku­

wieder allein am Abend nach Hause gehen 
trauen, daß sie sich nicht fürchten. Soweit 
sind wir nämlich heute. Das sind doch die Pro­
bleme der Sicherheit, die wir heute haben. 
Die alten Leute müssen sich wie in früheren 
Zeiten, audl wenn es finster ist, noch trauen 
im Stiegenhaus zu gehen, nach Hause zu 
gehen. Auch das Liebespaar soll im Prater 
gehen können, ohne Gefahr zu laufen, daß 
es von einer Bande gestellt und das Mädel 
in den Busch hineingezogen wird. 

Das sind die heutigen Verhältnisse, aber Sie 
reden über den Häftlingsurlaubl 

Der alte Pensionist, der es sich nicht leisten 
kann, nadl Tirol oder auf den Arlberg auf 
Urlaub zu fahren, möchte in den Praterauen 
spazierengehen. Ich habe hier die Schule be­
sucht. Ich. bin als junger Bursch noch in den 
Prater gegangen. Damals war das Gebiet noch 
sicher. Vor 20 Jahren war es nom sidlerer, 
als es heute ist. Das ist die Veränderung. 
Und da sagen Sie, Osterreich ist ein sicheres 
Land! In Berlin ist es noch schlechter. Im kann 
Ihnen ruhig sagen: Im kenne Gegenden in 
Afrika, wo es noch smlechter ist. Das ist dom 
kein Grund dafür, daß Sie nicht initiativ wer­
den. 

Reden Sie nidlt vom Häftlingsurlaub, reden 
Sie darüber, welche Initiative Sie in den vier 
Jahren, in denen Sie regieren, ergriffen haben, 
um die Sicherheit zu verbessern! - Keine 
Sie haben unzählige andere wichtige Fragen 
aufgegriffen. Stundenlang werden wir uns 
damit beschäftigen - ich sage gleich, es ist 
eine wichtige Frage -, ob nadl der Heirat 
in Zukunft das Ehepaar den Namen der Frau 
führen kann. Entschuldigen Sie, meine Damen, 
das ist sicherlidl eine wichtige Frage, aber die 
alten Leute interessiert viel mehr, daß sie sich 
noch trauen können, sicher in den Straßen zu 
gehen. Das "eben" hat mich jetzt gereizt, ich 
bin ganz von meinem Konzept abgekommen, 
aber es macht nichts. 

Der Statistik - ich darf Ihnen eine Ziffer 
sagen - auf Seite 20 Ihres Berichtes ist zu 
entnehmen: Sudltgift. - Verzeihung, ich. muß 
korrigieren: Seite 21, nein, das ist die Krimi­
nalität. (Abg. SkI i t e k: Sie sind ein bisserl 
durcheinander, Herr Kollege!) Nein, ist schon 
da: Sudltgift, Herr Kollege, Seite 20. Es sind 
- Herr Kollege, schlagen Sie es auf und lesen 
Sie mit - 115 Fälle auf 100.000 Einwohner. 
Und wissen Sie, wie alt die Südltigen sind? 
114 sind im Alter zwischen 14 und 25 Jahren; 
nur einer ist über 25 Jahre. Das heißt, in er­
schreckendem Maß nehmen die Schulkinder 
Suchtgift. Wo ist der Herr Unterrichtsminister? 
Der is net dal Das gehört in sein Ressortl 

tiert, aber nicht darüber, wie Sie jene Ver- Wir haben das noch verabscheut, Herr Mini­
hältnisse schaffen, daß sich die alten Leute ster; wir haben in der Sdlule gelernt, in der 
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Straßenbahn aufzustehen, wenn alte Menschen 
hätten stehen müssen. Heute genieren sich 
manche Kinder aufzustehen, weil sie von den 
anderen ausgelaCht werden. Das ist die gesell­
schaftspolitische Veränderung. für die diese 
Regierung genauso wie ihre Vorgänger ver­
antwortlich ist, meine Damen und Herren! Das 
ist das, was wir zur Kenntnis nehmen müssen. 

gelöst werden, aber zuerst lösen Sie die Fra­
gen der Sicherheit! Das sind die primären Auf­
gaben. 

Wenn Sie heute hinausgehen und eine Mei­
nungsumfrage machen - Sie geben sehr gern 
und viel Geld für Meinungsumfragen aus, was 
sehr gescheit ist, muß ich sagen -, fragen Sie 
einmal die Offentlichkeit aller Parteirichtun-
gen in Osterreich, was wichtiger· ist: die 
Namensgebung bei der Eheschließung, ob der 
Mann den Namen der Frau tragen kann, oder 
die Verbesserung der Sicherheitsverhältnisse 
in Osterreich. Ien glaube, daß Ihnen 99 Pro­
zent sagen werden: Uns sind die Sicherheits­
verhältnisse wichtiger. 

Wenn es heute die 16jährigen Buam und 
Madln schick empfinden, Suchtgift zu nehmen, 
dann sind nicht die 16jährigen schuld. Die 
Kinder, die auf die Welt kommen, die Zehn­
jährigen und die Zwölf jährigen sind genauso 
gut oder genauso schlecht, wie wir es vor 
30 oder vor 40 Jahren waren. Nur: Sie haben 
neue Methoden der Erziehung, der Gesell­
schaftspolitik eingeführt, und das Ergebnis ist, Schauen Sie, welche Regierungsvorlagen 
daß von 115 Suchtgiftfällen 114 im Alter zwi- diese Regierung ins Parlament geliefert hat, 
sehen 14 und 25 Jahren sind. Darf iCh jetzt und Sie werden sehen: Lauter Fragen, die die 
fragen: Wo ist die Initiative der Regierung auf Offentlichkeit nicht interessieren. Und dann 
diesem Gebiet? Da warten wir, bis es noch berichten Sie: Es ist zwar in Osterreich 
mehr Fälle werden. Wo ist die Aufklärung? schlechter geworden, aber in Berlin ist es noch 
Wo ist die Initiative? Ich habe bei den Schul- viel schlechter. Seid froh, daß ihr nicht in Ber­
behörden angerufen und gefragt: Welche lin seid! Das ist die einzige Antwort, die diese 
Initiativen haben sie im letzten Jahr auf Regierung in der Frage der Sicherheit gegen­
Grund dieser erschütternden Statistik ergrif- über den Osterreichern hat. Das ist die Kritik, 
fen? - Keine! Gehen Sie hinaus in unsere die wir üben. 
Schulen und schauen Sie sich die Verhältnisse Wir nehmen den Bericht zur Kenntnis, die 
an! Das ist das, wofür Sie verantwortlich sind. Zahlen, die drinnen stehen, sind richtig, sie 

Entschuldigen Sie, das interessiert jetzt die sind aber auch erschütternd. Sie brauchen sich 
jüngeren Eltern, die ihre Kinder in diese SdlU- doch nur einmal beispielsweise die Jugend­
len schicken müssen, die wissen, daß sie dort kriminalität an und für sich anzuschauen. 
nicht mehr lernen, höflich gegenüber dem Heute fällt das Schwergewicht der meisten 
Alter zu sein und daß man Suchtgift verachten Delikte in die jungen Jahre, eben bis zum 
muß, daß man, wenn einer in Uniform kommt, 25. Lebensjahr. Also nicht die alten Kriminel­
Achtung haben soll. Heute ist es ja geradezu len sind es, nein, nein, die Jugend, die jetzt 
so, daß es nicht mehr schick ist, Uniform zu aus den Schulen herauskommt, die jetzt ins 
tragen. Möglichst schnell zieht man das Zivil- Leben drängt, ist es, die Jugend. die Sie mit 
gwand an, ja nur net in Uniform sein! Das Ihrer Schul politik seit 1962 geformt haben, 
ist die geistige Umerziehung, die vollzogen um das ganz offen zu sagen. Jetzt stellen Sie 
worden ist, und das ist der Grund, warum erschütternd fest, wenn Sie nachschauen: Hier 
man heute so unsicher ist. (Der Prä s i den t ist die Kriminalität ein Vielfaches von früher. 
übernimmt wieder den Vorsitz.) Das ist auf ein totales Versagen dieser Regie­

Das Ergebnis ist, daß wir heute Banden 
Jugendlicher im Prater baben, das Ergebnis 
ist, daß wir heute Sicherheitsverhältnisse in 
Osterreich haben, die nicht vergleichbar sind 
mit Osterreich. Wir wollen Osterreich mit 
Osterreich vergleichen und nient mit Afrika, 
wie es Klaus gemacht hat, aber auch nicht mit 
den Morden in Berlin, wie es die jetzige Re­
gierung macht. Darum geht es bei dieser Dis­
kussion. Und hier werfen wir Freiheitlichen 
der Regierung vor, daß sie auf dem Gebiet der 
Sicherheit jede Initiative hat vermissen lassen. 

Schauen Sie sich doch die Regierungsvorla­
gen an! Namensgebung bei der Eheschließung, 
daß also die Frau in Zukunft den Namen gibt, 
daß man nicht mehr den Namen des Mannes 
führt - das ist wichtig. Diese Frage muß auen 

rung zurückzuführen. Man lebt nicht mehr 
sicher: nicht im Prater, nicht im sechsten Be­
zirk und auch nicht im ersten Bezirk. Das sind 
die Probleme, und darüber möchten wir Frei­
heitlichen sehr gerne einmal mit Ihnen reden 
und nicht internationale Vergleiche ziehen. 

Darf ich etwas sagen, Herr Minister? Geben 
Sie uns all e internationalen Vergleiche. 
Warum reden Sie nur von München, von Ham­
burg? Hamburg ist eine alte Seestadt, Berlin, 
eine Stadt, in der die Ringe ja schon in den 
dreißiger Jahren bekannt waren. Reden wir 
einmal über andere Städte, über Bern, Zürich. 
Ich kenne dort die Verhältnisse nicht - das 
darf ich gleich sagen -, ich frage nur: Wie 
schaut es in Bern aus? Wie schaut es in Zürich 
aus? Darüber steht komischerweise nichts drin-
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nen. Daß es in Chikago noch mehr Verbredler 
gibt als in Wien, darüber sind wir uns ,im 
klaren. Diese Städte führen Sie zum VergleIch 
an. 

Reden wir von Osterreich, reden wir auch 
von vergleichbaren europäischen Städten. Dar­
über steht kein Wort in diesen Berichten. Das 
ist die Kritik, die wir üben. (Zwischenruf des 
Abg. Mon d 1.) Herr Kollege, bitte? (Abg. 
Mon d 1: Wien ist doch eine vergleichbare 
Stadt!) Ja, sicherlich ist Wien eine vergleich­
bare Stadt. Aber wissen Sie, womit idl als 
Freiheitlicher Wien vergleiche? Ich vergleiche 
das Wien von heute mit dem Wien von vor 
zehn Jahren. Und dabei stelle ich fest, daß Ihre 
Politik total versagt hat. Herr Kollege, Sie 
haben als Jugendlicher noch in den Prater 
gehen können, Ihre Kinder können nidlt mehr 
in den Prater gehen. Das sind die Probleme. 

Herr Kollege Mondl, haben Sie das Echo 
bemerkt? Sie haben auch den Häftlingsurlaub 
zurückziehen müssen; der Herr Minister hat 
ihn für die nächste Periode angekündigt. - Ja, 
wir sind bereit, über alles zu verhandeln. Aber 
zuerst steilen wir die Sicherheit wieder her, 
die in Osterreich geherrscht hat. Denn das 
interessiert die alten Menschen und auch die 
Familien mit Kindern; sie interessieren die 
Sicherheit und nicht Fragen wie der Häftlings­
urlaub oder die Namensgebung bei der Ehe­
schließung. Das sind zwar wichtige Fragen, 
aber zuerst interssiert es sie, ob sie noch unter 
den gleichen Bedingungen wie früher auf der 
Straße gehen und in diesem Wien leben kön­
nen. Wir haben nadl dieser Statistik in Wien 
2,9 Morde, in Hamburg 4,4, in München 5,9, 
in Berlin 8,8. Ich nehme an, in allen übrigen 
Städten ist es besser als in Wien, sonst hätten 
Sie es angeführt. Oder? - Warum führen Sie 
gerade diese Städte an? 

Darum haben Sie jeden Kontakt mit dem, was 
die Bevölkerung will, tatsächlich verloren. 

Wir lesen in dem Bericht, 1973. sind 
70 Morde geschehen und 99 Prozent aufge­
klärt worden. Das' kann nicht ganz stimmen, 
da muß ein kleiner Irrtum sein, denn der eine, 
von dem wir wissen, daß er nicht aufgeklärt 
wurde, wäre schon mehr als 1 Prozent. Da muß 
ein kleiner Rechenfehler drinnen sein. Aber 
das macht ja nichts. Ich möchte anerkennen, 
daß die Morde relativ häufig aufgeklärt wer­
den. 

Wir haben l1S Mordversuche, 34 Verbre­
chen des Totschlages und 3132 schwere Kör­
perverletzungen. Das bedeutet 3351 sdlwere 
Verbrechen, vom Mord bis zur schweren Kör­
perverletzung, Kapitalverbrechen im Jahre 
1973, und das heißt mit anderen Worten -
das beweist die Statistik -: Täglich über neun 
derartige Verbrechen. 

Und dann hören wir hier: Osterreich ist ein 
sicheres Land; die günstige Situation in Oster­
reich! Ich muß Ihnen sagen: "günstig" ist ein 
relativer Begriff. Ich verstehe unter "günstig" 
etwas anderes. Wenn Sie sagen könnten: Als 
wir die Regierung übernommen haben, da 
waren es noch neun und jetzt sind es nur 
mehr sechs Fällei, das wäre ein Erfolgsbericht, 
aber dem ist nicht so, wenn Sie sagen müssen: 
Es ist günstig, wir sind ein sicheres Land, aber 
die Verbrechen sind leider mehr geworden, 
es sind neun. - Das ist es, was Sie sagen. 

Und dann geben Sie den Zeitungen die 
Schuld; nicht wahr? Die Zeitungen sind schuld, 
und der ORF ist schuld. Sicherlich, sie haben 
einen großen Einfluß. Der Herr Minister hat 
auch festgestellt, daß die Nachricht von einem 
Verbrechen - das ergab eine Untersuchung­
mindestens fünfmal an die Bevölkerung ge­
langt, nämlich bei der Tat, bei der VIerhaftung, 
bei der Gerichtsverhandlung, jeweils durch den 

Außerdem sage ich Ihnen noch einmal: Ver- Rundfunk, das Fernsehen und die Presse. Dies 
gleichen Sie Wien mit Wien. Und wenn wir trage zweifellos zu einem Gefühl der Unsicher­
das machen, wenn wir uns die Berichte an- hat bei. Vielleicht bei denen, die da erschla­
schauen, dann sehen wir, daß es schlechter gen worden sind, die verletzt worden sind, daß 
geworden ist. Die Sicherheitsverhältnisse wer- sie also ein Gefühl der Unsicherheit haben, 
den in Osterreich nicht besser, indem man sie wenn es fünfmal in der Presse steht? - Nein, 
mit anderen Ländern vergleicht. Es wäre bes- die unter den neun Verbrechen pro Tag lei­
ser, Initiativen zu ergreifen. Ich lade Sie ein, den müssen, die haben nicht ein Gefühl der 
Herr Minister - Sie können sich jederzeit zu UnsiCherheit, sondern das sind lebende Zeu­
Wort melden -: Zählen Sie die Initiativen gen, soilern sie es noch erleben. Sie sind Zeu­
auf, die Sie auf Grund dieses erschütternden gen dieser Unsicherheit, sind Ankläger gegen 
Berichtes bisher e'rgriffen haben, um die eine Regierung, die keine Initiativen ergreift, 
Sicherheitsverhältnisse in Osterreich wieder sondern die sagt: Schuld sind die Zeitungen. 
zu verbessern, damit man als junges Paar wie- Wenn die Zeitungen nicht über jedes Ver­
der im Prater spazierengehen kann, damit auch breChen so viel berichten würden, dann wäre 
die alten Menschen wieder in Sicherheit gehen das Gefühl der Sicherheit vorhanden. 
können. Wo sind die Initiativen? Null, nichts 
dal Sie beschäftigen sidl mit ganz anderen Die Sidlerheit ist nicht da, wenn man das 
Problemen. Das versteht der Osterreidler nicht. . Gefühl hat, sondern die Sicherheit ist da, 
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wenn das alte Muatterl sich noch am Abend 
traut, aUein heimzugehen. Aber sie hat das 
Gefühl, daß es falsch ist, wenn sie allein nach 
Hause geht. Wenn sie wirklich allein geht, 
riskiert sie, daß ihr einer das Handtaschi aus 
der Hand reißt. Das sind also die Verhältnisse 
von heute, für die eben eine Regierung ver­
antwortlich ist. 

Ich habe vor wenigen Tagen über das 
Rowdytum einen sehr interessanten Artikel 
in einer Wiener Zeitung gelesen. Dadurch 
mobilisilert sich die Selbstjustiz. Herr Minister! 
Es ist bedauerlich, aber auf Grund des Ver­
sagens, der mangelnden Initiative beginnen 
jetzt plötzlich, wie in diesem Artikel steht, 
Rowdytum und Selbstjustiz einander hochzu­
schaukeln. 

Wenn man hie und da Wester!). liest, weiß 
man, daß sich dort manchmal die Bürger be­
waffnen und zum Selbstschutz greifen. Es ist 
ungefähr das gleiche, wenn jetzt die Presse 
feststellt, daß die Bevölkerung das Gefühl hat, 
zur Selbstjustiz greiiien zu müssen. Ich halte 
das für falsch, ich verteidige es nicht. Aber 
dies ist das Gefühl, das die Bevölkerung hat. 
Sie sagt sich: So geht das doch nicht weiter! 
Da müssen wir uns eben selber helfenl -
Wenn heute irgendwo jlemand gestellt wird, 
dann ersChlägt sie ihn halb. Etwas, was ich 
nicht billige, was ich verurteile. 

Das sind eben Verhältnisse, wie es sie im 
amerikanischen Westen, im Mittelwesten, gab, 
wo die Bevölkerung dien Betreffenden gleich 
am nächsten Baum aufgehängt hat, um ganz 
sicher zu gehen. Ich verurteile das zutiefst. 

Aber so etwas ist eben ein Zeichen des Ver­
sagens der Sicherheitspolitik. Und da hat sie 
sicher vtersagt! 

Ich beginne mit der Frage der Zuständigkeit. 
Wer ist zuständig? Jeder in der Regierung. 
Es ist ein Bericht der Regierung, und jeder 
Minister - nicht nur die zwei Herren, die hier 
sitzen; siJe haben den Bericht verfaßt, die 
Ziffern geliefert - ist zuständig: der Kanzler 
in erster Linie, natürlich der Finanzminister, 
natürlich der Unterrichtsminister. Sie alle sind 
für diese Verhältnisse gemeinsam verantwort­
lich. 

Durch die gesellschaftlic:bJen Veränderungen 
hat sich ja wahnsinnig viel im Denken der 
Mensmen, auch im Denken von uns Erwach-· 
senen, geändert. Die Brutalität ist geradezu 
Mode geworden. 

ICh darf Ihnen gleiCh sagen: Ich war auCh 
ein sehr lustiger jun9ler Mensch, ein Sportler 
und dergleichen, aber es hat Dinge gegeben, 
die wir nicht taten. Es kam nicht vor, daß 
einer beim Raufen dem anderen mit der Faust 

ins Gesicht schlug. Heute ist so etwas geradezu 
selbstverständlich. Man braucht nur das Fern­
sehen aufzudrehen, um so etwas zu sehen. 

Dadurch bedingt komme im jetzt zu folgen­
dem: Sie haben nun die Mamt. Etliche Ihrer 
Herren haben ja jetzt Vertreter im ORF, sie 
könnten also Einfluß nehmen. Wenn man den 
Apparat aufdreht, hat man das Gefühl: Ganz 
ohne Tote mamt das Leben keinen Spaß mehr! 
Es muß in jedem Film mindestens eine Leime 
geben, und wenn sile nom dazu halb ausgezo­
gen und ein bißmen Sex dabei ist, dann ist 
das eine besondere "Unterhaltung". Das ist 
offenbar das, was vom Herrn Bundeskanzler 
als mehr "Unterhaltung" statt Information an­
gestrebt wird. 

Man sieht zum Beispiel, daß Leute einander 
andauernd mit der Faust ins Gesimt sChlagen. 
Man hat sich heute bereits daran gewöhnt. 
Vor 20 Jahren hätte man gesagt: So einen Film 
schaue im mir gar nicht an. 

Es gibt aber audl gute Filme, es gibt sehr 
gute Sachen, möchte ich sagen. Aber sehen 
kann man sie nicht mehr! Jetzt wird eben die 
brutale Welle gespielt. Das ist heutzutage 
"in", wie es so smön heißt. Ins Gesicht schla­
gen - das ist smick., und meistens wird der 
Verbremer VIerherrlicht. Seien wir ganz ehr­
lich: Der Dumme ist entweder der Sheriff oder 
ein Kriminalbeamter. Er wird dann als nicht 
ganz voll hingestellt, er macht alles falsm. 
Aber der Verbremer, das ist der gute Bursch! 
Meistens fällt er nur durch irglendeinen Fehler, 
und man bedauert dann geradezu, daß er am 
Schluß verhaftet wird! 

Das ist die gesellschaftspolitisme Umerzie­
hung, vor der wir warnen. Denn das Ergebnis 
sind dann die Zunahme der Verbrechen, eine 
ersChütternde Zunahme der Verbrechen, eine 
Unsimerheit in diesem Staate, die einfach un­
verantwortlich ist. 

Die Osterreicher zahlen Steuern, sie erfül­
len ihre Pflicht, sie achten die Gesetze und 
haben auch RIedlte. Sie haben das Recht, siCher 
zu leben in diesem Staate! Die Regierung hat 
dafür zu garantieren, daß sie sicher leben kön­
nen. Es geht niCht an, daß sie das Geld ein­
steckt und sagt: Wir beschäftigen uns mit ganz 
anderen Samen, nicht aber mit dler Sicherheit! 

Das ist das Problem, das Sie in den letzten 
Jahren nicht gelöst haben und offenbar auch 
für die Zukunft nicht lösen wollen, denn die 
Legislaturperiode geht bald zu Ende. Wir kön­
nen nur ein totales Versagen, ein Zunehmen 
der Verbrechen, ein Zunehmen der Unsicher­
heit, aber keine Initiativen der Regierung fest­
stellen. Das ist das Ergebnis. 
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Die Gemeinschaft, in der wir alle leben, lei­
det an der Unsicherheit und muß dafür auch 
noch große Opfer bringen. Wir haben - ich 
bekenne mich dazu - gemeinsam ein Gesetz 
beschlossen, das vorsieht, daß die Opfler von 
Verbrechen eine Entschädigung bekommen. 
Wir sind auf folgendem Standpunkt gestan­
den: Dort, wo der Staat versagt, weil die 
Sicherheit nicht mehr gegeben ist, wo Verbre­
wen passieren, ist es die Aufgabe des Staates, 
die Opfer zu entschädigen. Alle Parteien haben 
dies gemeinsam beschlossen. Ich bezeichne das 
als eine richtige Entscheidung. Wir nehmen 
eben Steuergleider und leisten Zahlungen an 
die Opfer von Verbrechen, Opfer, die eigent­
lich der Verbrecher entschädigen müßte, der 
aber nicht erwischt wird. Wir verhindern gar 
nicht, daß er Verbr.echen begeht, sondern wir 
stellen nur jedes Jahr fest, daß es mehr ge­
worden sind. Wir gleichen das mit Steuer­
geldern aus. Ich sage noch einmal: Richtig! 
Denn warum soll der einzelne darunter leiden, 
daß d:i:e Regierung in der Gesamtheit versagt? 

Nun zu den Eigentumsdelikten. hh habe in 
diesem Parlament wiederholt darauf hinge­
wiesen, daß das Eigentum kolossal abgewer­
tet worden ist. Das begann in der Erziehung 
der Siebenjährigen bei den Schulbüdtern und 
endet bei der Verdreifachung der Zahl der 
Eigentumsdelikte. 

Schauen Sie sich die Statistik an. Sie ist, 
wie ich glaube, auf 1953 als Stichjahr bezogen. 
Das war vor 20 Jahren. 1953 = 100. Jetzt 
haben wir bei den Eigentumsdelikten eine 
Versiebenfachung. (Bundesminister R ö s c h: 
Verdreifachung!) Verdreifachung, möglich. Ich 
werde noch, während ich spreche, auch diese 
Statistik finden. (Der Redner sucht in seinen 
Unterlagen.) Da habe ich sie schon. Der Herr 
Minister sagt: verdreifacht, ich habe gesagt: 
versiebenfacht. Einbruchdiebstahl §§ 111, 114 
im Jahr 1953 100, nun 681 pro 100.000 Ein­
wohner. Seien Sie mir nicht böse: Rechnen 
muß man können! 681 zu 100: Das ist das 
Siebenfache. Das habe ich gesagt. (Bundes­
minister R öse h: Die Summe!) Ach, die 
Summe! Sehen Sie, alles zusammen - auch der 
Raub, der Betrug, die Veruntreuung - ist 
von 100 auf 325 gestiegen. 

Seitdem Sie die Regierung - ich sage das, 
weil Sie es genau wissen wollen - über­
nommen haben, gab es eine Steigerung von 
214 auf 325. Es ist· also nkht besser, sondern 
wesentlich schlechter geworden. Dafür sind Sie 
zuständig. Fragen Sie heute die Osterreicherl 

Heute werden nur mehr 34 Prozent aufge­
klärt, "erwischt". Wollen wir gar nicht davon 
reden, daß ja heute viele Osterreicher gar 
keine Anzeige mehr machen, weil sie sich 

sagen: Bei diesen Zuständen hat es ja gar 
keinen Zweck und Sinn, etwa bei einem klei­
neren Delikt, bei dem die Situation von vorn­
herein aussichtslos ist, eine Anzeige zu er­
statten. In der Statistik stehen ja nur jene 
Delikte, wo eine Anzeige erfolgte. 

Jetzt klären Sie nur mehr 34 Prozent auf! 
Wissen Sie, wieviel früher aufgeklärt wur­
den? - 75 Prozent! Da war das Risiko des 
Berufsverbredlers noch groß! Noch vor weni­
gen Jahren ist es 1 zu 2 gegen ihn gestand'en, 
jetzt steht es 2 zu 1 für ihn. Die Chance, daß 
er nicht erwischt wird, ist doppelt so groß als 
die Möglichkeit, daß er erwischt wird. 

Das ist das Ergebnis. Was ist Ihre Antwort? 
Sie sagen: Wir kennen eine Stadt - ich 
glaube, Münch:en; ich weiß es nicht genau, 
sie ist jedenfalls im Ausland -, dort er­
wischt man nur 20 Prozent. Neinl In Oster­
reich haben wir früher 15 Prozent erwischt, 
und Sie erwischen heute bei dieser Regierung 
nur mehr 34 Prozent! 

Das Eigentum ist ja nicht so wichtig. Eigen­
turn? Mord ist sich:er ein schwereres Verbre­
chen, das klären wir auf, und wegen des 
Eigentums reden wir nicht viel. Da hat er halt 
um das Auto weniger, er wird sich ein neues 
kaufen, und der Fall ist erledigt! 

Das ist ungefähr Ihr Standpunkt. Das sind 
Ihre eigenen Ziffern, Herr Minister! Ihre Sta­
tistik zeigt sehr genau: 15 Prozent hat man 
früher aufgeklärt, dann waren es 13 Prozent, 
im J~hre 1910 hat man noch 42 Prozent auf­
geklärt. Es waren 42 Prozent, als Sie das Res­
sort übernommen haben. Jetzt klär.en wir nur 
mehr 34 Prozent auf. Da kann man sich mathe­
matisch gen au ausrechnen, wie lange Sie noch 
regieren müssen, bis überhaupt kein Delikt 
mehr aufgeklärt wird! (Lebhafte Heiterkeit.) 

Meine Herren! Das ist sehr ernst. Wo sind 
Ihre Initiativen? - Nulll Nichts! Uberhaupt 
nichts haben Sie angeboten! Es gab Debatten 
über Fragen, die wichtig sind, aber nicht die 
Sicherheit des Osterreichers betreffen. 

Ich behaupte als Freihleitlicher: Die Sicher­
heit interessiert den Osterreicher. Er ist daran 
interessiert, in einem Land zu leben, wo ihm 
die Sicherheit garantiert wird, wo der Staat 
seine Verpflichtungen lerfüllt. Und das ist eine 
der Verpflichtungen, die dieser Staat hat. 

Da sagen Sie, Herr Minister - ich darf noch 
einmal zitieren -,Osterreich sei im Vergleich 
zu anderen Staaten ein sicheI1es Land. Oster­
reich ist im Vergleich zur Vergangenheit ein 
uns ich e res Land geworden I Das ist die 
Wahrheit, Herr Ministerl Es geht nicht um 
den Vergleich mit anderen Staaten. Mich intler­
essiert nicht der Kongo. Ich achte auch die 
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Negerstaaten, aber in diesem Zusammenhang 
interessiert mich Afrika nicht. Vergleichen Sie 
Osterreich mit Ostlerreich! Doch in Osterreich 
ist es audl in der Zeit, in der diese Regierung 
regiert hat, von Jahr zu Jahr erheblich un­
sidlerer geworden: Es geschehen mehr Delikte, 
und es werden weniger aufgeklärt. Das geht 
ja bekanntlich Hand in Hand. Aber Sie spre­
dlen von einer ausgesprodlen günstigen Situa­
tion in Osterreidl; jetzt ohne Bezugnahme auf 
andere Staaten. 

Man kann hier auch nodl lesen, die Zahl 
der Vermö91ensdelikte, also alles, auch die der 
Betrügereien, habe sidl verdreifacht, sie sei 
von 30.000 auf 90.000 im Jahr gestiegen! Man 
muß sidl das überlegen: pro Jahr! 

Das sind die angezeigten Delikte. Die Dun­
kelziffer, Delikte, bei denen wegen Aussichts­
losigkeit gar nicht mehr angezeigt wird, ist 
da gar nidlt berücksidttigt. Hier steht, RösdI 
habe erklärt, mehr als die Hälfte dieser Delikte 
hänge allerdings mit dem Auto zusammen. 
Es ist halt das Auto I Kein Geheimnis: Wir 
haben keine Postkutsche mehr I Postkutsdlen 
kann heute keiner mehr stehlen, weil keine 
mehr fahren. Heute wird eben im Auto ein­
gebrodIen. Heute gesdlehen leben die Eigen­
tumsdelikte im Zusammenhang mit dem Auto. 
Eine moderne Regierung muß siro eben auf 
das einstellen und kann dann nidlt sagen: Ja 
wir haben jetzt eben so vie~e Delikte, weil 
wir jetzt mehr Autos haben als vor 20 Jahrenl 
- Das ist die ganze Antwort, die Sie heute 
wissen, wenn man Ihnen sagt, die Unsidler­
heit wird von Jahr zu Jahr größer. 

Natürlich geschehen EigentumsdeliktJe, 
Autoeinbrüdle, ganze Autos werden gestoh­
len, und dann sagen Sie: Es gibt halt heute 
mehr Autos, als es früher gegeben hatl -
Nun, vor 100 Jahren haben sie eine Post­
kutsdle gJeStohlen oder ausgeraubt, und heute 
stehlen sie ein Auto oder bredlen es auf und 
rauben es aus. Das sind die geänderten Zei­
ten. Aber eine Regierung, die sidl selber so 
gerne modlern nennt und sagt, sie ist auf 
alles vorbereitet, stellt jetzt plötzlidl ersdlüt­
tert fest: Wir können nichts dafür, aber es 
gibt so viele Autos, darum werden plötzlidI 
so viele Autos aufgebrochen. 

Herr Ministerl Das ist also das, was wir 
Ihnen einmal hier in alber Offenheit sagen 
wollten. Es ist heute eine Situation, der Sie 
offenbar nidlt gewadlsen sind. Idl mödlte noch 
einmal sagen: Sie haben Initiativen und ich 
möchte durchaus sagen erfreuliche Initiativen 
geSietzt. Nur mit der Rangordnung stimmt es 
nidlt immer. Die Sicherheit hat zweifellos beim 
Osterreidler Vorrang. Es hat genauso der alte 
Mensdl das Redlt, sichter zu leben. 

Und geben wir nicht unseren Beamten die 
Sdluld. Das ist ja auch das Erschütternde. Idl 
möchte mich hier jenen anschließen, die gesagt 
haben, wir wollen den Beamten, die unter 
schwierigstlen Umständen - und die Umstände 
werden immer schwieriger, denn es ist heute 
so, daß man nicht mehr die Adltung vor- der 
Uniform hat; das ist ja abgeschafft worden; 
der Beamte zieht heute lieber Zivilkleidung 
an, damit man ja nicht sieht, daß er unifor­
miert ist -, dile in beispielhafter Weise ihre 
Pflicht erfüllen, danken. 

Wenn dann einmal einer versagt, wie das 
jetzt in Wiener Neustadt passiert ist, oder 
wenn da irgend etwas versagt - idl weiß 
es nidlt, was, idl habe es nur aus den Zeitun­
gen -, dann wird das natürlich groß aufge­
bauscht. Solange Menschen ihre Pflicht erfül­
len - aber das ist nidlt nur bei der Polizei 
und bei der Gendarmerie, das ist im ganzen 
Leben so -, solange man also die Pflidlt 
erfüllt, ist das selbstverständlich, und wenn 
man einmal versagt, kommt man ins Fern­
sehen. So ungefähr ist die Rangordnung. Aber 
auch das ist diJe verkehrte Welt von heute. 
Das ist eben die verkehrte Welt, in der wir 
leben. (Abg. K ern: Zeillinger! Drum ist die 
Regierung 80 viel im Fernsehen drinnen!) Na 
ja, sie hat ja das Fernsehen noch bis Oktober 
gepachtet, indem sie also die Mehrheit der 
Stellen dort besetzt. Das nützt sie aus. Aber 
nützen Sie es aus, Herr Ministerl Ich lade Sie 
ein. Idl weiß nicht, welcher Minister dort 
einen Vertreter hat. Ich glaube, vier Vertreter 
haben Sie. Vier, glaube ich, hat allein die 
Regierung von den 30. Aber die vier sind 
bekanntlich die Mehrheit. 

Sie brauchlen also mit niemandem um die 
Sicherheit zu kämpfen, nur mit sich selber. 
Uberwinden Sie sich selber einmal und neh-· 
men Sie beispielsweise auf den ORF Einfluß. 
Sagen Sie nidlt: Mehr Unterhaltung, weniger 
Information. Gesdleite Informationen: ja; und 
auch eine gute Unterhaltung. Idl bin kein 
Puritaner, der alles ablehnt, was modern ist 
oder was vielleicht lustig ist. Im Gegenteil! 

Aber, entschuldigen Sie, ich sdlaue mir nicht 
mehr das Fernsehen an, weil es !entsetzlich ist. 
Man sieht überhaupt nur mehr Tote vom Pferd 
fallen, Verbredler, die sidl ersdließen, die 
natürlich alle Helden sind, die einen andJeren 
nur umbringen, um das Geld, das sie den 
Reichen wegnehmen, unter die Armen zu ver­
teilen. Das sind die Filme, mit denen Sie die 
Jugend von morgen erzeugen. Und erst die 
Kinder, die sich das ansdlauenl 

Fahren wir hinunter in den 2. Bezirk, ich 
zeige .Ihnen, wie es dort in der Schule aus­
sdlaut. (Heiterkeit bei der avp.) Fahren wir 
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Zeillinger 
hinunterl Die Kinder sind diejenigen, die 
Suchtgift ruehmen. Von 115 Süchtigen sind 
114 Jugendliche. Das sind die bereits Umer­
zogenen. Das ist ein ernstes Problem. 

Wo ist Ihre Initiative? Was hat diese Regie­
rung angesichts dieses erschütternden - ich 
darf es Ihnen sagen, es wurde nämlich bisher 
ni mt gesagt -, in Europa einzig dastehenden 
hohen Prozentsatzes an süchtigen Kindern in 
Wien - einzig dastehend! - gemacht? Welche 
Initiativen haben Sie ergriffen, um das zu 
ändern? Welche? - Gar keine! 

Ganz andere Probleme! Reden wir von etwas 
anderem und sagen wir, es ist ohnehin alles 
in Ordnung. Im Vergleich zu Berlin ist Wien 
immer noch gut dran. Das ist die einzige Ant­
wort, die Sie darauf zu geben haben. 

Aber, Herr Minister, das ist eine Antwort, 
die wir Freiheitlichen - das möchtle ich in 
aller Offenheit sagen - nicht akzeptieren. Ich 
weiß nicht, ob es die Offentlichkeit akzeptiert. 
Diejenigen, die sich in Osterreich sicher füh­
len und sagen: Bei dieser Regierung ist es 
sicherer geworden!, werden Sie sicherlich am 
5. Oktober wieder wählen. Aber diejenigen, 
die das Gefühl haben, daß man jetzt nicht mehr 
ganz sicher auf den Straßen gehen kann und 
daß Sie nichts tun, um die Verhältnisse zu ver­
bessern, die jetzt einmal feststellen müssen, 
daß Sie vier Jahre Zeit gehabt haben, aber 
auf dem GebiJet keine Initiativen ergriffen 
haben, sondern Initiativen nur auf anderen 
Gebieten, müssen es sich überlegen. Denn man 
kann es verbessern, aber nicht mit einer Regie­
rung in dieser Zusammensetzung. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Ing. Hobl. (Abg. G r a f: Den Stand 4 

punkt des ARBO werden wir jetzt hören 
wegen des Praters! - Abg. lng. Hob 1: Heute 
nicht, Herr Abgeordneter GraU) 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPO): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
ICh könnte es mir jetzt so leicht machen, wie 
es sich der Herr Kollege Zeillinger schon seit 
langer Zeit bei seinen Debattenbeiträgen 
macht, und könnte jetzt sagen: Ja, Herr Kol­
lege Zeillinger, ich vergleiche Wien mit Wien, 
und zwar Wien aus 1813 mit Wien 1915, ich 
rekapituliere das jetzt 20 Minuten lang, ich 
rekapituliere 20 Minuten lang den Vergleich 
1813, Sicherheit in Wien, und 1915, über 
1913 ist der Sicherheitsberkht, also genau 
100 Jahre später. 

"Ein Spaziergang außerhalb der Linien 
Wiens, nach den bewaldeten Höhen um Dorn­
bach, nach Klosterneuburg oder sonst nach 
einem schreckbaren Ort ist für junge Leute 
so gefährlich geworden wie eine Reise nach 
den Abruzzen oder in die Berge Griechen­
lands." (Heiterkeit bei der SPO.) "Der Men­
schenraub steht, sozusagen, bei uns auf der 
Tagesordnung; wir glauben aber nicht, daß 
wir die Einbürgerung dieses Zustandes dulden 
dürfen." 

So, Herr Kollege Zeillinger, war es 1813, 
und, Herr Kollege Zeillinger, das ist 1913 nicht 
gewesen. Daher, Herr Kollege Zeillinger, ist 
die Sicherheit viel besser (Beifall bei der 
SPO) und ist diese sozialdemokratische Regie­
rung jene Regierung, die nach 100 Jahren die 
Sicherheit in Dornbach und in den Wäldern 
rund um Wien wesentlich verbessert hat. 

Wenn Sie wollen - ich will es nimt -, 
bringe im 20 Minuten lang eine Replik auf 
Ihre Art und Weise der Darstellung der 
Sicherheitsverhältnisse in dieser Republik und 
in dieser Stadt. 

Da steht zum Beispiel, auch nom am 
22. August 1813, Herr Kollege Zeillinger, im 
"Neuen Wiener Tagblatt": 

"Nacheinander sind verschwunden der junge 
List, von dem keine Spur mehr aufzufinden 
war, der junge Baron Wangenheim, der nach 
acht Tagen geistig verstört zurückkehrte und 
jede Auskunft verweigert, Jacques Ruderfer, 
an den seine Eltern vergebliche Mahnungen 
richten, Bernhard Rosenberg und der Student 
Rudolf Brey, über dessen Schicksal man trotz 
einiger Anhaltspunkte ebenfalls noch nicht im 
Klaren ist." 

Ich könnte es vieleicht noch dramatischer 
machen, ich habe das nicht so einstudiert. 

Und jetzt könnte ich wieder sagen: 1813 
bis 1973, das gibt es heute alles nicht im Wie­
nerwald. Und ich könnte das vom Prater sagen, 
ich könnte das von den Straßen in Favoriten 
sagen. Das "Neuigkeits-Welt-Blatt" vom 
25. August 1893 zum Beispiel hat eine Illu­
stration, sehr schön gezeichnet, gebracht und 
eine Bildunterschrift: "Schauplatz von EJ<zes­
sen, die ,die Bevölkerung in Aufregung ver­
setzten, ein großes Aufgebot von Polizeimacht 
erforderten und zu zahlreichen Verhaftungen 
führten', waren die Straßen des zehnten Be­
zirkes." 25. August 1893, niebt in Favoriten 
in den letzten fünf Jahren sozialistischer 
Alleinregierung in diesem Lande I (Heiterkeit 
und Beifall bei der SPO.) 

Denn im Jahre 1813, Herr Kollege Zeillin- Bitte, Herr Kollege Zeillinger, ich möchte 
ger, ist am 22. August im "Neuen Wiener nicht in diesem Stil weitermachen. Die Ange­
Tagblatt" gestanden: legenheit der Sicherheit, Herr Kollege Zeil-
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Ing. Hobl 
linger, ist viel ernster zu nehmen, als Sie es 
da jetzt so darzustellen versuchten, indem Sie 
einfach alle drei Minuten gesagt haben: Un­
sicherheit und keine Initiative dieser Regie­
rung. Ich glaube, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, Sie, die Zuhörer in diesem Haus, 
die Presse, das Fernsehen, das Radio werden 
die richtige Würdigung da schon vornehmen. 

Hinsichtlich der Graphik über die Verbre­
chen gegen das Vermögen, die Sie hier gezeigt 
haben, haben Sie schon recht, und der Sicher­
heitsbericht, den es auf Grund eines Beschlus­
ses im Dezember 1970 in diesem Hause gibt­
seitdem haben wir die Sicherheitsberichte -, 
dieser Sicherheitsbericht sagt tatsächlich: 
34 Prozent Aufklärungsquote 1973 bei den 
Verbrechen gegen das Vermögen. 

Aber man könnte jetzt auch - und ich will 
da gar nicht demagogisch sein - mit den 
absoluten Aufklärungszahlen arbeiten und 
diese absoluten Aufklärungszahlen dem Per­
sonalstand der Exekutive, die damit beschäf­
tigt ist, gegenüberstellen und die Fragen prü­
fen - das haben wir getan, das haben Sie 
auch objektiv getan -; Warum haben wir so 
wenig Polizei, warum kriegen wir nicht mehr, 
warum kriegen wir nicht mehr Bundesgendar­
merie? Wir kriegen also in den letzten Mona­
ten und in den letzten Jahren mehr. Das wären 
objektive Vergleiche. 

Aber, Herr Kollege Zeillinger, wie gesagt, 
diesen Stil möchte ich hier wirklich nicht wei­
ter fortführen. Ich habe mir nur erlaubt, auf 
Grund von Wiener Zeitungsberichten ganz 
kurz die Verhältnisse um 1873 mit dem Sicher­
heitsbericht von 1973 zu vergleichen. 

Nun zum Herrn Kollegen Ofenböck. Er hat 
so viel davon geredet, daß die Verbrechen 
gegen die Sittlichkeit ein Beweis dafür wären, 
wie unsicher es in der Republik Osterreich ist 
seit es eine sozialdemokratische Regierun~ 
gibt. (Abg. 0 f e n böe k: Das haben jetzt Sie 
gesagt, das habe ich nicht gesagt! "Sozial­
demokratische Regierung" haben Sie gesagtf) 
Aber Sie haben doch ununterbrochen davon 
geredet, vor allem auf Sittlichkeit sind Sie 
losgegangen, auf die Sittlichkeitsverbremen 
haben Sie Ihre Aufmerksamkeit und die des 
Hauses gerichtet und haben, ohne Zahlen zu 
nennen, Herr Kollege Ofenböck, damit groß 
argumentiert. (Zwischenruf.) Er hat ganz groß 
von Sittlichkeitsverbrechen geredet, hat aber 
nie Zahlen genannt. Und dann haben Sie ge­
sagt: Jetzt ist die Homosexualität straffrei, 
seinerzeit in der OVP-Alleinregierungszeit 
waren diese Fälle dabei. 

Herr Kollege Ofenböckl Bitte, nehmen Sie 
die Beilage 4 des SichJerheitsberichtes 1973 zur 
Hand. Da sind die Sittlichkeitsverbrechen an-

geführt, die bekanntgewordenen Fälle, da gibt 
es die Vergleiche mehrerer Jahre, und da sind 
natürlich noch die Fälle von Homosexualität 
dabei, die können Sie aber subtrahieren. 

Da komme ich beispielsweise darauf, daß es 
von 1966 bis 1969 - wenn ich die Zahlen mit 
und ohne Delikte in Sachen Homosexualität 
verwende - bekanntgewordene Sittlichkeits­
verbrechen wie folgt gegeben hat: 1966 mit 
einer Gesamtzahl von 3023, 1967 3018, 1968 
3050 Fälle, 1969 3169 Fälle, immer die Delikte 
der Homosexualität dabei. 

Und dann hat also die Sozialdemokratie, 
die Sozialistische Partei, in diesem Land die 
Regierungsverantwortung übernommen. 1970 
gab es nur mehr 2818 Fälle, 1971 2551, 1972 -
sehr gering - 2334 und 1973 leider 2250. 
Wlenn ich diese Zahlen mit der Allein­
regierungszeit Ihrer Partei von 1966 bis 
1970 vergleiche, dann schneidet Ihre Regie­
rung außerordentlich schlecht ab. Wie unsicher 
muß es damals in diesem Lande nur auf Grund 
dieser Deliktsgruppe gewesen seinl (Abg. 
o f e n böe k; Die Dunkelziffern sind stei­
gend!) Die kennen Sie? (Abg. 0 f e n böe k: 
Ihre/ Weil sich niemand mehr anzeigen traull) 
Ach sol Da haben Sie wahrscheinlich sehr 
kräftige Beweise zur Verfügung. Früher sind 
alle Frauen sofort anzeigen gelaufen, wenn 
die Schändung vollzogen war, jetzt trauen sie 
sich nicht mehr. Herr Kollege Ofenböck, ich 
überlasse es der österreichischen Offentlich­
keit, dieses Ihr Argument zu prüfen. (Abg. 
o fe n böe k: Das dürfen Sie!) 

Und wenn Sie so wie Herr Kollege Zeillin­
ger sagen, das sind alles Ergebnisse der Erzie­
hung an den Schulen, der Herabsetzung der 
Autorität - Herr Kollege Zeillinger, Sie 
haben mit Recht aus der Statistik die 14- bis 
25jährigen genannt, und das, Herr Kollege 
Ofenböck, ist auch ein Ergebnis der Stati­
stik -, dann müßte man sagen: Offenbar sind 
die meisten der Verbredler jene, die zu einer 
Zeit in die Schule gegangen sind, als die OVP 
die Unterrichtsminister gestellt hat. Wie Sie 
es hier vorgetragen haben, ist das alles ein 
Argument, das Ihnen selbst auf den Kopf fällt. 

Sie haben auch als Argument verwendet ... 
(Abg. Dr. Bau e r: Aber der Stadtschulrats­
präsident ist immer der gleiche! - Abg. Z e i l­
i i n ger: Ein gemeinsames Werk von euch 
zwei!) Auf das habe ich gewartet, Herr Kol­
lege Zeillinger! Sie haben da herunter schon 
wieder schwarz-rot gespielt, es ist selbstver­
ständlich, daß Sie das aus der Bank jetzt 
genauso tun. Aber Sie haben es auf diese 
Weise am leichtesten. Trotzdem möchte ich 
nicht in Ihrer Rolle sein. 
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log. Hobl 
Es ist auch die Frage aufgeworfen wO'rden: 

Was sagen denn die Osterreicher, wenn sie 
gefragt werden? Herr Kollege Ofenböck, Sie 
haben das auch getan. 

Das Fessel-Institut hat beispielsweise 
- diese Fragestellung ist publiziert worden -
folgende Frage gestellt: "Stellen Sie sich vor, 
eine Frau geht bei Dunkelheit allein auf di~ 
Straße. Glauben Sie, daß heute in einer sol­
chen Situation viele Frauen Angst haben?" 
Als Antwort sind 84 Prozent Ja gekommen. 
Sie wissen alle, meine Damen und Herren, 
und ich möchte da gar kein Meinungsbefra­
gungsinstitut kritisieren: An der Fragestel­
lung kann man schon ungefähr ablesen, wel­
che Antwort man bekommen wird. 

Herr Kollege Glaserl Sie haben davon ge­
sprochen, daß es eine Humanitätsduselei gibt, 
insbesondere des Justizministers, und Sie 
haben so angedeutet, na ja, weiche Welle. Es 
ist heute auch schon von weicher und harter 
Welle gesprochen worden. 

Das Strafgesetzbuch, das wir bis auf eine 
Bestimmung hier einstimmig beschlossen 
haben, das jahrelang verhandelt wurde, ist 
weder weich noch hart, sondern, wie wir nach 
wie vor glauben, mit Ihrer Mitarbeit, mit der 
Mitarbeit aller Parteien hier in diesem Hause, 
sehr vernünftig geworden. Und ich möchte 
gar nicht eine Debatte beginnen, die Sie, meine 
Herren, Herr Kollege Glaser und Herr Kol­
lege Zeillinger, begonnen haben, indem Sie 
ganz unmotiviert vom Häftlingsurlaub zu spre­
chen begonnen haben. 

Vor einigen Wochen war der bayensche 
Justizminister Philipp Held in Wien und 
wurde auch interviewt. Bayern hat den Häft­
lingsurlaub, und die Schweiz kennt den Häft­
lingsurlaub seit 32 Jahren. Aber was hat Held, 
ein Mitglied der Christlichsozialen Union 
Bayerns, gesagt: "Unsere Erfahrungen sind 
verhältnismäßig gute. Viele Befürchtungen, 
die vorher aufgedeckt wurden, haben sich 
Gott sei Dank nicht herausgestellt. Wenn ich 
Ihnen sage, daß im vergangenen Jahr 
700 Strafgefangene Urlaub bekommen haben 
und von diesen 700 nur ungefähr 20 flüchtig 
gewesen sind, so ist das, meine ich, doch ein 
gutes Ergebnis. 

Und wenn von den Verbleibenden ungefähr 
140 nicht ganz rechtzeitig, aber immerhin frei­
willig wieder in die Anstalten zurückgekehrt 
sind, so möchte ich das auch nicht als schlecht 
bezeichnen. Diejenigen, die verspätet zurück­
gekehrt sind, haben damit allerdings sich die 
Chance verscherzt, daß ihnen der gewährte 
Urlaub auf die Strafe angerechnet wird." So 
der bayerische Justizminister Held bei einem 
Interview in Osterreich. 

Auf die Frage. ob nach Gewährung von 
Häftlingsurlaub ein besseres soziales Verhal­
ten der nun wieder in Haft befindlichen Straf­
gefangenen zu registrieren sei, hatte Justiz­
minister Held folgende Antwort: 

"Aggressionen werden abgebaut, Bindungen 
zur Familie werden erleichtert oder neu her­
gestellt. Also eine günstige Einwirkung auf 
das Verhalten des Gefangenen in der An­
stalt." 

Ich möchte wahrlich nicht die Diskussion 
über die Frage beginnen und fortsetzen, ob 
wir in Osterreich einen Häftlingsurlaub ein­
führen sollen oder nicht. Herr Kollege Glaser 
und Herr Kollege Zeillinger haben sich dar­
über etwas verbreitet. Ich wollte nur die Mei­
nung, die ein erfahrener Justizminister - er 
ist es sehr lange in Bayern - in Osterreich 
vor nicht allzu langer Zeit geäußert hat, hier 
nochmals deponieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn mehrere Morde oder Raubüberfälle 
innerhalb kurzer Zeit oder ein besonders 
abscheuliches Sittlichkeitsverbrechen verübt 
werden, dann entsteht immer wieder spontan 
die Frage: Wie sicher ist es in Osterreich? 
Und an so spektakulären Einzelfällen oder an 
zufälligen Häufungen entzündet sich dann 
immer wieder diese Fragestellung. Daß dann 
meist emotionell diskutiert wird, ist nicht ver­
wunderlich, und dann wird auch von steigen­
der Kriminalität gesprochen. Es haben ja heute 
einige Debatteredner hier durchaus im selben 
Stil die Debatte geführt. 

Die Sicherheitsberichte, die nun seit 1970 
vorliegen, sind zweifellos geeignet, eine sach­
liche Betrachtung des statistischen Materials 
vorzunehmen., Aus den vorliegenden Berich­
ten ist beispielsweise betreffend die Krimina­
lität und Verurteilungen folgendes festzustel­
len: 

Im Jahre 1973 wurden den Sicherheitsbehör­
den 291.709 gerichtlich strafbare Handlungen 
bekannt, davon 111.844 Verbrechen. Gegen­
über dem Jahre 1972 bedeutet dies einen 
geringfügigen Rückgang. Im mehrjährigen 
Vergleich, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, zeichnet sich eine Verflachung der 
Kriminalitätsanstiegskurve ab. (Zwischenruf 
bei der OVP.) 

Die Verfolgungsintensität der Staatsanwalt­
schaften ist im Jahre 1973 ... (Ruf bei der 
OVP: Ein Erfolg der Regierung!) Natürlich! -
Nein, einer der Opposition wird es sein, nicht? 
- Die Verfolgungsintensität der Staats­
anwaltschaften ist im Jahre 1973 gegenüber 
dem Vorjahr, also gegenüber 1972, annähernd 
gleichgeblieben. So hat der Anfall im Jahre 

138. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)60 von 79

www.parlament.gv.at



Na.tiona.lrat XIII. GP - 138. Sitzung - 20. Feber 1975 13421 

lug. Hob! 
1913 160.303 Fälle betragen, gegenüber dem 
Jahre 1972 blieb er gleich, und nur gegen­
über 1971 ist er um 9 Prozent angestiegen. 

Die Gesamtzahl der gerichtlich verurteilten 
Personen ist in den Jahren 1971 bis 1973 
zurückgegangen, und besonders deutlich ist 
dieser Rückgang im Jahre 1972 gegenüber 
1911 festzustellen, und zwar mit 6,3 Prozent. 
Das ist zweifellos eine Folge der Entkriminali­
sierung des Straßenverkehrsstrafrechtes, die 
wir im Strafrechtsänderungsgesetz gemeinsam 
im Jahre 1971 vorgenommen haben. 

Bei - wie erwähnt - sinkender Gesamt­
zahl der gerichtlich Verurteilten ist die Zahl 
der wegen Verbrechens Verurteilten um 1,7 
und um 2 Prozent gestiegen. Im mehrjährigen 
Vergleich bedeutet dies freilich eine Verfla­
chung der Anstiegskurve, denn Mitte der sech­
ziger Jahre hat die jährliche Anstiegsrate etwa 
'6 Prozent betragen. 

Herr Kollege Ofenböck/ Da müßte man wie­
der sagen: Das war damals in der Allein­
regierungszeit Ihrer Partei (Ruf bei der öVP: 
Ungeheuerlich!), in der also die Zuwachsrate 
so groß war!, wenn ich mit der Denkmethode 
und mit der Denkart arbeiten würde, mit der 
Sie zu den Sicherheitsberichten 1971, 1972 und 
1973 hier Stellung genommen haben. 

Die Anzahl der wegen einer Jugendstraftat 
Verurteilten ist in den Jahren 1971 bis 1973 
bei den Verbrechen leider stärker gestiegen 
als die Anzahl der erwachsenen Verurteilten 
(Ruf bei der OVP: Lauter Kinder!) und ins­
besondere von 1911 auf 1972 um 15,2 Prozent 
gegenüber einem Rückgang von 0,7 Prozent 
bei den Erwachsenen. 

Von den bekanntgewordenen Verbrechen 
und den Verbrechensverurteilungen entfällt 
der mit Abstand größte Teil, nämlich über 
80 Prozent, wie man aus dem statistischen 
Material erkennen kann, auf Vermögens­
delikte. Das haben die Vorredner auch vorge­
bramt. (Anhaltende Rufe des Abg. Doktor 
Bau er.) Lieber Kollege Dr. Bauer I Wortmel­
dungen werden hier (Redner weist zum Prä­
sidium) entgegengenommen. -

Demgegenüber sind die Anteile der Delikte 
gegen Leib und Leben und der Sittlichkeits­
delikte mit 3,1 Prozent und mit 2 Prozent ver­
hältnismäßig gering. Von den Verbrechen 
gegen Leib und Leben entfallen dabei 90 Pro­
zent auf die schwere Körperbesmädigung. Der 
Anteil des vollendeten Mordes macht 2 Pro­
zent aus (weitere Zwischenrufe bei der öVP), 
ist also hoch. Gemessen an sämtlichen 
bekanntgewordenen Delikten sind es also 
0,02 Prozent. (Ruf bei der öVP: Klettermaxef) 

Unterschiedlich ist auch die Entwicklung der 
einzelnen Deliktgruppen. Der Schwerpunkt 
des Anstiegs im mehrjährigen Vergleich liegt, 
wie schon gesagt, bei den Vermögensdelikten. 
und diese Quote von 80 Prozent, welche die 
Vermögensdelikte darstellen, bei den bekannt­
gewordenen Verbrechen und den Verbrechens­
verurteilungen zeigt, daß der ständig stei­
gende Wohlstand nicht zu einem Rückgang 
dieser Delikte, sondern zu einem Anstieg ge­
führt hat. 

Es ist nur verständlich, daß man sich die 
Frage nach den möglichen Ursachen dieser 
Entwicklung stellt. Ich könnte mir vorstellen, 
daß eine der Ursachen auch in der täglichen, 
massiven Werbung besonde'rs in den Massen­
medien zu suchen und zu finden ist, wobei dem 
Menschen gesagt wird, was ihn glüddich, 
begehrenswert und konkurrenzfähig macht, 
und allzu oft wird das Bedürfnis nach zum 
Teil überflüssigen Konsumgütern künstlich ge­
weckt, und der Wunsch, diese Güter zu besit­
zen, drängt die Möglichkeit des legalen Er­
werbs - wie unsere Experten meinen - in 
den Hintergrund. 

Hier erhebt sich die Frage, ob nicht ein Ver­
sagen der Gesellschaft vorliegt und nicht eines 
des einzelnen Menschen. Es ist aber sicherlich 
auch festzustellen, daß das Strafrecht allein 
keine Wendung zum Besseren bringen wird. 
Hier müssen andere Lösungen gefunden wer­
den, um labile Menschen zu einem wirklich­
keitsbezogeneren Konsumverzicht zu verhal­
ten. 

Aber eine weitere Ursache, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, ist sicherlich auch 
darin zu sehen - auch wenn es der Herr Kol­
lege Ofenböck verneint hat (Abg. 0 f e n­
böe k: Was denn?) -, daß die Gelegenheit 
zum Diebstahl natürlich enorm gestiegen ist. 
Das alte Sprichwort: Gelegenheit macht Diebe!, 
bewahrheitet sich hier leider auch in der 
Wohlstandsgesellschaft. (Abg. Dr. Bau er: 
Denken Sie an den "Bauring"?) Nein, lieber 
Freund Dr. Bauer, ich denke beispielsweise an 
die großen Verkaufseinrichtungen mit Selbst­
bedienung, wo natürlich die Diebstahlgelegen­
heit und die Versuchung gefördert wird. (Ruf 
des Abg. 0 f e n böe k.) Dies ist bei den 
Waren, die da liegen und die von den Kunden 
mitgenommen, allerdings bei den Kassen be­
zahlt werden sollen, zweifellos gegeben, und 
für einige wenige, gemessen an den vielen 
Kunden dieser Selbstbedienungseinrichtungen, 
für einige wenige ist das also eine sehr große 
Versuchung. 

Wir kennen ja die Zeitungsberichte. daß 
der soziale Status der Menschen, die Laden­
diebstahl begehen, nicht unbedingt der nied-
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rigste ist (Abg. DI. Bau e I: Stadthaupt­
mann!), und es sind auf Grund dieser Ver­
suchung viele Menschen nicht widerstands­
fähig genug. (Abg. DI. Bau e I: VOIsichtig 
sein, sechster Bezirk!) 

Durch die Begehung derartiger Diebstähle 
:...- so sagen uns die Experten - wird der 
Diebstahl an und für sich eingeübt (Abg. Dok­
tor Bau e I: Sehr vOIsichtig sein!), und die 
Hemmungsschranken auch in anderen Berei­
chen werden dadurch herabgesetzt. 

Die Experten sind auch der Auffassung -
und Herr Kollege Ofenböck war es auch, 
glaube ich, oder der Herr Kollege Zeillinger, 
ja, der Herr Kollege Zeillinger war es, der 
gesagt hat: die vielen Automobile, die es jetzt 

. gibt, da kann man sich nicht ausreden -, und 
zwar nicht nur österreichische Experten, son­
dern auch internationale sind der Meinung, 
daß die steigende Eigentumskriminalität im 
direkten Verhältnis zur Motorisierung steht. 
Die meisten Diebstähle werden nämlich am 
Kraftfahrzeug, im Kraftfahrzeug, um das 
Kraftfahrzeug und mit dem Kraftfahrzeug be­
gangen, und natürlich sind in solchen Groß­
städten wie Wien, in denen Tausende PKW 
des Nachts auf den Straßen stehen, ausgestat­
tet mit Radioapparaten, mit Kassettenrekor­
dern - und da liegen auf den Sitzen noch 
andere wertvolle Gegenstände herum (Abg. 
Dr. Bau e r: Barockliguren!) -, Gelegenheiten 
vorhanden, die immer wieder verlocken, einige 
wenige verlocken, die dann die Delikte be­
gehen, den Einbruch vornehmen und durch-

.. führen. 

Herr Kollege OfenböckI Und wir reden mit 
den Menschen I Sie haben heute sehr viel von 
der Veranstaltung in der Leopoldstadt am Pra­
terstern zitiert. Das ist unsere Art als Sozia­
listen, daß wir uns mit den heißen Themen, 
welche die Bevölkerung betreffen, nicht nur 
hier im Parlament auseinandersetzen, sondern 
auch in Veranstaltungen, in die jedermann 
kommen kann. (Abg. Dr. Bau e r: Auf dem 
FlohmarktI) 

Wir machen diese Veranstaltungen nicht nur 
inder Leopoldstadt; diese war besonders auf­
fällig, weil der Herr Bundesminister für Inne­
res daran teilgenommen hat. Ich darf aus mei­
nem Bezirk berichten, daß wir jährlich eine 
völlig offene Diskussion über Sicherheitsfra­
gen in der Volkshochschule Ottakring durch­
führen, mit allen Bezirksmandataren, und 
es könnten audl die Mandatare Ihrer Partei 
hinkommen; die kommen nur nicht, sie kom­
men nicht einmal als Fragesteller. Aber ich 
darf sagen: Es würde sie auch niemand fragen, 

und es wäre wahrsdleinlich niemand sehr neu­
gierig auf die Fragen, die sie stellen. (Abg. 
o f e n böe k: Aber die Klagen, die dort vor~ 
getragen weIden, zeigen ja keine Reagenz!) 
Aber natürlichl Ich habe doch zuerst verglidlen 
Ihre Alleinregierungszeit mit unserer, und da 
sdmeiden wir erheblich besser ab auf Grund 
der Beridlte und der statistischen Materialien. 

Es kommen also insbesondere Menschen 
dorthin, die ihre Erlebnisse schildern, die, wie 
Sie es richtig zitiert haben, geschildert haben: 
Eine Frau wird verfolgt, niemand hilft ihr. 
Oder ein Mann sagt: Er ist in einem Lokal 
niedergeschlagen worden und nachher haben 
ihm zig-Tausende Schilling gefehlt. 

Wir als politisChe Mandatare setzen uns mit 
der Bevölkerung auseinander. (Abg. 0 fe n­
böe k: Sie reden nur, aber Sie tun nichts!) 
Wir tun audl etwas. Soll ich Ihnen nochmals 
die Zahlen sagen? (Abg. Dr. Bau e r: Aber ja!) 
In der Regierungszeit der OVP zeigt sich vom 
Standpunkt der Sicherheit, der inneren Sicher­
heit diese Republik viel schlechter, als es in 
unserer Zeit der Fall ist. (Abg. De. Bau e r: 
Kollege Hobl, laden Sie mich ein zu eineI 
Diskussion!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Wenn in der Offentlichkeit immer wieder von 
der steigenden Kriminalität die Rede ist, so 
muß berücksichtigt werden, daß die Zahlen, 
getrennt nach den Deliktsgruppen, ergeben, 
daß eine auffallende Steigerung - um das 
noch einmal zu sagen - im Bereich der Eigen­
tumsdelikte festzustellen ist. Das soll aber 
nicht heißen, wenn wir diese Feststellung tref­
fen, daß die Delikte gegen Leib und Leben, 
die vorliegenden Fälle, für uns nicht Mahnung 
genug sein sollen, mit dem Problem ihrer Ver­
hinderung oder zumindest ihrer Milderung 
fertigzuwerden. 

Wir, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, wir alle miteinander, werden das jahr­
tausend alte Problem der Kriminalität, wie es 
einer unserer Experten sagt, nicht lösen. Wir 
sollten uns aber von uralten Vorurteilen los­
lösen und versuchen, die Ursachen des Ver­
brechens zu erkennen und zu bekämpfen. (Abg. 
Dr. Bau er: Lassen Sie sich durch die zwei 
neuen GruppenleiteI beraten!) 

In unserer Zeit, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, erleben wir eine Explosion der 
Massenmedien, gepaart mit einer stark gestie­
genen Publizität des Verbrechens, einer stär­
keren Steigerung der Publizität des Verbre­
chens, als die Verbrechenszunahme leider 
selbst ist. Es wäre besser, sie wäre geringer. 
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Heute - und es ist heute sdlon von meinen 

Vorrednern erwähnt worden - erleben Mil­
lionen Mensdlen wenige Stunden, nachdem 
ein Mord passiert· ist, diesen Mord vor dem 
Fernsehschirm. Aber genauso wird der gleidle 
Fall wieder präsentiert - und das ist also die 
Mitteilung, die die Medien der Offentlidlkeit 
geben -, wenn der Täter gefaßt wird, beim 
Prozeß, und zwar vielschichtig in allen Medien. 
Diese dichtere Information über die Kriminali­
tät und ihre Erscheinungen erzeugt zweifellos 
bei den Menschen auch ein Gefühl, daß die 
Kriminalität rapide steigt. Ich glaube, wir soll­
ten uns überlegen, alle miteinander, wie 
wir ... (Abg. Dr. Bau e r: Jetzt haben Sie 
gerade gesagt, sie sinkt!) Ich habe von Gefühl 
gesprochen. Ich bitte, besser zuzuhören oder 
die Zwischenrufe eben zu unterlassen, denn 
sie sind nicht passend zu dem, was ich sage. 
(Abg. 0 I e n böe k: Sie passen Ihnen nichtI) 
Nein, nein, sie passen sachlich nkbt. (Abg. 
Dr. Bau er: Da schau herl) 

Ich glaube, wir sollten uns gemeinsam über­
legen, wie wir dieses Gefühl steigender Kri­
minalität, das allein durch die Informations­
dichte hervorgerufen wird, kompensieren kön­
nen. Das können wir meiner Meinung nach, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, nur 
dann kompensieren, wenn Sie von den Oppo­
sitionsparteien und wir von der Regierungs­
partei - wir tun es ja - die Sachen der 
Sidlerheit sachlich betrachten und uns nidlt 
aus parteipolitischen Gründen emotionell 
hochputschen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Wir haben neue Möglichkeiten und Methoden 
zu finden. Nur so wird es möglich sein, zweck­
mäßige und zielbewußte gesellschaftliche Maß­
nahmen zu setzen, die uns helfen, die Krimi-
nalität einzudämmen. . 

Vor allem sollten wir aber die Tatsachen 
nüchtern und realistisch sehen und nicht auf 
Grund eines noch so tragischen oder schreck­
lichen Einzelfalles. Wir sollten auch bei tragi­
schen und schrecklichen Einzelfällen unsere 
Emotionen unter Kontrolle bekommen. (Abg. 
Dr. Bau e r: Sie denken nicht an den "Bau­
ring"!) 

Die Sicherheitsberichte, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, geben ein objektives Bild 
der Kriminalität in Osterreich. (Abg. Dok­
tor Bau e r: Saudi-Arabien!) Die Frage nadl 
der Sicherheit ist eine wertende, die im hohen 
Maße von der Information abhängt. Die Infor­
mation wird durch die Sicherheitsberichte ge­
geben. Nun vergleichen wir die innere Sicher­
heit in Osterreich nicht mit irgendeinem nldlt 
entwickelten afrikanischen Land, sondern mit 
vergleichbaren Industrieländern in Europa. Bei 
diesem Vergleich kommt heraus, daß Oster-

reich ein sicheres Land ist. - Danke. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. Dr. Bau e r: Das glaubt 
aber nur der Hobl!) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Minister. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Inneres Rösch: Herr Prä­
sident! Hohes Hausl Sehr verehrte Damen 
und Herren! Ich will die Diskussion nicht zu 
sehr verlängern, doch glaube ich, daß es rich­
tig und notwendig ist, auf einige Argumente 
im Rahmen der jetzt abgeführten Debatte ein­
zugehen. 

Es ist immer die große Diskrepanz: Auf der 
einen Seite die Ziffern des Sicherheitsberich­
tes, die es so darstellen - diesbezüglich werde 
ich mir dann erlauben, noch etwas ins Detail 
zu gehen -, daß es tatsächlich nicht zu einer 
Erhöhung der Delikte und der Unsicherheit 
kommt, und auf der anderen Seite das Gefühl 
der Menschen, daß es aber unsicherer wird. 
Diese Diskrepanz versucht jetzt ein jeder nach 
seiner Art aufzuklären. 

Der Herr Abgeordnete Zeillinger und auch 
der Herr Abgeordnete OfenböCk haben ge­
meint: So geht das nicht, daß die Regierung 
und der Minister das auf die Zeitungen und 
so weiter abschieben; das ist nämlich tatsäch­
lich so. 

Ich möchte daher etwas aus Zeitungen 
zitieren, und zwar aus einem Artikel des Vor­
sitzenden der Vereinigung der österreichischen 
Kriminaljournalisten, erschienen in der Zeit­
schrift "Die Kriminalistik" Heft 2/1915. Der 
Journalist Ernst Plaue schreibt hier einen Ar­
tikel mit der Uberschrift "Kriminal bericht­
erstattung - ,Quo vadis?' ". Er besdläftigt sich 
mit der Frage, was heute in der gesamten 
Berichterstattung geschieht. - Ich möchte nur 
den Schluß des Artikels bringen. Am Schluß 
kommt er zu folgenden Uberlegungen: 

"Es ist nicht angenehm, von einem schika­
nösen Wachebeamten ein Strafmandat für 
Falschparken unter die Scheibenwischer ge­
steckt zu bekommen, es ist aber nicht sehr fair, 
diesem Beamten oder gar der ,schuldigen Poli­
tesse' vorzuwerfen, sie verschwende ihre Zeit 
damit, die ohnehin geplagten Autofahrer zu 
schikanieren, anstatt ,Verbrecher zu fangen'. 

Bei der Bevölkerung wird eine solche in den 
Zeitungsspalten immer wieder zu findende Ein­
stellung freilich auf Zustimmung stoßen. Wem 
aber nützt es, um bei der praktischen Seite 
zu bleiben: Den Polizeibeamten bei ihrer ohne­
hin nicht leichten Arbeit, der Bevölkerung, die 
sich nur um so mehr fürchtet, wenn der Polizei 
immer wieder Unfähigkeit, Laxheit und Macht­
losigkeit gegenüber den Straftätern öffentlich 
vorgeworfen wird? Den Journalisten etwa, die 
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Bundesminister Rösm 
wegen einer kurzlebigen Tagesstory so viel 
mehr und auf lange Sicht in Frage· stellen? 
Sicher keinem von ihnen, wohl aber den Ver­
brechern, die auf dem Humus der Furcht ihrer 
Opfer nur um so mehr gedeihen." 

Meine Damen und Herren! Das sagt nicht 
die Regierung, das sage nicht ich als Minister, 
sondern das sagt ein führender Journalist, der 
sich mit diesen Fragen - wer ihn kennt, weiß 
es - seit mehr als 25 Jahren, glaube iCh, 
beschäftigt und der zur Auffassung kommt, 
eben die Frage zu stellen: "Kriminalbericht­
erstattung - ,Qua vadis?' "; also: Wo gehst 
du hin? 

Das möchte ich an die Spitze stellen hin­
sichtlich der Differenz zwischen Zahlen auf der 
einen Seite und dem Gefühl, das sich in der 
Offentlichkeit breitmacht, auf der anderen 
Seite. 

Der Herr Abgeordnete Glaser hat dann ge­
meint, wir sollten die technische Ausrüstung 
mehr ausnützen. Der Herr Abgeordnete ZeH­
linger hat, glaube ich - ich hab' es nicht

J 

ge­
zählt, aber ich schätze es -, ungefähr 25- oder 
30mal gesagt: Und keine Initiativen wurden 
in der ganzen Zeit gesetzt, nichts auf diesem 
Gebiet! - Weiters wurde gesagt: Auf vielen 
anderen Gebieten, aber nichts, was der Sicher­
heit gedient hat. 

In der technischen Ausrüstung wurde immer­
hin einiges getan. Es wurde die VoIlmotori­
sierung der gesamten Exekutive erreicht. Nun 
kann man sagen, daß das nicht entscheidend 
ist. Ja, das ist nicht das Entscheidende, aber 
es ist ein Teil mit dazu. 

Es wurde die Funkausrüstung in Osterreich 
umgestellt, einheitlich für ganz Osterreich. Sie 
wissen, früher war nicht einmal zwischen Poli­
zei, Zoll und Gendarmerie ein Funkverkehr 
möglidl, denn jeder hat auf einer anderen 
Welle und auf einem anderen Kanal gesen­
det. Das ist jetzt vereinheitlicht worden. Wir 
haben alles mögliche versucht; es fehlt natür­
lich noch eine ganze Menge. 

Herr Abgeordneter! Darf ich jetzt eines 
sagen: Das, was 15 oder 20 Jahre nicht ge­
macht wurde, kann doch nicht in zwei Jahren 
geschehen. Das ist . nicht mögliCh! (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr, Bau er: Es waren ja 
lauter sozialistische Innenminister!) Es ist 
nicht um die sozialistischen Minister gegan­
gen, sondern ums Geld, das nicht da war. 
Denn dIe Sachen muß man ja kaufen. (Abg. 
S k r i t e k: Das waren die OVP-Finanzmini­
ster durch 20 Jahre, leider!) 

Dazu kommt noCh etwas, meine Damen und 
Herren! Die technische Entwicklung geht dodl 
erst seit den letzten Jahren so weit. Vor zehn 

Jahren hätten Sie zum Beispiel diese Funk­
geräte noch nicht bekommen können, weil es 
sie nicht gegeben hat. Die Handfunkgeräte, 
die wir jetzt anschaffen, sind überhaupt erst 
seit ... (Abg. S e k a n i n a: Die Belastung der 
Bevölkerung war ihnen Wurst! Eure Finanz­
minister, die schlechtesten Finanzminister, die 
wir gehabt haben! - Abg. G r a f: Herr Seka­
nina, Sie halten ja den Minister vom Reden 
auf! Der Sekanina unterbricht den Minister 
dauernd! - Abg. Se k a n i n a: Ich bin ein 
freigewählter Abgeordneter! - Abg. G r a f: 
Der Minister ist auch freigewähIt als Abge­
ordneter, lassen Sie ihn reden! - Weitere 
Zwischenrufe und Gegenrufe. -'- Der Prä s i­
den t gibt wiederholt das Glockenzeichen.) 

Hohles Haus! Ich darf also vielleicht fort­
setzen (Abg. G r a f: Natürlich!) und noch ein­
mal sagen: Eine Reihe dieser Geräte sind 
überhaupt erst in den letzten Jahren auf 
Grund der technischen Entwicklung möglich 
geworden. Daher konnten sie früher gar nicht 
angeschafft Wlerden. 

Der Abgeordnete Glaser hat dann richtig 
gesagt, es sollten alle führenden Beamten der 
Sicherheitsverwaltung zuerst einmal in den 
Unterbehörden arbeiten, um zu sehen, wie es 
dort ist. 

Gerade im Innenministerium, in der Gene­
raldirektion, ist das fast perfekt geschehen. 
Von insgesamt 22 der führenden Beamten der 
Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit 
sind lediglich vier nicht unmittelbar aus den 
Unterbehörden hervorgegangen. Dabei hat 
ein Beamter in der Zwischenzeit als stell­
vertretender Sicherheitsdirektor in Vorarlberg 
eine Zeitlang Dienst gemacht. Ein Beamter ist 
der Leiter der Kriminaltechnik, ein Chemiker 
mit Spezialverwrendung, der nicht gut unten 
anfangen kann. Bleiben also praktisch nur 
mehr zwei Beamte in führender Position übrig, 
die diese Sdmlung nicht gemacht haben. Ich 
glaube also, daß man auf diesem Sektor sagen 
kann: Was Erfahrung anlangt, haben die Her­
ren, die heube das Geschäft dort machen, wirk­
lich von der Pike auf diese Arbeit mitgemacht 
und dürften auch über eine sehr große Erfah­
rung verfügen. 

Nun darf ich vielleicht zu den sehr kriti­
schen Äußerungen des Herrn Abgeordneten 
Ofenböck kommen. Wenn ich jetzt ihm und 
dem Herrn Abgeordneten Zeillinger glauben 
würde, so wäre wirklich überhaupt nichts ge­
schehen und alles durcheinandergegangen. 

Zuerst die Frage im Zusammenhang mit der 
Sittlichkeit. Herr Abgeordneter, ich muß leider 
sagen, Sie sind mit Ihren Zahlen im Irrtum.. 
Auch wenn Sie die Homosexualität, die ja in 
der Zwismenzeit bis zu einem gewissen Grad 
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straffrei geworden ist, denn mit Jugendlichen 
ist sie noch immer strafbar, wegnehmen, ist 
die Zahl der Sittlichkeitsdelikte gesunken. Ich 
bitte das die Zahlen nachzulesen - Sie kön­
nen es drehen, wie Sie wollen -; Es waren im 
Jahre 1953 3804 ohne Homosexualitätsdelikte 
- sie lassen sich ja herausziehen, sie sind 
separat ausgewiesen -, und es sind jetzt 2110. 
Es waren ein Jahr vorher 2225, es waren noch 
ein Jahr vorher 2292, und es waren wieder 
ein Jahr vorher 2366. 

Jetzt kann man sagen, ja aber die Dunkel­
ziffer kennt man nicht. Richtig! Aber, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, die Dun­
kelziffer hat man 1953 auch nicht gekannt. 
(Abg. S kr i te k: Die hat man nie gekannt!) 
Es gibt keine Logik, die sagt, daß die Dunkel­
ziffer heute höher sein soll, als sie vor 20 Jah­
ren geWIesen ist. In diesen 20 Jahren ist eine 
Enttabuisierung auf diesem Gebiet erfolgt, 
sodaß die Dunkelziffer jetzt eher nicht mehr 
so hoch ist. 

Es gibt auf jeden Fall keine logische Be­
gründung, daß die Dunkelziffern heute höher 
sein sollen, als sie früher gewesen sind. Es ist 
also die Kriminalität auf dem Sektor der Sitt­
lichkeit gesunken, echt gesunken. (Abg. 
o f e n böe k: Von 1971 auf 1973 gestiegen, 
Herr Minister!) Sie ist vom Jahre 1911 von 
2292 auf 1973 2110 gesunken. Ich bitte viel­
mals um Entschuldigung, sie ist nicht gestie­
gen, sondern gesunken. (Abg. 0 f e nb ö c k: 
Das stimmt nichtf) 

Darf ich vielleicht in diesem Zusammenhang 
gleich bemerken: Der Abgeordnete Zeillinger 
hat wiederholt gesagt: Reden wir nicht vom 
Ausland, reden wir nicht von Afrika und so 
weiter; das wurde ja schon ,erwähnt. 

Mit Afrika haben wir nie verglichen, wir 
haben immer mit den Industriestaaten West­
europas verglichen. Sie haben gesagt, bleiben 
wir in Wien. Und in Wien sei diese Krimina­
lität größer geworden. Sie sagten, die Krimi­
nalität an Leib und Leben und bei der Sitt­
lichkeit sei größer geworden. Die Verhältnisse 
seien also schlechter geworden. Ich bitte um 
Entschuldigung, Herr Abgeordneter: Sie sind 
nicht schlechter geworden. 

Im Jahre 1953 hat es 4017 Delikte in Oster­
reich gegen Leib und Leben gegeben, im Jahre 
1973 3498. Ich gebe schon zu, die Kriminalität 
ist nicht um vieles gesunken, aber größer ist 
sie nicht geworden. 

Bei den Sittlichkeitsdelikten von 4966 auf 
2250, das ist eine sehr beachtliche Abnahme. 
Allerdings muß man da jetzt die Homo­
sexualität wegrechnen. Ich habe die Zahlen 
ohne Homosexualität zuerst schon genannt. 

Es ist ausschließlich bei dem Vermögen ... 
(Abg. Z e i 11 in ger: Da hat sich mehr ver­
schoben!) Es waren im Jahre 1953 ohne Homo­
sexualität 3804 und im Jahre 1973 2110; mit 
der Homosexualität 4966 zu 2250. 

Meine Herren, ich will gar nicht behaupten, 
daß das ein gigantischer Erfolg ist. Aber bitte 
zu verstehen, daß es doch nicht möglich ist, 
bei diesen Ziffern zu sagen: Im Gegenteil, sie 
sind gestiegen. Das kann man nicht sagen. 

Jetzt bleioon die Vermögensdelikte, also die 
Eigentumsdelikte. Bei den Eigentumsdelikten 
gibt es eine Verdreifachung von zirka 30.000 
auf rund 90.000. Und da sagt jetzt der Herr 
Abgeordnete Zeillinger: Ja schön, aber der 
Minister und die RJegierung argumentieren da 
immer mit den Autos. Vor 100 Jahren war es 
die Postkutsche, heute ist es das Auto. - Rich­
tigl Nur ein Unterschied besteht, Herr JAbge­
ordneter: Vor 100 Jahren sind nicht 600 Post­
kutschen in der Mariahilfer Straße rechts und 
links abgestJellt gewesen, aber heute sind es 
600 Autos. Das ist halt der Unterschied! Und 
deswegen ist auch die Kriminalität durch die 
Autos bedingt etwas höher geworden. (Leb­
hafte Zustimmung bei der SPO. - Abg. Z e i 1-
1 i n ger: Warum machen Sie nichts dagegen?) 

Jetzt kommt die Frage: Warum machJen Sie 
nichts dagegen? Hier bin ich, das gestehe ich 
offen, für jeden Ratschlag dankbar, wie man 
2,600.000 Autos und Kraftfahrzeuge aller Art, 
die es in Osterreich gibt, plus 32 Millionen 
Kraftfahrzeuge, die im Jahre 1974 vom Aus­
land hereingefahren sind, wie man also summa 
summarum rund 35 Millionen Kraftfahrzeuge 
sichert, die nahezu alle im Freien abgestellt 
sind. 

Meine Damen und Herren! Dieses Kunst­
stück hat man in Osterreich nicht zusammen­
gebracht, man bringt es auch im Ausland nicht 
zusammen. Es ist also die Fragle, ob es einen 
solchen Weg gibt. Hier teile ich Ihre Meinung. 
(Abg. Z e i 11 i n ger: Eine bessere Gesell­
schaftspolitik!) Ich glaube, Herr Abgeordneter, 
mit Gesellschaftspolitik können Sie kleine 
Autos sichern. Das ist auch nicht möglich. 
Autos muß man zusperren und muß ver­
suchen ... (Abg. Z e i 11 i n ger: Anständige 
Menschen kann man erziehen! Sie sind ja 
auch aus der alten Zeit her gut erzogen! -
Abg. S k r i t e k: Das tun wir sowieso, dazu 
brauchen wir Sie nicht!) Ich bitte um Verständ­
nis, daß ich als Innenminister für die Erzie­
hungspolitik nicht zuständig bin. Ich kann 
mich nur mit den Sicherheitsfragen im allge­
meinen beschäftigen. 

Der Herr :Abgeordnete Ofenböck. hat hier 
eine Behauptung aufgestellt. Ich muß sagen, 
daß Sie in diesem Fall jetzt wirklich der ein-
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zige in Osterreich sind, der so etwas ausführt. 
Nicht einmal die kritischsten Zeitungsschrei­
ber haben darauf hingewiesen, daß mit dem 
neuen Dienstsystem weniger Dienst gemacht 
wird. Herr Abgleordneter! Vor einem Jahr 
haben Sie selbst im Ausschuß noch das Gegen­
teil gesagt, indem Sie festgestellt haben, daß 
wir durch das Ubergehen von dem Dreierradi 
auf das Sechser- und Fünferradi mehr Beamte 
im Dienst haben. Beim DreiJerradl hatte die 
Hälfte Außendienst, die Hälfte Innendienst. 
Bei dem Sechserradi gibt es zwei Drittel 
Außendienst und ein Drittel Innendienst. 
Wenn Sie das durchrechnen, kommen Sie 
darauf, daß wir mehr Beamte im Dienst haben. 

In der Zwischenzeit haben wir in Wien von 
4500 Beamten auf 5300 aufgestockt. Dadurch 
haben wir wiederum mehr Beamte im Dienst. 
(Abg. L ins bau e r: Das stimmt nicht für 
Nachtdienst! - Abg. 0 f e n böe k: Herr Mini­
ster! Ich habe nur behauptet, daß in der Nacht 
halbe Gruppen Dienst machen!) Aber es sind 
mehr Beamte im Dienst als früher. (Abg. 
o f e n böe k: Sind in der Nacht mehr oder 
weniger Beamte im Dienst?) Es sind mehr 
Beamte im Außendienst als bisher. (Abg. 
o f e nb ö c k: Das stimmt nichtI) Sie müssen 
ja rechnen, wie der Außendienst und der 
Innendienst aufgeteilt sind. Aber ich bin gerne 
bereit, daß Sie, wenn Sie wollen, zu mir kom­
men. Schauen wir uns das an! Sie sehen dile 
Dienststunden, Sie sehen die Dienstpläne. Sie 
werden feststellen, daß es in Wirklichkeit 
mehr Beamte sind. 

Sie haben dann weiter kritis~ert, Herr Abge­
ordneter, daß man doch den Beamten mehr 
Schutz angedeihen lassen sollte. Hier bin ich 
wieder vollkommen Ihrer Meinung. Ich möchte 
doch eines sagen: Wir haben versucht, uns in 
jedem gerechtfertigten Fall vor die Beamten 
zu stellen. Aber hier haben wir gerade bei 
Ihren Freunden sehr wenig Unterstützung ge­
funden. Ich darf nur an die sehr unglückliche 
Sache in der Yppengasse erinnern. Ich habe 
damals hier im Hohlen Haus die Zeitungsüber­
schrift Ihrer Zeitung verlesen. "Schießwütige 
Kiberer" ist dort gestanden. Dann sind diese 
"sch:ießwütigen Kiberer" ein Jahr später vor 
Gericht freigesprochen worden, weil sie nicht 
schießwütig waren. 

Zuerst hat es geheißen: Ganz Osterreich 
jagt die Mordbestie Dostal. Und dann hat 
es geheißen: Blutrünstiger Gendarm .erschießt 
Dostal. Und vier Tage später hat die Gerichts­
medizin festgestellt, daß er sich selbst erschos­
sen hat. 

Das ist schwierig, da hilft kein Dilvorstellen, 
da hilft nichts, Herr Abgeordneter, wenn bei 
allen solchen Dingen versucht wird, gegen die 
Beamten vorzugehen. lAber ich bitte jeden mit-

zutun und bin bereit, alles, was hier geschieht 
und in Ordnung geht, zu decken. 

Auf der anderen Seite aber, glaube ich, ist 
folgende Vorgangsweise richtig: Wenn etwas 
nicht in Ordnung ist, wenn ein Beamter nicht 
den Gesetzen und den Vorschriften entspricht, 
dann kann er auch nicht gedeckt werden. Dann 
muß man auch offen sagen: Das war eine 
menschliche Fehlleistung, das war ein mensch­
liches Fehlverhalten, dagegen kann man eben 
nichts machen. Alles andere wäre eine falsch­
verstandene Kameraderie. (Abg. 0 t e n böe k 
Richtig!) 

Der Aufnahmestopp für 1915 ist nicht er­
folgt, Ich darf festhalten: Wir haben von 1910 
bis 1914 "kleine Initiative", um wieder beim 
Herrn Abgeordneten Zeillinger zu bleiben, 
"auf keinem Gebiet", Wir haben von 1970 
bis 1914 den Personalstand der österreichi­
schen Bundesgendarmerie um 598 Beamte im 
Ist-Stand aufgestockt. Von 1966 bis 1910 ist 
ler um 88 aufgestockt worden, bei uns um 598, 
Ich glaube, das ist doch ein ganz schöner Fort­
schritt, der erreicht worden ist. 

Wir haben derzeit wieder Anträge bei der 
Bundesregierung auf Neueinstellungen bei 
Gendarmerie und Poliz.ei laufen. Die Bundes­
regierung wird sie, nehme ich an, in einer 
der nächsten Wochen behandeln. Nur eine 
Bitte: Wenn wir dann mehr Beamte haben, 
soll aber nicht hier geklagt werden, daß der 
Dienstpostenstand erhöht worden ist. Meine 
Damen und Herren! Mit einem geringeren 
Dienstpostenstand mehr Beamte zu haben, ge­
lingt nicht. Im VerwaltungsdiJenst - das 
möchte ich ausdrücklich sagen - hat das Bun­
desministerium für Inneres keine Ausweitun­
gen, Unsere Ausweitungen sind ausschließlich 
im exekutiven Außendienst, und das aller­
dings um nahezu 680 Dienstposten einschlileß­
lich bei Gendarmerie und PoliZlei im Laufe 
der letzten vier Jahre, erfolgt. (Abg. S t e i­
ni n ger: Jawohl!) 

Was nun die Geräte für Schwechat betrifft, 
glaube ich, sind Sie ebenfalls leiner Fehlinfor­
mation aufgesessen. Wir haben die Geräte in 
Schwechat, Salzburg, Graz, und - wie mir 
dazu von meinen Herren gemeldet wurde -
es hat keinen Ausfall bei dieS/en Geräten ge­
geben. Aber --;- ich bitte, "aber" auch sagen 
zu dürfen - es ist die große Frage, ob hier 
wirklich nur der Bund und wirklich nur die 
öffentliche Hand dafür zuständig sind, daß 
dort solche Geräte angesdlafft werden. Auf 
alLen anderen Flughäfen Europas werden diese 
Geräte nämlich von den Flughafenbetriebs­
gesellschaften zum großen Teil bereitgestellt, 
weil die Flughafenbetriebsgesellschaft eine 
mehr privatwirtschaftlich organisierte Einrich-
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tung ist und diese ja für die Sicherheit ihrer soviel schlechter ist es nicht geworden (Abg. 
Kunden sozusagen zuständig ist. In Osterreich Z e i 11 in ger: In der Gesamtheit!); in der 
nicht. Gesamtheit. 

In Osterreich kriegen wir gar nichts; il-lles 
müssen wir machen. Wir haben sogar Geräte, 
die nur mit Baulichkeiten aufgebaut werden 
müßten, aber leider Gottes bekommen wir 
vom Flughafen SChwechat nicht einmal die 
Baulichkeiten zur Verfügung gestellt für ein 
Gerät, das seit einem Jahr dort steht und das 
wir nicht verwenden können. Ich habe mich 
jetzt erst wieder an die Vertreter im Aufsichts­
rat und so weiter gewandt, um zu bitten, daß 
man das doch endlich einmal erreicht, weil es 
ja so nicht geht, daß wir Geräte haben, aber 
sie nicht verwenden können, weil die Flug­
hafenbetriebsgesellschaft und zum Teil auch 
die AUA praktisch hier nicht mithelfen. 

Was die Leibesuntersuchungen mit den Hän­
den betrifft, das Abtasten und so weiter, mein­
ten Sie, Herr Abgeordneter, das sei sehr alter­
tümlich. Ich habe mir jetzt Berichte geben las­
sen, wo das auch noch. zurzeit gemacht wird. 
Derzeit wird noch in den Flughäfen von Frank­
furt, Rom, Athen, Beirut, Teheran mit Händen 
abgetastet, weil die technischen Geräte sehr 
trügerisch sind. Sie sprechen nämlich auf jeden 
Metallteil an, also auch auf einen Bleistift, 
auch auf eine Uhr und so weiter, und dadurch 
ist das eine größere Verzögerung als das Ab­
tasten. Wir versuchen wohl, mit den modern­
sten Mitteln zu arbeiten, aber es wird der 
Mensch nicht ersetzt werden können, wenn 
wir diese Sicherheit hier weiter beibehalten 
wollen. 

Darf ich jetzt zum Schluß noch einmal sagen, 
daß es mich doch natürlich irgendwie gewurmt 
hat, als der Abgeordnete Zeillinger meinte: 
Aber in dieser Stadt ist es schlechter gewor­
den. In dieser Stadt ist es in den letzten 
20 Jahren und so weiter, in denen er hier 
gelebt hat, immer schlechter geworden - und 
das ärgere ihn am meisten -, vor allem in 
den letzten vier Jahren, in denen diese Regie­
rung war, ist es schlechter geworden. 

Die Vermögens delikte habe ich ja schon er­
wähnt. - Unbestritten I Aber Sie kamen auch 
auf Mord, Totschlag und so weiter zu sprechen. 
Wir hatten in Wien im Jahre 1970 53 solcher 
Delikbe auf 100.000 Einwohner und im Jahre 
1973 40 auf 100.000 Einwohner - es ist nicht 
schledüer geworden I -, in ganz Osterreich 
im Jahre 1970 48 auf 100.000 Einwohner, im 
Jahre 197346 auf 100.000 Einwohner. 

In ganz Osterreich im Jahre 1970 38 Sitt­
lichkeitsdelikbe auf 100.000 Einwohner, im 
Jahre 1973 30 auf 100.000; in Wien 37 im 
Jahre 1970 und 29 im Jahre 1973. Also gar 

Herr Abgeordneter! Sie haben nicht nur 
von den Vermögens delikten gesprochen, son­
dern auch über Mord, sowie über die Verge­
waltigung eines Mädchens im Prater, das drei 
oder viermal - nach Ihren Aussagen - dort 
marschiert ist, und so weiter. (Abg. Z eil 1 i n­
ger: Herr Minister! Sie müssen mir zuhören! 
Von der gesamten Sicherheit habe ich gespro­
chen, und die haben Sie nicht zitiert!) Das 
ist aber nicht der Fall. 

Und jetzt zur Geschichte über die alte Frau 
mit ihrem Taschlerl, Herr Abgeordneter. Sie 
haben auf die Diskussion hingewiesen. -
Ridltig! In mehreren Diskussionen ... (Zwi­
schenruf des Abg. Z e i 11 j n ger. - Abg. 
Dr. Fis c her: Zeillinger will Apfel und Bir­
nen!) Immer wieder kommt jemand und ... 
(Weitere Zwischenrufe des Abg. Z e i 11 i n­
ger.) Das sage ich ja: Die Vermögensdelikte 
sind um das Dreifache angestiegen. (Abg. 
Z eil 1 i n gel: Alles zusammen!) Bei allen 
anderen Delikten ist es besser geworden. 

Meine Damen und Herrenl Wenn ich zum 
Beispiel die 3498 Delikte gegen Leib und Leben 
den rund 90.000 Vermögensdelikten gegen­
überstelle und das zusammenzähle, dann 
schaut es natürlich wesentlich schlechter aus. 
Aber idl glaube nur eines: Wenn man das 
den Leuten ununterbrochen einhämmtert, muß 
die Furdlt größer werden. Die Furcht muß 
steigen. (Abg. Z e i 11 i n ger: Die Leute sind 
also schuld, wenn sie sich fürchten!) Und das 
ist es, was ich - nicht nur ich, sondern auch 
der Kriminalstatistiker - feststeHen wollte; 
sonst gar nichts. 

Dabei will ich gar nidlts besdlönigen, über­
haupt nichts beschönigen, meine Damen und 
Herren, denn eine Beschönigung wäre sicher­
lich schlecht. Aber den Menschen di!e Furcht 
einzureden, so wie Sie es tun, das ist, glaube 
ich, genauso falsch und schadet den Mensdlen 
genauso. Dagegen wehre ich mich! (Beifall bei 
der SPtJ.) 

Präsident: Nädlster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Prader. 

Abgeordneter Dr. Prader (OVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Herr Kollege Hobl hat im Zuge seiner 
Rechtfertigungsrede sehr in die Geschidlte zu­
rückgeblendet. Das ist kein wirksames Argu­
ment. Ich könnte jetzt Sokrates zitileren, der 
ebenfalls gegen die Verworfenheit seiner Zeit 
einiges einzuwenden gehabt hat. Was wir 
meinen, ist etwas ganz anderes, das solcherart 
nicht I1etuschiert werden kann. 
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Herr Ministerl Eines gestehe ich Ihnen zu: 
Auch Sie haben Anspruch auf Sicherheit, ich 
werde daher nient so emotionell spreenen wie 
der Herr Abgeordnete Zeillinger, damit Sie 
sidl nient durch die Opposition bedroht fühlen 
können. 

Meine Damen und Herren! Auch idl möente 
auf diese Veranstaltung in Leopoldau einge­
hen, und zwar aus ganz bestimmten Motiven. 
Ich vedese hier das, was ein Kommentator 
der "Kleinen Zeitung" am 8. Februar 1975 
dazu bringt: 

Es heißt hier: 

"Bei einer SPO-Veranstaltung in der Wiener 
Leopoldstadt ist es am Dienstag abend zu 
einem kollektiven Ausbrudl des Volkszorns 
gekommen: Wienerimlen und Wiener aller 
Altersschichten haben den Spitzen der Exeku­
tive sehr konkret und mit urwienerischem 
Pathos die Meinung gesagt. Alles kam an 
diesem Abend, über den wir ausführlich be­
richteten, zur Sprache: die Angst vor Uber­
fällen und Einbrüchen, der Zorn über die Bos­
heitsakte herumstreunender Jugendlicher, 
über die Störung der Nachtruhe der arbeiten­
den Bevölkerung durch lautstarke Strawanzer 
und die Brutalitäten im Straßenverkehr. Alle 
diese Klagen gipfelten im Hauptvorwurf: Die 
Poli1lei bietet der Bevölkerung keinen oder zu 
wenig Schutz. Selbst der Innenminister mußte 
bei dieser Diskussion zugeben, daß das ,Gefühl 
der Unsienerheit' zugenommen habe." 

Ien habe mir, weil hier ein Verweis auf 
einen vorhergehenden Artikel ist, auch den 
beschafft, um auch die Antwort des Herrn 
Innenministers klarsidltiger, sofern der Be­
richt stimmt, vor mir zu haben, und hier steht 
zu lesen: 

"Er behauptet zwar" - der Innenmini­
ster -, "daß die Unsicherheit in Wien tat­
sächlidl nicht zugenommen habe, aber er gibt 
zu, daß das Gefühl der Unsicherheit größer 
geworden sei." Und da muß man denn doch 
auch die Frage stellen: Wieso? Wieso hat die 
Bevölkerung das Gefühl, daß die Unsicherheit 
größer geworden ist? Wieso ist entgegen den 
Behauptungen der derzeitigen staatlichen 
Amtsträger diese Auffassung vorhanden? 
Solche Dinge können doch nicht einfach vom 
Tisch weggewischt werden und hier erklärt 
werden: das ist albes nicht vorhanden, weil 
vielleidlt unter dem Eindruck dieser Veran­
staltung und der Wortmeldungen auch der 
Innenminister zu der Uberzeugung gekommen 
ist, daß tatsächlich dieses "Gefühl der Un­
sicherheit" vorhanden ist. Da, glaube ich, ist 
der Kern der Sache. 

Ich habe so sehr die Uberzeugung und 
die Auffassung, daß auch in diesem Bereich 
wieder etwas gemacht wird, was in anderen 
Bereichen ja auch geschieht, nämlich daß man 
versucht, mit peripheren Maßnahmen diesem 
Gefühl der Unsicherheit zu begegnen, und 
das nie gelingen kann, weil die Ursache nicht 
herausgeschält wird. Meine sehr verehrten 
Damen und Herren von der linken Reichshälfte 
in diesem Haus I Genauso versuchen Sie auch 
im wirtschaftlidlern Bereidl, mit peripheren 
Maßnahmen die zentrale Frage zu lösen, und 
daher kann dieses Vorhablen nie und nimmer 
gelingen. Man hat dann immer den Eindruck. 
daß das Alibiaktionen sind, und das ist 
sdllecht. Hier muß ja etwas Grundlegendes 
vorliegen, und das ist das Entscheidende! 

Seien Sie mir nicht böse, wenn wir halt 
glauben, daß Ihre Gesellschaftsphilosophile, die 
Sie immer stärker hineintragen, die immer 
stärker spürbar wird, der Hauptgrund, zumin­
dest aber ein sehr wesentlicher Mitgrund für 
dieses Gefühl der Unsicherheit in Ost/erreich 
ist, dieses Drängen, immer alles zu entschuldi­
gen, alles bis zum Extrem zu entschuldigen, 
dieses Bemühen in der Gegenüberstellung d1er 
schutzwürdigen Interessen, den einen Teil 
gegenüber der Sdlutzwürdigkeit der Interes­
senlage der ganz:en Bevölkerung nur gegen­
überzustellen und verschiedentlich zu bewer­
ten. 

Man hat halt das Gefühl, Herr Innenmini­
ster, daß in die Bekämpfung dieser Situation 
kein Dampf hineingegeben wird, daß man mehr 
largiert anstatt Gas zu geben. Das ist das, 
was so spürbar wird, das vielleicht nicht in 
einer klaren Analyse, in einer vollendeten 
Taktik zum Ausdruck kommt, aber doch in 
den Klagen dieser Leute. 

Herr Innenministerl Das, was Sie als Motiva­
tion hier angeführt haben, stimmt nidlt. Viel­
leicht mag es am Rand dazu beitragen, daß 
die Berichterstattung darüber eben dieses Un­
sicherheitsgefühl erzeugt. Gerade dieser Be­
richt sagt dodl, daß das aus dem echten leige­
nen Erleben dieser Menschen herauskommt, 
daß das nicht etwas ist, was ihnen durch die 
Massenmedien, durch das Fernsehen oder 
durch die Zeitungen oktroyiert wurde. Nein, 
das haben die Menschen alles selber erlebt! 
Deswegen, glaube ich. sollten Sie nicht auch 
von der Regierungsseite her etwa eine Politik 
betreiben, daß alles in den Himmel gehoben 
wird. In bezug auf die Sicherheit nützt doch 
nur .eines, wenn man die Dinge, wie sie wirk­
lich sind, klar ausbreitet und hier eine Debatte 
darüber abführt, wie man die Dinge verbes­
sern könnte. 
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Dr. Prader 
Das ist leider nicht geschehen I Sie machen 

das ja nicht! Sie sagen immer nur: Es ist her­
vorragend; wir danken dem Minister. Das 
haben Sie gestern beim Herrn Finanzminister 
gesagt, Sie haben sich bei ihm bedankt im 
Dezember, als er erklärt hat, es sei völlig 
unrimtig, daß das veransmlagte Budgetdefizit 
um 7 Milliarden übersmritten wird. Sie haben 
sim jetzt bedankt, als er erklärt hat, daß es 
stimmt, daß es um 7 Milliarden übersmritten 
wird. Sie haben sim wahrscheinlim in Kürze 
auch wieder zu bedanken, weil er jetzt gesagt 
hat, das Budgetdefizit wird 1975 nicht die 
Größenordnung annehmen, die wir vermuten, 
die wir nicht nur vermuten, sondern praktisch 
schon wissen, weil es gar nicht anders möglich 
ist. Sie werden sich dann, wenn er sagt, ja, 
das war richtig, genauso wieder dafür be­
danken. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Kritiklos!) 

Das ist aber keine Konfrontation, aus der 
die bessere Leistung, die bessere Uberlegung 
in der Diskussion gewonnen werden könnte. 
Das ist stur heil. Mir kommt das ungefähr 
so vor, daß Ihnen schon das Wasser bis zum 
Mund steht. und Sie sagen aber nom immer 
heil, weil es ein rotes Wasser ist, so lang, 
bis es nicht mehr geht, und dann erklären 
Sie: untergegangen, aber treu bis in den Tod. 
(Beiiall bei der OVP. - Abg. Fa chI e u t­
ne r: Wie der Orsolicsl) So ungefähr möChte 
ich Ihre Politik, Ihre Taktik hier als Opposi­
tionssprecher charakterisieren. Im halte das 
für absolut nimt gutl (Beifall bei der tJVP. 
- Abg. Dr. Kr eis k y: Beim letzten Unter­
gang Osterreichs war eine ganz andere Partei 
bedeutend!) 

Herr Bundeskanzler! Ich bedauere sehr, daß 
Sie wegen Ihrer natürlich sehr großen Bean­
spruchung in AmtsgesChäften nur die Möglim­
keit gehabt haben, meiner letzten Passage 
zuzuhören und daher vielleimt nicht so rim­
tig in der Beurteilung dessen sein können, 
was ich hier ausgesprochen habe. (Abg. Dok­
tor Bau e r: Der Kanzler sinniert über den 
"Bau ring" I) 

Ich mömte aber auch dazu sagen, daß natür­
lich etwas anderes auch mitspielt. Herr Bun­
deskanzlerl Da sind Sie jetzt gerade zur rich­
tigen Zeit gekommen. Erinnern Sie sich an 
den großen Gag: der Kampf gegen das Amts­
kappei? Das ist etwas Herrliches I Und jeder 
hat smon den Polizisten gesehen, diesen wil­
den Mann, der ihn straft, der gegen ihn vor­
geht, der die Parksünder zur Rechensmaft 
zieht. Es ist doch so leicht, Emotion gegen 
diese Menschen zu erzeugen, die diesen Dienst 
zu machen haben und die verpflichtet sind, 
für unsere Sicherheit zu sorgen. (Beifall bei 
der OVP.) 

So werden doch die Dinge gemacht! Das 
ist das, was dann zu dieser Verunsicherung 
führt. zur Verunsicherung der Bevölkerung, 
aber aum zur Verunsimerung der Exekutiv­
beamten, die einen ungeheuer gefährlidIen 
Beruf haben. Da wird dann nom in großer 
Aufmachung berichtet - wenn das von Zei­
tungen unserer Seite geschehen ist, dann dedee 
ich das gar nicht - und manche spielen sich 
zum Rimter über Exekutivbeamte auf, die 
unter größten Gefahren, unter Nervenanspan­
nung und ohne Zeit zum Uberlegen so reagie­
ren mußten I Unter Umständen stellen nadIhe'I 
andere, die nicht dabei waren, als es gefähr­
lich war, in neunmalkluger Weisheit Uberle­
gungen an, wie man das und jenes hätte viel 
besser und vielleicht ohne einen scharfen 
Schuß abzugeben lösen können. 

Man hat ja gehört, es dürfe ein Polizist 
erst schießen, wenn der andere geschossen hat. 
Nur ist es halt möglich. daß er dann gar 
nimt mehr lebt, und das ist die Schwierigkeit. 
Das sind eben Uberlegungen, die in solchen 
Situationen angestellt und von den Exekutiv­
organen gemeistert werden müssen. 

Oder ich erinnere daran, Hohes Haus -
das sind aum Dinge, die ausgesprochen wer­
den müssen -, daß der Schah damals, idI 
glaube, es war vor einigen Jahren, hier -
ni mt von österreichismer Seite. von anderer 
Seite - mit Demonstrationen bedacht worden 
war. Da hat sich ja auch etwas geändert. Als 
damals die Leute auf die Ringstraße gegangen 
sind, sidI auf die SdIienen gesetzt haben zu 
einer Zeit, als die Arbeitnehmer nach Dienst 
gerne nach Hause gefahren wären, da hat die 
Polizei die Aufgabe gehabt, die Schienen frei 
zu machen, damit die Leute von der Arbeit 
nach Hause fahren können. Damals sind an­
geblich einige angerempelt worden, die nicht 
diesem Auftrag gefolgt sind, und haben blaue 
Fledeen davongetragen. Und siehe da, nicht 
die, die das gemadIt haben, waren dann die 
Bösen - nein, die Polizisten, weil sie viel­
leimt zu hart oder zu stark durchgegriffen 
hatten. 

Das ist doch einmal so. Jeder Polizist hat 
dann, wenn er sich emt für seine Aufgabe 
einsetzt, ununterbrochen Schwierigkeiten, weil 
halt einfach anscheinend das Motto hier wie 
immer Geltung hat: Der 'Ermordete ist der 
Schuldige, ist der Täter, und nicht der Mörder. 
Hier müssen die Dinge ins rechte Licht gerodet 
werden. 

Ich möchte dazu sagen, daß sim selbstver­
ständlim - ich schließe da niemanden aus -. 
alle Osterreicher ein bißchen bei der Nase zu 
nehmen haben. Unser Freund Glaser hat hier 
schon darauf hingewiesen. daß, wenn da je­
mand erstomen aus der Tür fällt, sich die 
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Dr. Pr ader 
Leute umdrehen und weggehen. Es ist über­
haupt niemand mehr bereit, einem anderen 
Hilfe zu leisten, wenn irgend etwas passiert. 
Die Wachkörper werden nicht unterstützt, son­
dern jeder schaut, daß er möglichst rasch weg­
kommt. Das sind natürlich auch Gegebenhei­
ten, bei denen man, wenn nicht alles klappt, 
nicht die Schuld schlechthin, wie es dann ge­
schieht, der Exekutive in die Schuhe schieben 
kann. 

Was ja auch so ungeheuerlich ist: Der Vor­
fall, Herr Innenminister, bei dem eine Poli­
tesse attackiert wurde. Es läuft dann der Mann 
- es war zufällig ein Amtskollege, ein nieder­
österreichischer Landesbeamter - in ein 
Amtszimmer und bittet noch dazu öffentlich 
Bedienstete in ihrer Amtsfunktion, die dort 
tätig sind, sie mögen ihm einen Anruf ge­
statten, damit er die Wachstube verständi­
gen kann. Und dann wird ihm erklärt: Privat­
gespräche dürfen hier nicht geführt werden. 
Das sind doch einfach Situationen, die dem 
Faß den Boden ausschlagen. Hier müssen wir 
sagen: Diese Ihre geistige Philosophie, die 
Dinge immer zu verniedlichen und parmanent, 
fast penetrant alles zu entschuldigen, immer 
führt das zu einer Situation, die in einem Ge­
fühl der Unsicherheit ihren Ausdruck. findet. 
Solange diese Grunddinge nicht beseitigt wer­
den, werden alle anderen Maßnahmen zu kei­
nem Erfolg führen. 

Herr Bundesminister! Bei aller Hochachtung 
vor der Schwierigkeit der Aufgabe, vor die 
Sie gestellt sind: Bemühen Sie sich doch, Wege 
zu finden, Methoden zu entwickeln, die der 
Bevölkerung wieder das Vertrauen in die 
Sicherheit in Ihrer Umgebung geben. Das 
scheint mir das zentrale Anliegen zu sein. 

Ich hätte hier noch sehr viel zu sagen. Aber, 
Herr Bundesminister, eines noch: Sie haben 
im Ausschuß bei der Behandlung des Sicher­
heitsberichtes unter anderem auch die Mit­
teilung gemacht, daß Sie an eine Vereinheit­
lichung der Uniformen der Exekutivkörper 
denken, aus Rationalisierungs- und Zweck­
mäßigkeitsgründen, vor allem auch im Hin­
blick. auf die Kritik des Rechnungshofes, der 
das Nebeneinanderbestehen verschiedener 
Massafonds schon seit Jahren kritisiert. 

Sie haben erklärt, Herr Bundesminister, daß 
hier im vollen Einvernehmen ~it den Perso­
nalvertretern vorgegangen würde. Sie haben 
auch schon gewisse Modelle erwähnt. Sie 
haben aber meines Wissens - außer ich hätte 
das falsch gehört - ausdrüddich erklärt, daß 
das in keiner Weise dem· Bemühen oder der 
Vorstufe dienen soll, die Polizei und die Gen­
darmerie in ein e n Wachkörper zusammenzu­
fassen. 

Meine Uberraschung war daher sehr groß, 
als ich dann in der "Parlamentskorrespondenz" 
vom 5. Februar den Satz finde: "Minister 
Rösch erwiderte, eine allfällige Zusammenle­
gung von Polizei und Gendarmerie wäre Sache 
des Verfassungsgesetzgebers. Immerhin" -
steht hier - "werden vorbereitende Maßnah­
men getroffen, etwa die Vereinheitlichung der 
Kraftfahrzeuge und des Funkwesens." 

Ich habe erwähnt, Herr Minister, daß im 
mich nicht erinnern kann, daß Sie das gesagt 
haben. Ich habe sogar noch im Gehör, daß Sie 
erklärt haben, daß die Uniformfrage mit einer 
Zusammenlegung dieser Wachkörper, die wir 
für völlig verfehlt halten - ich sage das, unser 
Standpunkt war immer derselbe - nichts zu 
tun hat. (Bundesminister R öse h: Kraftfahr­
zeuge und Funk!) Nichts zu tun hat! Als vor­
bereitende Maßnahme der Zusammenlegung 
von Polizei und Gendarmerie heißt es. (Bun­
desminister R öse h: Kraftfahrzeuge und 
Funk!) Neinl Das heißt nicht Kraftfahrzeuge 
und Funk, sondern von Polizei und Gendar­
merie. 

Wenn Sie, Herr Bundesminister, glauben, 
daß die einheitliche Uniformierung von uns 
als erstes Stadium einer Zusammenlegung die­
ser Wachkörper akzeptiert und gutgeheißen 
würde, dann muß ich Ihnen sagen, daß Sie 
hier völlig falsch liegen. Zu dem werden Sie 
unsere Unterstützung nicht erhalten können. 

Für die Uniformen werden Sie im Zusam­
menwirken mit den Personalvertretern sicher 
Lösungen finden. Aber auch hier ist die Frage 
zu stellen, Herr Minister, ob diese Aufgabe 
jetzt eine so sehr vordringliChe ist. 

Sie haben, Herr Minister, hier gesagt -
und auch im Sicherheitsbericht steht das, ich 
kann das nicht beurteilen -, daß die Vollmoto­
risierung erreicht sei. Es wird mir aber ge­
sagt, Herr Minister, daß dann, wenn bei einem 
Posten ein Auto, das ihm zugeteilt ist, aus­
fällt, weil es eben technische Gebrechen gibt, 
Sie nicht in der Lage sind, diesem Posten 
etwa einen Verfügungswagen für die Zeit, 
in der der eigene Wagen ausfällt, zur Verfü­
gung zu stellen. Das ist doch absolut nicht 
zufriedenstellend. Denn was soll denn dieses 
Exekutivorgan, dieser Posten dann für eine 
Wirksamkeit entwickeln, wenn ihm dazu die 
technischen Voraussetzungen fehlen. 

Herr Ministerl Auch im Gebiet der Funk­
ausrüstung können zweifellos FortsChritte er­
zielt werden. Hier ist die Ausstattung noCh 
bei weitem nicht am Ende, noCh lange nicht 
zufriedenstellend. Da sind eben aum Uberle­
gungen anzustellen, unabhängig jetzt von der 
grundsätzlichen Frage, die ich vorher . ange­
schnitten habe: Was ist jetzt im gegenwärti­
gen Augenblick wichtiger - die ungeheuren 
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. Dr. Prader 
Beträge, die für eine Vereinheitlichung der 
Uniformen notwendig sind, zur Verfügung zu 
stellen oder zunächst doch diese dringenden 
Ausrüstungen im Bereich der Exekutivkörper 
zu perfektionieren, die Quantität zu verbes­
sern und sich vielleicht erst nachher mit diesen 
Fragen zu beschäftigen. Ich weiß nicht, inwie­
weit es möglich ist, gebietsweise eine solche 
Umrüstung im Bereiche des Uniformwesens 
durchzuführen, weil es eine Menge Komman­
dierungen gibt. Denn es würde natürlich ein 
außerordentlich komisches Bild bieten, wenn 
dann nicht eine Einheitlichkeit, sondern auch 
äußerlich eine sehr differenzierte Form in Er­
smeinung treten würde. 

Herr Minister! Ich wäre Ihnen sehr dankbar, 
weil sic:h auch die Presse - ich möchte das 
heute hier nic:ht weiterzitieren - mit dieser 
Frage beschäftigt hat, wenn Sie heute diesem 
Hohen Hause eine ganz klare Antwort geben 
würden: Betrac:hten Sie dieses Uniformge­
spräch, dieses Bemühen zur Vereinheitlichung 
der Uniformen nicht als Selbstzweck, sondern 
als erste Vorstufe in Ihrem Bemühen, Gen­
darmerie und Polizei zusammenzulegen? Oder 
hat das, wie ich es in Erinnerung habe, mit­
einander nichts zu tun? Diese Frage bitte ich 
Sie, Herr Minister, klar zu beantworten. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Beric:hterstatter ein 
Sc:hlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s t i m­
m u n g, die ich über jeden der drei Beric:hte 
getrennt vornehme. 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über 
den Antrag des Ausschusses, den Beric:ht der 
Bundesregierung über die innere Sic:herheit 
österreichs im Jahre 1971 (111-53 der Beilagen) 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sic:h von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist ein s tim m i g a n­
genommen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Ausschußantrag, den Bericht der 
Bundesregierung über die innere Sicherheit 
österreichs im Jahre 1972 (111-99 der Beilagen) 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich ersuc:he auch hier jene Damen und Her­
ren, die hiezu ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ebenfalls ein­
stimmig angenommen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Antrag des Aussc:husses, den Bericht 
der Bundesregierung über die innere . Sicher-

heit österreic:hs im Jahre 1973 (III-139 der 
Beilagen) zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. Ein s tim m i g an gen 0 m­
men. 

4. Punkt: Bericht des Verfassungsaussdtusses 
betreffend den Beridtt des Bundesministers tur 
Inneres (111-154 der Beilagen) über die Tätig­
keit des Osterreichischen UN-Polizeikontin­
gents auf eypern tur das Jahr 1973 (1473 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 4. Punkt der 
Tagesordnung: Bericht des Bundesministers für 
Inneres über die Tätigkeit des Osterreichi­
schen UN-Polizeikontingents auf Cypern für 
das Jahr 1973. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Müller. Ich ersuc:he um seinen Bericht. 

Berichterstatter Müller: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Namens des Verfassungsaus­
schusses bringe ich den Bericht des Verfas­
sungsausschusses betreffend den Bericht des 
Bundesministers für Inneres über die Tätigkeit 
des Osterreichischen UN-Polizeikontingents 
auf Cypern für das Jahr 1973 (111-154 der Bei­
lagen). 

Der gegenständliche dem Verfassungsaus­
schuß zur Vorberatung vorgelegene Tätigkeits­
bericht enthält, wie schon die für die Jahre 
1971 und 1972 erstatteten Berichte, eine Ober­
sicht über den Aufgabenbereich des Osterrei­
chischen UN-Polizeikontingents, dessen Tätig­
keit im Berichtszeitraum sowie über perso­
nelle, technische und finanzielle Fragen des 
Einsatzes. 

Aus dem Bericht ergibt sich, daß der UN­
Polizeitruppe, der keine polizeilichen Zwangs­
exekutivbefugnisse zustehen, insbesondere die 
Erhebung und Berichterstattung in allen jenen 
polizeilichen oder sonstigen Angelegenheiten 
obliegt, in denen auf Grund der außergewöhn­
lichen Verhältnisse die Polizei oder sonstige 
amtliche Dienststellen der RepublikCypern 
nicht oder nur unter Mitwirkung der Verein­
ten Nationen tätig werden können beziehungs­
weise in denen eine Bevölkerungsgruppe 
gegen die andere Beschwerde führt. 

Der Verfassungsausschuß hat den gegen­
ständlichen Beridlt am S. Feber 1975 in Ver­
handlung gezogen und nach Wortmeldungen 
der Abgeordneten Glaser, Dr. Schmidt sowie 
des Bundesministers Rösch einstimmig be­
schlossen, dem Nationalrat zu empfehlen. den 
Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 
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Mtuler 
Der Verfassungs ausschuß stellt somit den 

An t rag, der Nationalrat wolle den Bericht 
des Bundesministers für Inneres über die 
Tätigkeit des Osterreichischen UN-Polizeikon­
tingents auf Cypern für das Jahr 1973 (111-
154 der Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident: Wird gegen den Antrag, General­
und Spezialdebatte unter einem abzuführen, 
Einwand erhoben? - Das ist nicht der- Fall. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. Kara­
sek. 

Abgeordneter Dr. Karasek (OVP): Herr Prä­
sident! Hohes Hausl Knapp vor Weihnadlten, 
Mitte Dezember, hatten der Abgeordnete Kol­
lege Czernetz und ich Gelegenheit, auf Grund 
unserer Funktionen, die wir in der Politisdlen 
Kommission des Europarates ausüben, Cypern 
zu besudlen. Wir sind bei dieser Gelegenheit 
auch Gäste unserer beiden Kontingente ge­
wesen, sowohl des Kontingents, das das öster­
reichische Bundesheer stellt, als auch des 
Osterreichischen UNO-Polizeikontingents. Wir 
beide konnten uns bei dieser Gelegenheit 
überzeugen, daß unsere Polizisten, die 
Angehörigen dieses Kontingents, an Einsatz­
bereitsdlaft, an Pflidltbewußtsein und an 
patriotischer Gesinnung nidlt zurückstehen 
hinter den Leistungen des österreichischen 
Bundesheeres, die wir schon gelegentlidJ. der 
Verabschiedung des Berichtes über das Bun­
desheerkontingent gewürdigt haben. 

Ich glaube daher, daß es sich für uns ziemt, 
diesem UNO-Polizeikontingent, allen Beam­
ten, die in dieser Funktion tätig sind, heute 
den Dank dieses Hauses zum Ausdruck zu 
bringen. 

Die österreichischen Polizisten sind in einer 
äußerst heiklen Mission tätig, die von jedem 
einzelnen viel diplomatisches Geschick, gleich­
gültig, welchen Rang er einnimmt, erfordert, 
denn es handelt sich um ein Einschreiten bei 
interkommunitären Vorfällen, wo oft sehr 
schwer Schuld und Unschuld festzustellen ist 
und wo sie besonders darauf achten müssen, 
daß sie die Grundsätze der Objektivität nicht 
verletzen. Sie erfüllen, glaube ich, auch in 
Entsprechung der außenpolitischen Rolle 
Osterreichs eine Mission, die wir als Mitwir­
kung bei sogenannten friedenserhaltenden 
Operationen bezeichnen. 

Wenn ich kurz bei dieser Gelegenheit auf 
die Cypern-Frage eingehe, so nicht, um Sie 
lange aufzuhalten - ich werde das in aller 
Kürze tun -, sondern um Ihnen zu sagen, 

von welcher Gesinnung jene Gruppe von fünf 
Leuten aus verschiedenen europäischen Län­
dern, die Cypern bereist hat, beseelt waren 
und wie wir das Problem sehen, welches die 
Prinzipien sind und wie die außenpolitische 
Interessenlage sich darstellt, die maßgeblich 
für die Beurteilung der heutigen Situation in 
Cypern ist. 

Ich glaube, der wichtigste Grundsatz, von 
dem wir uns bei unserer Mission leiten ließen, 
war der, daß wir zum Ausdruck gebracht 
haben, daß die 18 Länder des Europarates 
an der Unabhängigkeit, an der Souveränität 
und an der territorialen Integrität Cyperns 
interessiert sind und daß Cypern als selb­
ständiger Staat im Interesse des Friedens und 
im Interesse des politischen und militärischen 
Gleichgewichts in Europa erhalten bleiben 
müßte. 

Zweitens konnte keiner der diese paar Tage 
in Cypern Verweilenden an dem maßlosen 
Elend vorbeigehen, das sich aus der Existenz 
von 180.000 Flüchtlingen im südlichen Teil 
der Insel ergibt. Ich weise darauf hin, daß 
gerade in den Monaten des Winters etwa 
12.000 in primitivster Art und Weise in Zelten 
untergebracht sind und daß daher einer der 
Grundsätze und eines der Prinzipien bei der 
Lösung der Cypern-Frage die Ermöglidmng 
der Rückkehr der Flüchtlinge in ihre Heimat 
sein müßte. 

Drittens wird allen klar und einsichtig, die 
mit dem Cypern-Problem konfrontiert sind, 
daß der Abzug aller fremden Truppen, die 
nicht auf Grund internationaler Verträge zu 
einem Aufenthalt auf Cypern berechtigt sind, 
sobald als möglich erfolgen sollte. 

Man kann und konnte in diesen Tagen an 
der Frage nicht vorbeigehen, wie man sich 
die Normalisierung der Lage vorstellen 
könnte und warum gerade der Europarat so 
sehr Direktgespräche zwischen den beiden 
Volksgemeinschaften ermutigt hat. Aber uns 
war klar, daß die Lösung der Cypern-Frage 
sicher nicht nur von außen kommen konnte, 
sondern daß die Cyprioten vor allem lernen 
müßten, als Gemeinschaft, als Volksgemein­
schaft nebeneinander und zusammen zu leben. 

Aus diesem Grund möchte ich sagen, daß 
die Schaffung von Fait accomplis, wie sie 
leider durch die Ausrufung eines Bundesstaa­
tes durch die türkisch-cypriotische Seite in 
letzter Zeit erfolgt ist, eine völlig neue Situa­
tion geschaffen hat, die sicher die Lösung 
dieses sdlwierigen und heiklen Problems nicht 
erleichtern wird. 

Gewiß ist es so, daß eine föderale Lösung 
auch von griechisch-cypriotischer Seite als die 
einzig möglidle und wirksame für die Zukunft 
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angekündigt und in Aussicht gestellt wurde. 
Aber trotzdem müßte eine Lösung föderaler 
Natur dergestalt geschaffen werden, daß sie 
für beide Gemeinschaften akzeptabel ist. 

Zweitens sagt gerade immer wieder die 
türkisch-cypriotische Seite, daß sie an einer 
dauerhaften und gerechten Lösung dieses Pro­
blems interessiert sei. Diese Fonnel einer 
dauerhaften und gerechten Lösung hat auch in 
die Dokumente, die der Europarat bisher ver­
abschiedet hat, Eingang gefunden. Man müßte 
vielleicht doch heute auch die türkisch-cyprio­
tische Seite daran erinnern, daß die Macht 
der Bajonette sicher nicht dazu beitragen 
wird, eine dauerhafte und gerechte Lösung 
zu finden, und daß aus diesem Grunde das 
Gespräch der Gemeinschaften untereinander 
der einzig vernünftige Weg oder der vernünf­
tige Ausweg aus der Krise wäre. 

Drittens sollte man, glaube ich, bei dieser 
Gelegenheit wieder in Erinnerung rufen - wie 
wir das im Europarat getan haben und bei 
anderen Gelegenheiten auch hier schon -, daß 
ein Verfassungsoktroi durch Ankara und 
Athen sicher nicht jenen lebensfähigen cyprio­
tischen Staat schaffen wird, der immer noch 
auf seine Kreation wartet, denn auch die Ver­
fassungen von 1959 und 1960 sind mehr oder 
weniger aufgezwungene Verfassungen und 
haben den Cyprioten nicht das gebracht, was 
sie sich selbst als Verfassungswirklichkeit 
wünschen. 

Meine Damen und Herren! Es stellt sich 
abschließend die Frage, ob die Europarats­
mission in bezug auf Cypern erfolgreich ist 
oder nicht erfolgreich ist. Ich wage die Frage 
im Augenblick nicht zu beurteilen und zu 
beantworten. 

Freilich möchte ich über einen Punkt mein 
Bedauern aussprechen: daß für das Organ 
Ministerkomitee im Europarat die sogenannte 
politische Rolle des Europarates leider nur 
mehr oder weniger ein Lippenbekenntnis ist. 
Es ist uns nicht gelungen, obwohl wir in dem 
gemischten Komitee die Minister gedrängt 
haben, sich auch dieser Frage anzunehmen. 
Es ist uns nicht gelungen, die Minister zu 
veranlassen, über das Problem rein humani­
tärer Natur die Sache anzugehen, und das ist 
sehr bedauerlich. 

Das Organ Parlamentarische Versammlung 
des Europarates hat sicher - ich glaube, das 
kann ich sagen - den ehrlichen Versuch 
unternommen in diesen letzten Wochen und 
Monaten, als ein Katalysator zu fungieren 
und zu wirken, Gespräch~ unter den Gemein­
schaften, mit den Gemeinschaften zu erleich­
tern, auch Gespräche der Regierungen unter-

einander. Wir haben uns in ehrlicher Weise 
bemüht, objektiv in dieser Frage zu sein. 

Es hat einen türkischen Druck auf uns ge­
geben und besonders auch auf mich als Be­
richterstatter, die Existenz der cypriotischen 
Regierung sozusagen nicht zur Kenntnis zu 
nehmen. Ich muß dazu sagen: Wir haben die­
sem Versuch widerstanden und den Türken 
immer wieder gesagt, daß immerhin die ande­
ren 17 Staaten des Europarates die Existenz 
auch der derzeitigen Regierung nidlt in Zwei­
fel stellen. 

Wir haben aber auch anderseits dem grie­
chischen Druck nicht nachgegeben, den Aus­
druck "Garantiemacht" aus unseren Dokumen­
ten zu eliminieren, so als ob es keinen Garan­
tievertrag und keine Garantieerklärung gäbe. 

Es ist bedauerlich, daß man versucht, einen 
Streit, den wir im Europarat als einen Streit 
zwischen Mitgliedstaaten des Europarates, 
einen Streit innerhalb der europäischen Fami­
lie betrachten, mit Hilfe der UNO zu regeln. 
Ich glaube, auch das wird das Problem nicht 
erleichtern. 

Insgesamt und abschließend möchte ich 
sagen, daß die Cypern-Frage ganz generell 
gesehen ein sehr lehrreiches Beispiel auch für 
Osterreich sein kann und sein muß. Es zeigt 
sich in der Cypern-Frage, daß derjenige, der 
in außenpolitischen Belangen auf fremde Hilfe, 
auf die Hilfe von außen angewiesen ist, leidtt 
zum Spielball fremder, zum Spielball wider­
streitender Interessen wird und daß die beste 
Außenpolitik diejenige ist, die versucht, die 
Probleme des Landes auf eigenen Füßen ste­
hend zu lösen. Das ist eine große Lehre. 

Wie die Dinge weitergehen - ich weiß 
es nicht. Kollege Czernetz und idt werden 
Mitte März Gelegenheit haben, mit den Regie­
rungen in Ankara und in Athen und mit Poli':' 
tikern aus bei den Ländern über die künftige 
Entwicklung zu sprechen. 

Das Erfreuliche, ganz allgemein gesprochen, 
an dem an sidt unerfreulichen Zustand ist, 
glaube ich, daß wir viele Faktoren haben, ge­
rade audt in Ost erreich, die an dem Cypern­
Problem unmittelbar involviert sind. Das sind 
unsere österreidtischen Bundesheersoldaten. 
Ich habe vor einigen Wochen hier von diesem 
Pult aus ihren Einsatz gewürdigt. Das sind 
die österreichisdten Polizei streitkräfte, denen 
wir heute hier unseren Dank zum Ausdruck 
bringen. Und das sind schließlich und endlich 
alle jene österreichischen Politiker im Rahmen 
des Europarates, aber auch anderer Nationen, 
die versuchen, die widerstreitenden Interessen 
im Interesse des Friedens und der Aufrecnt­
erhaltung Europas auszugleichen und die bei-
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den Streitteile zu einer Aussöhnung zu brin­
gen. Ob uns das gelingt, bleibt freilich eine 
offene Frage. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. 

Wünscht der Herr Berichterstatter 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

ein 

Wir gelangen zur A b s tim m u n 9 über 
den Ausschußantrag, den vorliegenden Berirot 
(lU -154 der Beilagen) zur Kenntnis zu nehmen. 

Dipl.-Ing. Hanreich sowie der Ausschußob­
mannstellvertreter Abgeordneter Hofstetter 
und der Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie Dr. Staribacher. 

Im Zuge der Beratung brachten die Abge­
ordneten Dr. Mussil, Hofstetter und Genossen 
einen Abänderungsantrag ein. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf unter Berücksichtigung des oberwähnten 
Abänderungsantrages in der beigedruckten 
Fassung mit Stimmeneinhelligkeit angenom-

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu men. 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Ein s tim m i g a n gen 0 m- Der Handelsausschuß stellt somit den A n-

t rag, der Nationalrat wolle dem dem Bericht 
angeschlossenen Gesetzentwurf die verfas-

men. 

sungsmäßige Zustimmung erteilen. 
5. Punkt: Bericht des Handelsausschusses über Fall W t ld li b"ch b s or me ungen vor egen, In I e-
die Regierungsvorlage (1399 der Beilagen): auftragt, zu beantragen, General- und Spezial­
Bundesgesetz, mit dem das Außenhandelsge- debatte unter einem abzuführen. 
setz 1968 geändert wird (1466 der Beilagen) 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 
Präsident: Wir gelangen zum 5. Punkt der 

Tagesordnung: Änderung des Außenhandels- Wir gelangen nunmehr zur Ab s ti m-
gesetzes 1968. m u n g über den Gesetzentwurf sowie Titel 

und Eingang in 1466 der Beilagen. 
Auch hier berichtet der Herr Abgeordnete 

Müller. Ich ersuche um den Bericht. 

Berichterstatter Müller: Herr Präsident I 
Hohes Haus! Namens des Handelsausschusses 
bringe ich den Bericht über die Regierungs­
vorlage (1399 der Beilagen): Bundesgesetz, mit 
dem das Außenhandelsgesetz 1968 geändert 
wird. 

Der vO'rliegende Gesetzentwurf sieht vor, 
daß dem Außenhandelsgesetz 1968 eine Ver­
ordnungsermächtigung eingefügt wird, die es 
nötigenfalls ermöglicht, eine Deklarations­
pflicht für die in den auszuführenden Waren 
enthaltenen Rohstoffe und Verarbeitungspro­
dukte einzuführen. 

Als Ergänzung zu dieser vorerwähnten De­
klarationspflic:ht soll weiters im Bedarfsfall 
auch angeordnet werden können, daß alle oder 
bestimmte Be- oder Verarbeiter solc:her für 
die Sic:herung der Inlandsversorgung notwen­
digen Waren zur Auskunftserteilung über 
Eingang, Lagerung und Ausgang dieser Waren 
verhalten werden und ihre Angaben gegebe­
nenfalls auch nachgeprüft werden können. Von 
dieser Ermäc:htigung wird dann GebrauCh. zu 
machen sein, wenn befürchtet werden muß, 
daß ansonst weiterhin Umgehungen der Be­
willigungspflicht vorkommen und insbeson­
dere die Deklarationspflicht nicht beachtet 
wird. 

Der Handelsausschuß hat die gegenständ­
liche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
4. Feber 1975 in Verhandlung genommen. An 
der Debatte beteiligten sich außer dem Beridlt­
erstatter die Abgeordneten Dr. Mussil und 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 
wird nic:ht erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. Der Gesetzentwurf ist 
auc:h in dritter Lesung ein s tim m i g a n­
genommen. 

6. Punkt: Bedc::ht des Aussc::husses filr Wissen­
sdlaft und Forsdlung über den Antrag 140/A 
(11-3926 der Beilagen) der Abgeordneten Dok­
tor Helnz Fischer, Dr. Blenk, Dr. Sednzt und 
Genossen betreffend Novellierung des § 15 
Abs. 9 des Hochsc::hülersc::haftsgesetzes 1973 

(1465 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 6. Punkt der 
Tagesordnung: Bericht des Ausschusses für 
Wissenschaft und Forschung über den Antrag 
140/ A (II -3926 der Beilagen) der Abgeordne­
ten Dr. Heinz Fischer, Dr. Blenk, Dr. Serinzi 
und Genossen betreffend Novellierung des' 
§ 15 Abs. 9 des Hochschülerschaftsgesetzes 
1973 (1465 der Beilagen). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Blenk. Ich ersuChe um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Blenk: Herr Präsident! 
Hohes Haus I Ich beric:hte namens des Aus­
schusses für Wissensc:haft und Fors~ung über 
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den Antrag der Abgeordneten Dr. Heinz 
Fischer, Dr. Blenk, Dr. Scrinzi und Genossen 
betreffend Novellierung des § 15 Abs. 9 des 
Hochsdlülerschaftsgesetzes 1913. 

Die genannten Abgeordneten haben am 
23. Jänner 1975 den gegenständlichen Initia­
tivantrag auf Abänderung der Fristen für die 
Hodlschülerschaftswahlen im Nationalrat ein­
gebradlt und wie folgt begründet: 

"Im § 15 Abs. 9 des Hochschülerschaftsge­
setzes 1913 ist vorgesehen, daß die Hochschul­
wahlen jeweils am Mittwoch und Donnerstag 
einer Woche in der zweiten Maihälfte durch­
zuführen sind. 

Da durch diese Bestimmung in der Regel 
nur zwei, maximal drei Termine für Hoch­
schülerschaftswahlen in Frage kommen, wobei 
sich - wie zum Beispiel heuer - Konstella­
tionen ergeben können, die alle in Frage 
kommenden Termine als nicht sehr zwe<k­
mäßig erscheinen lassen, ist es notwendig, 
diese Gesetzesstelle so zu novellieren, daß 
eine größere Anzahl von Terminen für die 
Festsetzung von Hodlschülerschaftswahlen im 
Rahmen eines Sommersemesters zur Auswahl 
stehe." 

Der Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung hat diesen Antrag in seiner Sitzung 
am 4. Feber 1915 der Vorberatung unterzogen 
und den gegenständlichen Gesetzentwurf nach 
einer längeren Debatte, an der sidl außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Kauf­
mann, Dr. Reinhart, Blecha, Dr. Stix, Doktor 
Gruber, Dr. Eduard Moser, Dr. Fleiscb.mann, 
Dr. Heinz Fischer und Dr. Ermacora sowie 
der Ausschußvorsitzende Radinger und Frau 
Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg beteiligten, unter 
Berücksichtigung eines gemeinsamen Abände­
rungsantrages der Abgeordneten Dr. Heinz 
Fischer, Dr. Blenk und Dr. Stix einstimmig 
angenommen. (Präsident Dr. Mal eta über­
nimmt den Vorsitz.) 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Wissenschaft und Forschung den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetzent­
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Idl bin ermächtigt, namens des Ausschusses 
zu beantragen, daß für den Fall einer Debatte 
General- und Spezialdebatte unter einem ab­
geführt werden. 

Präsident 'Dr. Maleta: Der Herr Berichter­
statter beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem vorzunehmen. - Kein Einwand. 
Wir gehen somit in die Debatte ein. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Kaufmann. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kaufmann (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Hausl Meine Damen und 
Herren! Die vorliegende Novellierung des 
Hoch.schülerschaftsgesetzes 1913 hat zum Ziel, 
die Termine. für die Hochschülerwahlen so 
festzulegen, daß durch Feiertage nicht eine 
Konstellation entsteht, die die ordnungsge­
mäße Durchführung der Wahlen erschwert, 
wenn nicht überhaupt unmöglidl macht. Dieser 
Novellierung liegt ein entsprechender Drei­
parteien-Antrag zugrunde. Es hat auch im 
Ausschuß darüber keine Debatte gegeben. 

Allerdings - und das ist der Grund, warum 
ich mich hier zu Wort melde - hat meine 
Fraktion im AussdlUß die Meinung vertreten, 
daß man diese Novellierung zum Anlaß neh­
men sollte, auch gleich eine weitere Änderung 
am Gesetz vorzunehmen, und zwar die Ein­
führung der Briefwahl. Aber wir haben im 
Ausschuß keine Gegenliebe dafür gefunden. 
Wir wollen daher die heutige Sitzung zum 
Anlaß nehmen, neuerlich einen entsprechen­
den Antrag einzubringen - was noch ge­
schehen wird -, und wir hoffen, daß auch 
die anderen Fraktionen doch diesem Antrag 
beitreten. 

Diese Briefwahl in dem Zusammenhang hat 
ja eine etwas sonderbare Vorgeschichte, und 
ich glaube, diese Vorgeschidlte ist es wert, 
daß man sie hier ganz kurz noch einmal in 
Erinnerung ruft. Diese Briefwahl war nämlich 
seinerzeit in der Regierungsvorlage zum 
Hochschülerschaftsgesetz enthalten, und sie ist 
auch von der Frau Bundesminister im Mini­
sterrat und vor der Offentlicb.keit vertreten 
worden - bis dann urplötzlich eine Kehrt­
wendung erfolgte. 

Es kam dann zu der grotesken Situation, 
daß wir von der Opposition die Regierungs­
vorlage gegen die Regierungspartei und gegen 
die Frau Minister verteidigen mußten. Und 
wir haben das damals mit Uberzeugung ge­
tan, weil wir der Meinung waren, daß diese 
Bestimmung über die Briefwahl, so wie sie 
in der Regierungsvorlage enthalten war, eine 
wirklich fortschrittliche und demokratische Be­
stimmung war. Denn was ist denn, meine 
Damen und Herren, demokratischer, als mög­
lichst vielen Menschen die Ausübung ihres 
Wahlrechtes zu ermöglichen und zu erleidl­
tern? Außerdem gibt es diese Briefwahl zum 
Beispiel auch bei den Betriebsratswahlen, und 
die Studenten selbst haben diese Briefwahl 
verlangt. Außerdem hätte doch gerade die 
Frau Bundesminister Interesse dar an haben 
müssen, daß möglichst viele Studenten von 
ihrem Wahlrecht Gebrauch machen und Ge­
brauch machen können, weil es ja dieselbe 
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Frau Bundesminister war, die wiederholt er­
klärt hat, daß die Hodlsdlülerschaft für sie 
eigentlich gar nicht repräsentativ sei, weil 
viel zu wenig Studenten, ein ganz geringer 
Prozentsatz von Studenten nur, zur Wahl ihrer 
Vertreter gehe. 

Sicherlich - ich glaube, das kann man bei 
dieser Gelegenheit ruhig anmerken - gibt 
es auch Schwierigkeiten bei einer Briefwahl; 
die sind zu berücksichtigen, aber die Vorteile 
liegen doch wirklich klar auf der Hand. Sie 
sind oft genug genannt worden. So zum Bei­
spiel, daß auch Studenten, die sich nicht am 
Hochschulort aufhalten, an dieser Wahl teil­
nehmen können; auch Studenten, die gerade 
bei Kursen oder bei Exkursionen sind. Warum 
dann also die Ablehnung? 

Aber hier scheinen die Kollegen von der 
Regierungspartei überhaupt etwas schizophren 
zu sein: sie reden zwar immer von Demokrati­
sierung, in der Praxis schaut das dann aber 
immer etwas anders aus. Man braucht sich ja 
nur an die jüngsten Vorgänge um das Natio­
nalratswahlredlt zu erinnern und etwa an 
die Debatte am heutigen Vormittag. Da bringt 
der Innenminister im vergangenen Jahr ein 
Gesetz ein, das die Herabsetzung des Wahl­
alters vorsieht, und dann ist man wieder 
dagegen. Außerdem geht man in dieser Vor­
lage so weit, eine Art "Häfenwahlrecht" zu 
etablieren. Fliegende Wahlkommissionen, so 
heißt es in dieser Vorlage, sollen nidlt nm 
- wie bisher - in die Spitäler, sondern audl 
in Gefängnisse kommen, um den Häftlingen 
die Ausübung ihres demokratischen Wahlrech­
tes zu ermöglichen. Aber ausgerechnet den 
Studenten will man die Briefwahl nicht geben. 

Ich appelliere daher an das Hohe Haus, 
unserem Antrag auf Einführung der Brief­
wahl bei den Hochschülerschaftswahlen heute 
zuzustimmen. Vielleicht wird der Regierungs­
partei dieser Entschluß leichter, wenn ich an­
merke, daß sich unser Antrag streng an den 
Text jener Regierungsvorlage hält, die sei­
nerzeit von der Regierung selbst vorgelegt 
worden ist. Ich bringe hier den Abänderungs­
antrag ein: 

Abänderungsanttag 

der Abgeordneten Dr. Kaufmann, Dr. Blenk, 
Dr. Gruber und Genossen zum Bundesgesetz, 
mit dem das Hodlschülerschaftsgesetz 1973, 
BGBl. Nr. 309 (1465 der Beilagen und 1401A) 
geändert wird. 

Der Nationalrat wolle besdlließen: 

Der Artikel I hat zu lauten: 

Artikel I 

Das Hochschülerschaftsgesetz 1913, BGBl. 
Nr. 309, wird wie folgt geändert: 

§ 15 Abs. 7 hat zu lauten: 

,,(1) Das Wahlrecht ist persönlich auszu­
übenj jedoch ist auch die Stimmabgabe durch 
die Post (im folgenden Briefwahl genannt) 
zulässig, wenn der Wahlberechtigte am 
Wahltag nicht in der Gemeinde, in der er 
sein Stimmrecht auszuüben hat, anwesend 
ist. In diesem Fall ist die Briefwahl der 
zuständigen Wahlkommission so rechtzeitig 
bekanntzugeben, daß die Zustellung oder 
Aushändigung des Wahlkuverts mit Stimm­
zettel und eines für die Einsendung aufzu­
legenden Briefumschlages so lange vor dem 
ersten Wahltag möglidl ist, daß sie der 
Wahlberechtigte zur Ausübung des Wahl­
rechtes benützen kann. Wahlkuvert und 
Stimmzettel unter Verwendung des Brief­
umschlages sind so zeitgerecht an die Wahl­
kommission (Subwahlkommission) geschlos­
sen einzusenden, daß sie spätestens am 
zweiten Wahltag vor der Stimmenzählung 
bei dieser Kommission einlangenj später 
einlangende Stimmzettel sind bei der Stim­
menzählung nicht mehr zu beIÜ&siChtigen." 

ICh appelliere nochmals an das Hohe Haus, 
diesem Antrag beizutreten. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Abänderungsan­
trag der Abgeordneten Dr. Kaufmann, Doktor 
Blenk, Dr. Gruber und Genossen ist genügend 
unterstützt und steht daher mit in Verhand­
lung. 

Als nämster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Scrinzi. Im erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren I Mit den 
HomschülersChaftswahlen hat es einiges auf 
sich. 1913 mußten wir uns zu nach unserer 
Auffassung recht zweifelhaften Verlänge­
rungsverfahren entschließen, jetzt sind wir 
durch die Tücke des Kalenders wiederum in 
technische Schwierigkeiten geraten, die wir 
uns bemühen, durch diesen Dreiparteien-An­
trag zu korrigieren. 

Zu dem Antrag, die Briefwahl einzuführen, 
den der Kollege Dr. Kaufmann von der OVP 
gestellt hat, darf im namens der Freiheit­
lichen Partei unsere Auffassung kurz wie folgt 
darstellen: 

Die Studenten bekommen mit dem Gesetz 
und mit der Novelle die Möglichkeit, an zwei 
aufeinanderfolgenden Tagen in einer Zeit, wo 
normalerweise Vorlesungen sind, ihr Wahl­
reCht auszuüben. Es war nur die SchWierig­
keit, daß die in Frage kommenden Doppeltage 
durch· ungünstig liegende Feiertage blockiert 
werden, und das hat es notwendig gemacht, 
diese Novelle als Dreiparteien-Initiativantrag 
einzubringen. 
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Wir sind der Meinung, daß das nicht der Minuten oder diese halbe Stunde nicht 

Anlaß sein sollte, das außerordentlich kom- scheuen, die sie brauchen, um ihren Stimm­
plizierte Thema der Briefwahl gewissermaßen zettel einzuwerfen. 
so im Handumdrehen zu lösen. Es ist leider 
gerade der Wahlvorgang bei der Hochschüler­
schaft durch die zahlreichen verschiedenen 
Fachgruppen, die es dort gibt, so kompliziert, 
daß man sich sehr wohl überlegen muß, wenn 
man sich zur Briefwahl bekennt, wie das tech­
nisch durchzuführen ist. 

Wir hatten schon bei der bisherigen als 
persönliche Wahl durchgeführten Wahl eine 
ganze Reihe von Schwierigkeiten und Pannen. 
Ich bin der Auffassung, man kann durchaus 
überlegen, ob für bestimmte Studentengrup­
pen, die an der Ausübung des Wahlrechtes 
objektiv verhindert sind, nicht die Möglichkeit 
der Briefwahl eingeführt werden sollte. 

Ich habe bei den Beratungen im Ausschuß 
1973, als von seiten des .Ministeriums argu­
mentiert wurde, es gäbe keine solchen Brief­
wahlen im österreichischen Rechtsbereich, dar­
auf hinweisen müssen, daß wir in den Ärzte­
kammern seit vielen Jahren, und damals gegen 
erheblichen Widerstand, die Briefwahl durch­
gesetzt haben. Aber, meine Damen und Her­
ren, unsere Uberlegung war damals von dem 
Umstand diktiert, daß etwa in einem ausge­
dehnten Land an einem Wahltag, wo 600, 
700 Ärzte zu den Wahlurnen in die Landes­
hauptstadt - wo normalerweise gewählt 
wird - eilen müssen, ein echter Versorgungs­
engpaß eintreten kann. Da.s waren die Motive, 
warum wir hier die Möglichkeit eingeführt 
haben, von der Briefwahl Gebrauch zu machen. 
Das bewährt sich recht gut und ist ja bei den 
drei einfachen, übersichtlichen Wahlkörpern 
auch ohne technische Schwierigkeiten durch­
zuführen. 

Ich habe in meiner Stellungnahme zur sei­
nerzeitigen Novelle, wo ja, wie Kaufmann 
mit Recht gesagt hat, die Briefwahl in der 
Regierungsvorlage vorgesehen war und dann 
dort gestrichen wurde, darauf hingewiesen, 
daß mir dort, wo keine objektive Schwierig­
keit,kein Hindernis besteht, das Wahlrecht 
persönlich auszuüben, niCht einsichtig ist, war­
um gerade der Student hier eine Sonderstel­
lung haben sollte. Es ist ja überhaupt - ~d 
das muß einmal ganz offen gesagt werden -
das Bedürfnis bei unserer HochschülersChaft, 
zumindest bei ihrer Vertretung, sehr groß, 
ständig nach Privilegien für die Studenten zu 
rufen. Bei der Wahl gibt es für mich eigent­
lich keinen objektiven Grund für die Masse 
der Studierenden. Sie sollen, wenn Sie stu­
dieren, am Hochschulort sein, sie sind also am 
Wahltag in Reichweite der Urne. Was wir 
von ihnen verlangen, ist, daß sie diese zehn 

Zu überlegen wäre aber in weiterer Folge, 
ob man nicht für jene Fälle, die anders lie­
gen, wo im Zusammenhang mit dem Studium 
durch eingeschaltete Praktiken, die vom Stu­
dienort wegführen, durch temporäre Auslands­
aufenthalte im Zusammenhang mit dem Stu­
dium und so weiter, die Möglichkeit, ein 
Briefwahlverfahren einzuführen, offenlassen 
sollte. Wir haben hier eine ähnliche Problema­
tik, wie sie sich im Zusammenhang mit dem 
allgemeinen Wahlrecht stellt, etwa bei unse­
rem UNO-Kontingent und so weiter. Darüber 
sollte man reden. 

Ich glaube aber, daß das wegen der vielen 
Beispielsfolgerungen sehr wohl überlegt sein 
müßte, denn eine Demokratie, bei der der 
Demokrat am Schluß nur mehr im Bett liegt 
und dort voll versorgt wird, brauchen wir im 
Grunde genommen nicht. Und wenn ich dem 
Stimmbürger nicht mehr zumute, daß er am 
Wahltag, so wie wir es ja auch bei den all­
gemeinen Wahlen tun, den Weg zur Urne 
geht, dann könnte diese Trägheit allmählich 
ein Symbol und zu einer Haltung in der 
Demokratie überhaupt werden, daß der ein­
zelne Bürger das Gefühl hat, es gäbe in der 
Demokratie nur Bringschulden und keine Hol­
schulden. 

Wenn wir im Zusammenhang mit der Wahl­
rechtsreform auch über ein begrenztes Brief­
wahlverfahren für bestimmte Gruppen, mei­
netwegen auch für die heute oder gestern von 
einem OVP-Sprecher zitierte Gruppe der geh­
behinderten kranken Menschen, Uberlegungen 
anstellen, dann wäre auch der Zeitpunkt ge­
kommen, in dem man sich fragen sollte, wo 
jene Ausnahmsfälle sind, daß im studen­
tismen Bereich das Briefwahlrecht einge­
führt werden soll. Sonst gibt es für mich kein 
überzeugendes Argument, hier den Studie­
renden anders als j eden anderen Wähler im 
Lande zu stellen. 

Deshalb sind wir nicht in der Lage, dem 
Antrag der OVP beizutreten. Daß wir dem 
Initiativantrag, den wir ja mitunterfertigt 
haben, selbstverständlich unsere Zustimmung 
geben, brauche ich wohl nicht zu sagen. (Bei­
fall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Reinhart. ICh erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Reinhart (SPO): Herr Prä­
sidentl Hohes Haus I Meine Damen und Her­
renl Unter dem Fahrplandruck stehend kann 
ich in aller Kürze von seiten der sozialisti­
schen Fraktion sagen, daß diese Fraktion 
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Dr. Reinhart 
weder dem alten nodl dem neuen Entwurf, Ihrem Antrag theoretisch möglidl, daß auch 
dem Abänderungsantrag des Abgeordneten vom Ausland her die Briefwahl wahrgenom­
Dr. Kaufmann, die Zustimmung erteilen wird. men werden kann. Nun soll aber ein Kontroll-

Wir glauben das auch aus sachlichen Grün­
den tun zu können, weil wir die Ansicht ver­
treten haben, daß bereits der Initiativantrag 
von drei Grundsätzen ausgeht, die eine Brief­
wahl nicht für notwendig erachten. Es sind 
während des Mai- und des Junitermines ohne­
hin Prüfungen, die den Studenten ve"ranlassen, 
sidl am Studienort aufzuhalten. Die Studien­
förderungsgesetze gehen beispielsweise von 
der Uberlegung aus, daß sich die Studierenden 
während des Semesters und da besonders wäh­
rend der Woche am Studienort aufhalten. Für 
die Hochschulwahlen sind ohnehin zwei Wahl­
tage vorgesehen, die auch bei der Uberbean­
spruchung mancher Studenten doch wohl wahr­
genommen werden können. 

In Berücksichtigung dieser drei Grundsätze 
ist es, glaube ich, nicht notwendig, die Brief­
wahl bei den Studentenwahlen näher ins Auge 
zu fassen. Aber da der Antrag einigermaßen 
formuliert eingebracht wurde, möchte ich doch 
mit drei Punkten näher auf ihn eingehen. 

Man soll nicht nur immer von Demokratisie­
rung allein sprechen, sondern man soll auch 
Garantien für die Handhabung dieser demo­
kratischen Einrichtungen geben, daß also diese 
demokratischen Einrichtungen auch durchge­
setzt werden können. 

Da stoßen wir bei dem gegenständlichen 
Abänderungsantrag gleich auf das mangelnde 
Prinzip der persönlichen Stimmabgabe. Meine 
Damen und Herrenl Dieses Prinzip der persön­
lichen Stimmabgabe ist in unserer Bundes­
verfassung verankert. Der Grund, warum die 
Bundesverfassung die persönlidle Stimmab­
gabe fordert, liegt darin, daß das Wahlge­
heimnis unter allen Umständen gewahrt wer­
den soll. In der Abwägung zwischen den 
Vorteilen einer Briefwahl und dem Nachteil 
einer allfälligen Verletzung des Wahlgeheim­
nisses hat unser Verfassungsgesetzgeber 
immer der Wahrung des Wahlgeheimnisses 
den Vorrang gegeben. In diesem Sinne hat 
auch der Verfassungsgerichtshof in einer Ent­
scheidung festgestellt, daß die Briefwahl mit 
den Grundsätzen der persönlidlen geheimen 
Wahl nidlt vereinbar wäre. 

Meine Damen und Herrenl Ich darf als zwei­
ten Grund unserer Ablehnung anführen, daß 
wir durch den gegenständlidlen Abänderungs­
antrag das Kontrollsystem nidlt entsprechend 
berücksichtigt sehen. Sie wissen, meine Damen 
und Herren von der Osterreidlismen Volks­
partei, daß h'ei den Hodlsdlulwahlen auch aus­
ländische Hörer zugelassen sind. Es wäre nach 

system vorhanden sein. Es müßte also eine 
entsprechende Glaubhaftmachung verankert 
sein, warum dieser Wahlberedltigte nicht die 
Wahlmöglichkeit am Universitätsort wahrneh­
men will, sei es etwa durch Krankheit, durdl 
berufliche Abwesenheit und so weiter. 

Dieses Kontrollsystem im Ausland durchzu­
führen ist schon vom verwaltungstedlnischeil 
Standpunkt aus unmöglidl. Wir haben ein 
Beispiel in der Bundesrepublik Deutschland, 
wo es bei den Bundestagswahlen die Brief­
wahl gibt. Hier geht in Fadlkreisen die Dis­
kussion bereits darüber, daß der Gesetzgeber 
entweder die Einrichtung der Briefwahl 
schlechthin streichen oder aber die Durchfüh­
rung noch weiter reglementieren soll. 

Es wäre dann noch in aller Kürze zu sagen, 
daß die Gefahr der Wahlanfechtung, würde 
Ihr Antrag Redltskraft erlangen, sehr, sehr 
groß ist, gerade wegen der mangelnden Kon­
trolle und wegen der Möglichkeit der Manipu­
lation. 

Ich glaube zum Grundsätzlichen Ihres An­
trages sagen zu können, daß durch die Brief­
wahl die Wahl beteiligung sicher nicht wesent­
lich zunehmen würde. Die mangelnde Wahl­
beteiligung, meine Damen und Herren, kann 
meines Erachtens nur auf zwei Faktoren zu­
rückgeführt werden: Entweder daß die studie­
rende Jugend ein mangelndes politisches Inter­
esse hat oder daß keine attraktiven Kandida­
ten aufgestellt werden beziehungsweise das 
Vertrauen in die Osterreichische Hochschüler­
schaft fehlt. Ich glaube, der letztgenannte Um­
stand ist der maßgebliche Umstand: Es fehlt 
das Vertrauen in die Osterreichische Hoch­
schülerschaft. 

Am Schlusse des heutigen Tages möchte 
ich. keine Debatte provozieren. Aber diese 
OsterreichisChe HochsChülerschaft ist bisher 
von den Vertretern der asterreichischen 
Volkspartei gestellt worden, und hier fehlt 
das Vertrauen. 

Es wurde vor wenigen Tagen von Sachver­
ständigen ein Gebarungsbericht über den Zen­
tralausschuß der Osterreichischen Hochschüler­
schaft für das Jahr 1914 erstellt, und es wäre 
der Mühe wert, diesen Gebarungsbericht einer 
näheren Diskussion zu unterziehen, wenn man 
sieht, welcher Verwendung die Mittel der 
Hochschülerschaft zugeführt wurden und wie 
von den Stildentenvertretern der Osterreichi­
schen Volkspartei diese Institution in ein 
Chaos geführt wurde. Aber, wie gesagt, das 
soll hier während der unter Zeitdruck stehen­
den Debatte nicht näher ausgeführt werden. 

138. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)78 von 79

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 138. Sitzung - 20. Feber 19'75 13439 

Dr. Relnhart 
Ich kann nur sagen, daß man der Briefwahl 

insgesamt ein besonderes Augenmerk schen­
ken soll, daß das einer besonderen Diskussion 
bedarf, daß aber die letzten Wahlen, bei 
denen die Briefwahl eingeführt werden soll, 
die Hochschülerschaftswahlen sind. (Beifall bei 
der SPO.) 

geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
die restlichen Teile des Gesetzentwurfes sowie 
Titel und Eingang in der Fassung des Aus­
schußberichtes. 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 

zu erheben. - Ich stelle die Einstimmigkeit 
Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das fest. Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Schlußwort. 
Der Herr Beridlterstatter beantragt die 

Wir kommen daher zur Ab s tim m u n g sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
über den Gesetzentwurf in 1465 der Beilagen. Kein Einwand. 
Da ein Zusatzantrag vorliegt, lasse ich ge­
trennt abstimmen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über 
die Bezeichnung Artikel I und den Einleitungs­
satz zu diesem Artikel. 

Im bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Es liegt nun ein Zusatzantrag der Abgeord­
neten Dr. Kaufmann und Genossen betreffend 
§ 15 Abs. '1 des Stammgesetzes vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Zusatzantrag Kaufmann ihre Zustimmung 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
Einstimmigkeit fest. Der Gesetzentwurf ist so­
mit auch in dritter Lesung a n gen 0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates, 
die für Mittwoch, den 19. März 1975, 10 Uhr, 
in Aussicht genommen ist, wird auf schrift­
lichem Wege einberufen werden. Diese Sit­
zung wird mit einer Fragestunde eingeleitet. 

Die Sitzung ist g e s chI 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 17 Uhr 30 Minuten 

österreichisehe Staatsdruckerei L61 10185 
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